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VORWORT 
 
 
Liebe Leserinnen und Leser, 
 
 
ich freue mich, Ihnen zum Beginn des Wintersemesters die Ausgabe 
04/2011 des „GB“ übersenden zu können. Plagiat und akademisches 
Ghostwriting sind in diesem Jahr in den Fokus der Öffentlichkeit ge-
rückt. Der Markt scheint nicht unbedeutend zu sein, wie eine lauter-
keitsrechtliche Streitigkeit vor dem OLG Düsseldorf zeigte. Der Rechts-
streit ist Gegenstand des Beitrages von Wagner, auf den ich Sie be-
sonders aufmerksam machen möchte.  
 
 
Mit besten Grüßen 
Ihr 
 
 
Prof. Dr. Volker Michael Jänich 
 
 
 
PS: Einsendeschluss für Manuskripte für die nächste Ausgabe des GB – Der Grüne Bote ist 
der 30. November 2011. 
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A. BEITRÄGE 
 
I. AUFSÄTZE UND ANMERKUNGEN 
 
WISSENSCHAFTLICHES GHOSTWRITING IM LAU-
TERKEITSRECHT – ANM. ZU OLG DÜSSELDORF, 
URT. V. 8. 2. 2011 – I-20 U 116/10 (LG WUP-
PERTAL) 
 

von Peer Philip Wagner* 
 
1. Die streitenden Parteien gehen einer 
von ihnen als „Akademisches Ghostwriting“ 
bezeichneten Tätigkeit nach. Der Antrag-
steller erstellt nach eigenen Angaben wis-
senschaftliche Texte für Unternehmen, 
Öffentliche Institutionen und auch Privat-
personen. Der Antragsgegner wirbt auf 
seiner Webseite mit seiner ausschließlichen 
Spezialisierung auf Dissertationen und 
Hochschulabschlussarbeiten für Privatper-
sonen. Eine Arbeit vom Umfang einer Dis-
sertation kostet bei den Parteien jeweils 
zwischen 10.000 € und 20.000 €. Der An-
tragsgegner weist ausdrücklich darauf hin, 
dass die von ihm erstellten wissenschaftli-
chen Arbeiten allein der persönlichen Un-
terrichtung des Erwerbers dienen und nicht 
als eigene Prüfungsleistung bei einer Hoch-
schule eingereicht werden dürfen. 
Gegenstand des Verfahrens vor dem OLG 
war eine Äußerung des Antragsgegners auf 
dessen Webseite mit folgendem Wortlaut:  
„Diese Spezialisierung ist der Unterschied 
bei X als einem der Marktführer für wis-
senschaftliches Ghostwriting im deutsch-
sprachigen Raum und ihr Vorteil gegenüber 
anderen wissenschaftlichen Ghostwritern 
und Ghostwriter-Agenturen, die nach eige-
nen Angaben noch diverse andere Dienst-
leistungen anbieten, wie Wissenschaftsbe-

                                           
* Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für 
Internationales Wirtschaftsrecht (Prof. Mäsch), 
Münster 

ratung und Coaching, um nur einige Bei-
spiele zu nennen.“  
Der Antragsteller stellt die Spitzengrup-
penzugehörigkeit des Antragsgegners so-
wohl nach Umsätzen, als auch nach Art des 
Angebots in Abrede, während Letzterer 
geltend macht, zur Spitzengruppe zu gehö-
ren. 
 
2. Das OLG hat dem sich mit der Berufung 
gegen die ablehnende Entscheidung der 
Vorinstanz wendenden Antragsteller Recht 
gegeben und einen Unterlassungsanspruch 
gem. § 8 Abs. 1, § 3 Abs. 1, Abs. 2, § 5 
Abs. 1 Nr. 3 UWG bejaht.  
In der Behauptung, „einer der Marktführer“ 
im Bereich des wissenschaftlichen Ghost-
writing zu sein, sei eine irreführende Spit-
zengruppenbehauptung zu sehen. Auf die 
konkreten Umsatzzahlen der Parteien 
komme es dabei nicht an, da eine Irrefüh-
rung über die qualitative Zugehörigkeit zur 
Spitzengruppe vorliege. Da sich das Ange-
bot des Antragsgegners auf den rechtlich 
missbilligten Teilmarkt für private Disserta-
tionen zum Erwerb des akademischen Dok-
tortitels beschränkt, komme eine Zugehö-
rigkeit zu den Marktführern des gesamten 
wissenschaftlichen Ghostwritings nicht in 
Betracht. Der Hinweis, dass die Arbeiten 
nur zu Übungszwecken dienen, sei ersicht-
lich nicht ernst gemeint, da die Annahme, 
jemand würde für einen reinen Übungstext 
mehr als 10.000 € bezahlen, lebensfremd 
ist.  
Nähme man diesen Hinweis ernst, liege 
erst recht eine unlautere Irreführung vor, 
da es sich bei der Erstellung von bloßen 
Übungstexten nicht um echtes Ghostwri-
ting handele, bei welchem der Urheber 
dem Namensgeber die Möglichkeit zur Ver-
öffentlichung unter eigenem Namen ein-
räumt und sich zum Verschweigen seiner 
eigenen Urheberschaft verpflichtet. Auch 
dies spreche dafür, dass dem Hinweis die 
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Erwartung zugrunde lag, der Mangel an 
Ernstlichkeit werde nicht verkannt werden. 
Da der Antragsteller unstreitig jedenfalls 
auch auf dem legalen Markt für wissen-
schaftliches Ghostwriting tätig ist, könne 
ihm auch nicht der Vorwurf rechtsmiss-
bräuchlichen Verhaltens gemacht werden. 
Dieser Einwand ist immer dann ausge-
schlossen, wenn ein Wettbewerbsverstoß 
die Interessen Dritter oder der Allgemein-
heit berührt.  
 
3. Die Mitbewerbereigenschaft von Antrag-
steller und Antragsgegner i.S.d. § 8 Abs. 3 
Nr. 1, § 2 Abs. 1 Nr. 3 UWG hat das OLG 
ebenfalls bejaht. Selbst wenn man unter-
stellt, dass der Antragsteller nur legale 
Tätigkeiten und der Antragsgegner nur 
illegale Tätigkeiten anbietet, sind die Par-
teien nach Meinung des Senats auf dem-
selben sachlich relevanten Markt tätig. 
Dies sei deshalb der Fall, weil der Antrags-
gegner sich mit seiner konkreten Wettbe-
werbshandlung ausdrücklich zu  wissen-
schaftlichen Ghostwritern ins Verhältnis 
setzt, die „nach eigenen Angaben noch 
diverse andere Dienstleistungen anbieten“, 
indem er die Spitzengruppenzugehörigkeit 
auf dem Gebiet des gesamten wissen-
schaftlichen Ghostwritings für sich in An-
spruch nimmt. Allein die behauptete Sub-
stituierbarkeit der jeweiligen Leistungen sei 
insoweit ausreichend. 
 
4. Dem Urteil ist im Hinblick auf die Beur-
teilung der Aussage des Antragsgegners 
als irreführende Spitzengruppenbehaup-
tung zuzustimmen. Kritisch zu würdigen 
sind hingegen die Ausführungen des Se-
nats zu der Mitbewerbereigenschaft der 
Parteien.  
Beim Substitutionswettbewerb ist eine Tä-
tigkeit auf demselben sachlich, räumlich 
und zeitlich relevanten Markt erforderlich 
(Köhler/Bornkamm UWG, 29. Auflage 
2011, § 2 Rn. 98). Der sachlich relevante 
Markt bestimmt sich in Anlehnung an das 
aus dem Kartellrecht bekannte Bedarfs-
marktkonzept. Danach kommt es darauf 
an, ob der durchschnittlich informierte, 
situationsadäquat aufmerksame und ver-
ständige Nachfrager die angebotene Ware 
nach ihrer Eigenschaft, ihrem Verwen-
dungszweck und ihrer Preislage als aus-
tauschbar ansieht (Köhler/Bornkamm 
UWG, 29. Auflage 2011, § 2 Rn. 106a). 
Richtig ist zwar, dass insoweit keine hohen 
Anforderungen zu stellen sind und an die 

konkrete geschäftliche Handlung für die 
Beurteilung der Mitbewerbereigenschaft 
anzuknüpfen ist.  
Ausreichend ist sogar, wenn der Verkehr 
irrig von der Substituierbarkeit der ange-
botenen Güter ausgeht, sodass sich hie-
raus mit hinreichender Wahrscheinlichkeit 
eine Beeinträchtigung des anderen Unter-
nehmers ergibt (BGH GRUR 1981, 529, 
530 – Rechtsberatungsanschein). Die Par-
teien müssen auch nicht derselben Branche 
angehören (BGH GRUR 1972, 553 – Statt 
Blumen ONKO-Kaffee).  
Gleichwohl kann alleine die Behauptung 
der Substituierbarkeit der angebotenen 
Leistungen nicht genügen. Der angespro-
chene Verkehrskreis muss zumindest irrig 
von der Substituierbarkeit ausgehen, da 
sich nur hieraus eine mögliche Beeinträch-
tigung des anderen Unternehmens ergeben 
kann. Auch in dem Statt Blumen ONKO-
Kaffee-Fall des BGH (a.a.O.) waren die 
Produkte der streitenden Parteien - Blumen 
und Kaffee – trotz ihrer Branchenverschie-
denheit jedenfalls im Hinblick auf ihre Eig-
nung als Geschenk austauschbar. Da den 
Kunden in diesem Fall die konkrete Substi-
tutionsmöglichkeit der beiden Produkte 
aufgezeigt wurde, sind die Parteien konkret 
in Wettbewerb zueinander getreten.  
Ob die angesprochenen Verkehrskreise 
jedoch zumindest irrig die Substituierbar-
keit von legalen wissenschaftlichen Ghost-
writer-Arbeiten und der illegalen Erstellung 
von Dissertationen zur Erlangung des Dok-
tortitels annehmen und sich hieraus mit 
hinreichender Wahrscheinlichkeit eine Be-
einträchtigung des Antragstellers ergibt, 
erscheint mehr als fraglich. Derjenige, der 
sich für illegale Doktorarbeiten interessiert, 
wird insoweit gerade nicht legale Angebote 
aus dem Bereich des wissenschaftlichen 
Ghostwritings als Ersatz in Betracht ziehen. 
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AUS DER RECHTSPRECHUNG DES EUGH UND DES 
EUG ZUM GEMEINSCHAFTSMARKENRECHT IM 3. 
QUARTAL 2011 
 

von Dr. Jan Eichelberger, LL.M.oec. 
 
I. Schon der Verstoß gegen die öffent-
liche Ordnung oder die guten Sitten in 
nur einem Mitgliedstaat steht der Ein-
tragung eines Zeichens als Gemein-
schaftsmarke (hier: sowjetisches 
Staatswappen) entgegen 

EuG, Urt. v. 20. 9. 2011 – T-232/10. Siehe 
hierzu die Pressemitteilung 95/11 (GB 
2011, 303) 
 
II. (1) Beschwerdegebühr kann nicht 
durch Übersendung eines Schecks be-
zahlt werden – (2) Allein die zusätzli-
che Zahlung des Verspätungszuschla-
ges heilt die verspätete Zahlung nicht 

1. Der Kläger legte seiner Beschwerde ge-
gen eine Entscheidung der Widerspruchs-
abteilung einen Scheck über die Beschwer-
degebühr bei. Das HABM wies den Scheck 
zurück mit der Begründung, dass diese 
Zahlungsart nicht akzeptiert werde. Der 
Kläger meint, die Zahlung per Scheck sei 
durch Art. 8 der Verordnung Nr. 2869/95 
in der durch die Verordnung Nr. 1687/2005 
geänderten Fassung, der eine Überweisung 
auf ein Konto des HABM zulasse, nicht ex-
plizit untersagt. Ein Scheck sei gerade eine 
Anweisung an die Bank, eine Summe ei-
nem Konto gutzuschreiben. 
 
Das EuG (Urt. v. 15. 9. 2011 – T-271/09) 
folgt der Argumentation des Klägers nicht. 
 
[27] Der Kläger trägt im Wesentlichen vor, dass 
der Ausdruck „Überweisung auf ein Bankkonto“ 
auch die Zahlung per Scheck umfasse. Wie die 
Beschwerdekammer zu Recht darlegt, ist jedoch 
darauf hinzuweisen, dass Art. 5 Abs. 1 der Ver-
ordnung Nr. 2869/95 in der Fassung vor seiner 
Änderung durch die Verordnung Nr. 1687/2005 
vorsah, dass die an das HABM zu zahlenden 
Gebühren „a) durch Einzahlung oder Überwei-
sung auf ein Bankkonto des [HABM]“, „b) durch 
Übergabe oder Übersendung von Schecks, die 
auf das [HABM] ausgestellt sind,“ oder schließ-
lich „c) durch Barzahlung“ zu entrichten sind. 
Wäre es die Absicht des Gesetzgebers gewesen, 
durch die Verwendung des Ausdrucks „Überwei-
sung auf ein Bankkonto“ auch die Zahlung per 
Scheck einzubeziehen, hätte er in der vor dem 
Erlass der Verordnung Nr. 1687/2005 geltenden 
Fassung von Art. 5 Abs. 1 der Verordnung Nr. 
2869/95 keine Unterscheidung getroffen zwi-

schen „Einzahlung oder Überweisung auf ein 
Bankkonto des [HABM]“ und der „Übergabe 
oder Übersendung von Schecks, die auf das 
[HABM] ausgestellt sind“. Der Gesetzgeber ver-
band also mit der durch die Verordnung Nr. 
1687/2005 erfolgten Streichung der „Übergabe 
oder Übersendung von Schecks, die auf das 
[HABM] ausgestellt sind“ zwingend die Absicht, 
diese Zahlungsart auszuschließen. 
 
[28] Schließlich räumt der Kläger im Rahmen 
des zweiten Klagegrundes selbst ein, dass Art. 
5 der Verordnung Nr. 2869/95 in der durch die 
Verordnung Nr. 1687/2005 geänderten Fassung 
die Zahlung der Gebühren per Scheck nicht 
mehr gestattet. Der Kläger trägt nämlich vor, 
es sei „unerklärlich, warum die Gebühr mittels 
Bankscheck entrichtet worden ist, da in Anbe-
tracht der Änderung der Verordnungen in der 
Anwaltskanzlei bürointern die Weisung ergan-
gen war, die Gebührenzahlungen durch Über-
weisung auf die Bankkonten des [HABM] … und 
nicht mehr mittels Bankscheck vorzunehmen“. 
 
[29] Folglich kann der Kläger nicht geltend ma-
chen, dass Art. 5 Abs. 1 Buchst. a der Verord-
nung Nr. 2869/95 die Zahlung der Gebühren 
per Scheck gestatte. 
 
2. Der Kläger war weiter der Ansicht, dass 
die später erfolgte Überweisung der Be-
schwerdegebühr einschließlich des 
10%igen Verspätungszuschlages die ver-
spätete Zahlung geheilt habe. So seien Art. 
8 Abs. 3 Buchst. a und b der deutschen 
Fassung von der Verordnung Nr. 2869/95 
in der durch die Verordnung Nr. 1687/2005 
geänderten Fassung als Alternativen aufzu-
fassen. Somit werde entweder ein Über-
weisungsauftrag innerhalb der Frist nach-
gewiesen, oder es könne eine Zahlung 
durch eine Zusatzgebühr in Höhe von 10 % 
bewirkt werden. Daher sei die Beschwer-
degebühr in Anbetracht der Zahlung eines 
Zuschlags als wirksam entrichtet anzuse-
hen. 
 
Das EuG (Urt. v. 15. 9. 2011 – T-271/09) 
folgt auch dieser Argumentation nicht. 
 
[31] Das HABM weist das Vorbringen des Klä-
gers zurück, obwohl es einräumt, dass die ein-
schlägige Passage in Art. 8 Abs. 3 der Verord-
nung Nr. 2869/95 in der durch die Verordnung 
Nr. 1687/2005 geänderten Fassung nicht die 
Konjunktion „und“ enthalte. 
 
[32] Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass 
nach Regel 49 Abs. 3 der Verordnung Nr. 
2868/95 im Fall der Entrichtung der Beschwer-
degebühr nach Ablauf der Frist für die Einle-
gung der Beschwerde diese als nicht eingelegt 
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gilt und dem Beschwerdeführer die Gebühr er-
stattet wird. 
 
[33] Nach Art. 8 Abs. 1 Buchst. a der Verord-
nung Nr. 2869/95 ist der maßgebliche Tag für 
die Zahlung der Gebühr im Fall der Einzahlung 
oder Überweisung auf ein Bankkonto des HABM 
der Tag, an dem der Betrag auf das Bankkonto 
des HABM gutgeschrieben wird. 
 
[34] Art. 8 Abs. 3 der Verordnung Nr. 2869/95 
in der durch die Verordnung Nr. 1687/2005 
geänderten Fassung, die auf den vorliegenden 
Sachverhalt anwendbar ist, normiert eine Aus-
nahme, auf die sich der Kläger unter Bezug-
nahme auf die deutsche Fassung dieser Be-
stimmung beruft. 
 
[35] Die deutsche Fassung von Art. 8 Abs. 3 
der Verordnung Nr. 2869/95 lautete vor seiner 
Änderung durch die Verordnung Nr. 1687/2005 
folgendermaßen: 
 
„Gilt eine Gebührenzahlung im Sinne der Absät-
ze 1 und 2 erst nach Ablauf der Frist, innerhalb 
deren sie fällig war, als eingegangen, so gilt 
diese Frist als gewahrt, wenn gegenüber dem 
Amt nachgewiesen wird, dass der Einzahler 
a) innerhalb der Zahlungsfrist in einem Mit-

gliedstaat 
i) die Zahlung bei einer Bank veranlasst 

hat oder 
ii) einer Bank einen ordnungsgemäßen 

Überweisungsauftrag erteilt hat oder 
iii) bei einem Postamt oder auf anderem 

Wege einen an das Amt gerichteten 
Brief mit einem Scheck im Sinne von 
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b) aufge-
geben hat, sofern dieser Scheck einge-
löst wird, und 

b) einen Zuschlag von 10 % der entsprechen-
den Gebühr(en), jedoch nicht mehr als 200 
ECU, entrichtet hat; der Zuschlag entfällt, 
wenn eine der unter Buchstabe a) genann-
ten Voraussetzungen spätestens zehn Tage 
vor Ablauf der Zahlungsfrist erfüllt wird.“ 

 
[36] Mit der Verordnung Nr. 1687/2005 wurden 
die Bestimmungen der Ziff. i und iii dieses 
Buchst. a aufgehoben, ohne aber die Bestim-
mung der Ziff. ii zu ändern, die als einzige in 
Kraft bleibt. 
 
[37] Aus der Entstehungsgeschichte von Art. 8 
Abs. 3 der Verordnung Nr. 2869/95 in der auf 
den vorliegenden Sachverhalt anwendbaren 
Fassung ergibt sich, dass die in den Buchst. a 
und b genannten Voraussetzungen kumulativ 
und nicht alternativ vorliegen müssen. Aus dem 
deutschen Wortlaut von Art. 8 Abs. 3 der Ver-
ordnung in der vor der Änderung der Vorschrift 
durch Art. 1 Abs. 3 der Verordnung Nr. 
1687/2005 geltenden Fassung geht nämlich 
hervor, dass am Ende von Art. 8 Abs. 3 Buchst. 
a Ziff. i und ii das Wort „oder“ und am Ende von 

Art. 8 Abs. 3 Buchst. a Ziff. iii das Wort „und“ 
stand. Somit waren die Voraussetzungen in 
Bezug auf die Zahlung der Gebühr und des Zu-
schlags, wie das Wort „und“ zwischen den Best-
immungen der Buchst. a und b zeigt, als kumu-
lative Voraussetzungen formuliert. Mit dem 
Erlass von Art. 1 Abs. 3 Buchst. b der Verord-
nung Nr. 1687/2005, mit dem die Bestimmun-
gen des Art. 8 Abs. 3 Buchst. a Ziff. i und iii der 
Verordnung Nr. 2869/95 aufgehoben wurden, 
beabsichtigte der Gesetzgeber nur, bestimmte 
ursprünglich vorgesehene Zahlungsmöglichkei-
ten zu streichen, und nicht, das Verhältnis zwi-
schen den Bestimmungen des Art. 8 Abs. 3 
Buchst. a und b dieser Verordnung zu ändern 
(Urteil des Gerichts vom 12. Mai 2011, Jager & 
Polacek/HABM – RT Mediasolutions [REDTUBE], 
T‑488/09, nicht in der amtlichen Sammlung 
veröffentlicht, Randnr. 38). 
 
[38] Es ist überdies festzustellen, dass in ande-
ren Sprachfassungen, insbesondere der franzö-
sischen, der spanischen oder der italienischen, 
zwischen den Buchst. a und b des Art. 8 Abs. 3 
der Verordnung Nr. 2869/95 in der durch die 
Verordnung Nr. 1687/2005 geänderten Fassung 
die Konjunktion „oder“ nicht steht. Die Notwen-
digkeit einer einheitlichen Auslegung des Uni-
onsrechts schließt jedoch eine isolierte Betrach-
tung nur einer Sprachfassung einer Vorschrift 
aus; sie gebietet vielmehr, im Zweifelsfall die 
Vorschrift im Licht der Fassungen in den ande-
ren Amtssprachen auszulegen und anzuwenden 
(vgl. Urteil des Gerichtshofs vom 17. Oktober 
1996, Lubella, C‑64/95, Slg. 1996, I‑5105, 
Randnr. 17 und die dort angeführte Rechtspre-
chung; vgl. in diesem Sinne auch Urteil des 
Gerichts vom 31. Januar 2008, Federación de 
Cooperativas Agrarias de la Comunidad Valen-
ciana/OCVV – Nador Cott Protection [Nador-
cott], T‑95/06, Slg. 2008, II‑31, Randnr. 33). 
 
[39] Des Weiteren lässt sich, wie das HABM 
geltend macht, dem Wortlaut von Art. 8 der 
Verordnung Nr. 2869/95 in der durch die Ver-
ordnung Nr. 1687/2005 geänderten Fassung 
entnehmen, dass die in Abs. 3 Buchst. a und b 
genannten Voraussetzungen kumulativ und 
nicht alternativ vorliegen müssen. 
 
[40] Müssten, erstens, die in Art. 8 Abs. 3 
Buchst. a und b der Verordnung Nr. 2869/95 in 
der durch die Verordnung Nr. 1687/2005 geän-
derten Fassung genannten Voraussetzungen 
nur alternativ vorliegen, könnte die Beschwer-
degebühr zu jedem beliebigen Zeitpunkt gezahlt 
werden, sofern innerhalb der vom HABM ge-
setzten Frist nach Art. 8 Abs. 4 der Verordnung 
Nr. 2869/95 ein Zuschlag entrichtet würde. 
Nach einer solchen Auslegung genügte es näm-
lich, die Voraussetzung gemäß Art. 8 Abs. 3 
Buchst. b der Verordnung, d. h., die Zahlung 
des Zuschlags, innerhalb der vom HABM be-
stimmten Frist zu erfüllen, damit die Zahlungs-
frist für die Beschwerdegebühr als gewahrt gilt. 
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Dagegen wäre es nicht erforderlich, die in Art. 8 
Abs. 3 Buchst. a der Verordnung Nr. 2869/95 in 
der durch die Verordnung Nr. 1687/2005 geän-
derten Fassung vorgesehene Voraussetzung zu 
beachten, also innerhalb der Zahlungsfrist einen 
Überweisungsauftrag für die Beschwerdegebühr 
zu erteilen (vgl. in diesem Sinne Urteil REDTU-
BE, oben in Randnr. 37 angeführt, Randnr. 40). 
 
[41] Einer solchen Auslegung kann, wie die 
Beschwerdekammer in der angefochtenen Ent-
scheidung dargelegt hat, nicht gefolgt werden. 
Da die Beschwerde beim HABM, wie oben in 
Randnr. 21 erwähnt, innerhalb einer Frist von 
zwei Monaten ab dem Tag der Zustellung der 
Entscheidung der Widerspruchsabteilung einge-
legt werden muss und nicht als erhoben gilt, 
solange die Beschwerdegebühr nicht gezahlt ist, 
kann die Frist für die Zahlung der Beschwerde-
gebühr nicht in das freie Ermessen des Be-
schwerdeführers gestellt werden (vgl. in diesem 
Sinne Urteil REDTUBE, oben in Randnr. 37 an-
geführt, Randnr. 41). 
 
[42] Zweitens ergibt sich aus Art. 8 Abs. 3 
Buchst. b der Verordnung Nr. 2869/95, dass 
der Zuschlag entfällt, „wenn eine der unter 
Buchstabe a) genannten Voraussetzungen spä-
testens zehn Tage vor Ablauf der Zahlungsfrist 
erfüllt wird“. Hätten die in den angeführten 
Buchst. a und b genannten Voraussetzungen 
nur alternativ vorzuliegen, würde die Anwen-
dung der in Buchst. a genannten Voraussetzun-
gen automatisch dazu führen, dass die Frist für 
die Zahlung der Gebühr als gewahrt gälte, so 
dass kein Zuschlag gezahlt werden müsste, und 
zwar selbst dann nicht, wenn der Überwei-
sungsauftrag am letzten Tag vor Ablauf der 
Frist erteilt worden wäre, was den zweiten Satz 
des Art. 8 Abs. 3 Buchst. b der Verordnung 
seines Sinnes entleeren würde (vgl. in diesem 
Sinne Urteil REDTUBE, oben in Randnr. 37 an-
geführt, Randnrn. 45 und 46). 
 
[43] Drittens gilt nach Art. 8 Abs. 4 Satz 2 der 
Verordnung Nr. 2869/95 die Zahlungsfrist als 
versäumt, wenn der Nachweis, an welchem Tag 
die in Abs. 3 Buchst. a genannte Voraussetzung 
erfüllt wurde, unzureichend ist „oder“ wenn der 
Zuschlag nicht fristgerecht entrichtet wird. Die 
Nichterfüllung einer dieser Voraussetzungen 
reicht also dafür aus, dass die Zahlungsfrist als 
nicht gewahrt gilt, was zeigt, dass diese Vo-
raussetzungen kumulativ vorliegen müssen 
(vgl. in diesem Sinne Urteil REDTUBE, oben in 
Randnr. 37 angeführt, Randnr. 47). 
 
[44] Im vorliegenden Fall steht außer Streit, 
dass die Entscheidung der Widerspruchsabtei-
lung dem Kläger am 14. März 2008 zugestellt 
wurde und dass die Frist für die Einlegung einer 
Beschwerde bei der Beschwerdekammer des 
HABM am 14. Mai 2008 ablief. 
 

[45] Unstreitig ist auch, dass die Zahlung der 
Beschwerdegebühr zuzüglich des Zuschlags per 
Banküberweisung am 27. Mai 2008 erfolgte. 
 
[46] Somit kann die Frist für die Entrichtung 
der Beschwerdegebühr nach Art. 8 Abs. 3 der 
Verordnung Nr. 2869/95 in der durch die Ver-
ordnung Nr. 1687/2005 geänderten Fassung 
nicht als gewahrt gelten, da der Kläger nicht 
nachgewiesen hat, seiner Bank gemäß Art. 8 
Abs. 3 Buchst. a dieser Verordnung den Auftrag 
zur Überweisung der Beschwerdegebühr vor 
Ablauf der Beschwerdefrist vor dem HABM er-
teilt zu haben. 
 
III. SCOMBER MIX beschreibend für 
Fischprodukte 

Für die Klägerin wurde das Zeichen SCOM-
BER MIX für u. a. die Klasse 29: „konser-
vierter Fisch; Fischkonserven; Fischzube-
reitung auch unter Verwendung von Kräu-
tern, Kräuterextrakten, Salaten und Gemü-
sen; Fertig- und Halbfertiggerichte, im We-
sentlichen bestehend aus Fisch“ eingetra-
gen, jedoch auf einen Nichtigkeitsantrag 
hin wieder gelöscht. Die dagegen gerichte-
te Klage hatte keinen Erfolg. 
Das EuG (Urt. v. 21. 9. 2011 – T-201/09) 
hält das angemeldete Zeichen für be-
schreibend, da der Durchschnittsverbrau-
cher wisse, dass Scomber die wissen-
schaftliche Bezeichnung für Makrelen sei. 
 
[25] Es ist unstreitig, dass das Wort „Scomber“ 
ein Fachbegriff ist und es sich dabei um den 
wissenschaftlichen Namen der Makrele im Fach 
der Zoologie handelt. Die Klägerin macht jedoch 
geltend, dass es sich bei den maßgeblichen 
Verkehrskreisen in Bezug auf die streitige Mar-
ke ausschließlich um Durchschnittsverbraucher 
handele, denen die Bedeutung von „Scomber“ 
nicht bekannt sei. 
 
[26] Was die Waren der Klasse 29, insbesonde-
re Fischkonserven, betrifft, hat das Gericht be-
reits festgestellt, dass die maßgeblichen Ver-
kehrskreise im Wesentlichen Durchschnittsver-
braucher sind, da es um Güter des täglichen 
Bedarfs aus der Lebensmittelbranche geht und 
diese Waren im Alltag im Wesentlichen von 
diesen Verbrauchern erworben werden (Urteil 
des Gerichts vom 12. März 2008, Compagnie 
générale de diététique/HABM [GARUM], 
T‑341/06, nicht in der amtlichen Sammlung 
veröffentlicht, Randnr. 34). 
 
[27] Hierzu ist festzustellen, dass die Streithel-
ferin, wie sich aus Randnr. 34 der angefochte-
nen Entscheidung ergibt, dem HABM Kopien von 
Werbeanzeigen vorgelegt hat, in denen der 
Begriff „Scomber“ und selbst „Scomber Mix“ in 
einer beschreibenden Bedeutung verwendet 
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wurde. Daraus folgt, dass der Begriff „Scom-
ber“, der – wie oben in Randnr. 25 ausgeführt – 
die wissenschaftliche Bezeichnung für die Mak-
rele darstellt, gegebenenfalls in Verbindung mit 
der spezifischen Bezeichnung für die betreffen-
de Makrelenart, auf den Verpackungen der von 
der streitigen Marke erfassten Waren oder in 
den Werbeanzeigen für diese Waren zur genau-
en Identifizierung des in diesen Waren enthal-
tenen Fisches und daher in einer beschreiben-
den Bedeutung verwendet werden kann. Der 
vorliegende Fall kann daher von dem Fall unter-
schieden werden, der dem Urteil GARUM zu-
grunde lag und einen lateinischen Begriff betraf, 
mit dem ein gastronomisches Erzeugnis be-
zeichnet wurde, das in der Antike Verwendung 
fand. 
 
[28] Daher ist zumindest vernünftigerweise zu 
erwarten, dass die Verbraucher und insbeson-
dere diejenigen Verbraucher, die regelmäßig 
Fischereierzeugnisse verzehren, die Verwen-
dung einer solchen Bezeichnung für die be-
troffenen Waren als eine Beschreibung der Wa-
ren verstehen, zumal das Bewusstsein der Ver-
braucher im Hinblick auf die Zutaten und die 
geografische Herkunft der von ihnen verbrauch-
ten Lebensmittel zunimmt. 
 
[29] Was das Wort „Scomber“ betrifft, so steht 
jedenfalls fest, dass es sich dabei nicht – wie 
von der Klägerin behauptet – um einen Phanta-
siebegriff handelt. In ihrer Werbung erklärt die 
Klägerin nämlich selbst dem Verbraucher: „Das 
Wort Scomber kommt aus dem Lateinischen 
und bedeutet Makrele“. 
 
[30] Zudem ist der Begriff „Scomber“ – wie die 
Beschwerdekammer in Randnr. 24 der ange-
fochtenen Entscheidung festgestellt hat – dem 
italienischen Wort „sgombro“, das „Makrele“ 
bedeutet, klanglich hinreichend ähnlich, so dass 
die italienischsprachigen Verbraucher die Be-
deutung dieses Begriffs verstehen könnten. Es 
ist erwartbar, dass diese Verbraucher diesen 
Begriff unmittelbar und ohne weitere Überle-
gung als eine Beschreibung einer der Zutaten 
der streitigen Waren verstehen könnten (vgl. in 
diesem Sinne Urteil STEADYCONTROL, Randnr. 
36). Hierzu ist anzumerken, dass nach Art. 7 
Abs. 2 der Verordnung Nr. 40/94 (jetzt Art. 7 
Abs. 2 der Verordnung Nr. 207/2009) die abso-
luten Eintragungshindernisse des Art. 7 Abs. 1 
dieser Verordnung auch dann Anwendung fin-
den, wenn diese Eintragungshindernisse nur in 
einem Teil der Union vorliegen. 
 
[31] Was die streitige Marke in ihrer Gesamt-
heit betrifft, ist in Übereinstimmung mit der 
oben in Randnr. 22 angeführten Rechtspre-
chung festzustellen, dass die bloße Aneinander-
reihung der Bestandteile „Scomber“ und „Mix“ 
keinen Eindruck erweckt, der hinreichend weit 
von dem abweicht, der bei bloßer Zusammen-
fügung dieser beiden Worte entsteht, da ihre 

Kombination nicht ungewöhnlich ist. Das Zei-
chen SCOMBER MIX weist nämlich nur darauf 
hin, dass die beanspruchten Waren aus einer 
Mischung von Makrelen (Scomber) mit anderen 
Zutaten (Mix) bestehen. 
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II. BUCHBESPRECHUNG 
 
JEFFREY M. BUTLER, DIE US-MARKE, 2011, 
CARL HEYMANNS VERLAG, 652 SEITE(N), GEBUN-
DEN, € 178,--, ISBN 978-3-452-25322-4 

 
von RA Martin Bachmann, Augsburg 

 
Mit der ersten umfassend systematischen 
Darstellung zum US-amerikanischen Mar-
kenrecht gelingt es Jeffrey M. Butler dem 
europäischen Marken-Praktiker mit seinem 
Werk „Die US-Marke“ einen Überblick über 
die Besonderheiten des amerikanischen 
Markenrechts zu verschaffen. Dabei greift 
er erfreulicherweise auch die vorhandenen 
Parallelen des US-amerikanischen Marken-
rechts zum nationalen und europäischen 
Markenrecht auf.  
 
Dem Nachschlagewerk ist deutlich die 
langjährige Tätigkeit des Autors im Bereich 
des Gewerblichen Rechtsschutzes in einer 
international tätigen US-amerikanischen 
Großkanzlei anzumerken. Anschauend 
zeigt Jeffrey M. Butler eine Vielzahl an Lö-
sungen auf Fragen auf, welche sich ihm 
selbst während seiner langjährigen Tätig-
keit als Rechtsanwalt stellten oder welche 
an ihn von europäischen Kollegen herange-
tragen wurden.  
 
In zehn übersichtlich gestalteten Kapiteln 
spricht Jeffrey M. Butler sowohl Praktiker 
an, für welche das US-Markenrecht bislang 
Neuland ist, als auch erfahrene Marken-
rechtler. Zentraler Schwerpunkt sind die 
wichtigsten Regelungen des Lanham Acts 
sowie deren Anwendung im Anmelde- und 
Verletzungsverfahren. 
 
Einer kurzen Einführung folgend, vermittelt 
das Buch zunächst einen Überblick über die 
verschiedenen Markenarten sowie deren 
Schutzvoraussetzungen. Vertieft wird dabei 
auf die Frage der Unterscheidungskraft 
eingegangen. 
 
Hieran schließt sich eine Erläuterung der 
unterschiedlichen Möglichkeiten des Er-
werbs von Markenrechten. Seinen Schwer-
punkt setzt der Autor dabei auf die Eintra-
gung einer Marke auf US-Bundesebene, bei 
der zwei Markenregister zur Verfügung 
stehen, das Principal Register und das 
Supplemental Register. Auf die unter-
schiedlichen Funktionen sowie auf die Vor- 
und Nachteile dieser zwei Register geht der 

Autor verstärkt ein. Hierbei erklärt er ins-
besondere die verschiedenen Eintragungs-
grundlagen, die bei einer US-Registrierung 
zur Verfügung stehen können, und erläu-
tert gleichzeitig die gravierenden Unter-
schiede zum deutschen und europäischen 
Markenrecht. 
 
In einem eigens für den Anmeldeantrag 
vorgesehenen Kapitel führt Jeffrey M. But-
ler aus, welche Angaben bei dem Antrag 
erforderlich sind, welche Möglichkeiten bei 
der Antragstellung zur Verfügung stehen 
und an welche Voraussetzungen die Mar-
kenanmeldung gekoppelt ist. Der Marken-
praktiker findet hier unter Anderem wert-
volle Tipps zur optimalen Gestaltung des 
Waren- und Dienstleistungsverzeichnisses. 
Sollte diese Gestaltung des Waren- und 
Dienstleistungsverzeichnisses indes nicht 
gelingen, findet sich ein Abschnitt, in wel-
chem mögliche, der Anmeldung entgegen-
stehende Eintragungshindernisse ange-
sprochen werden. 
 
Im weiteren Verlauf widmet sich Jeffrey M. 
Butler dem Problemkreis des trade dress, 
dem Schutz der Handelsaufmachung und 
deren Voraussetzung. Eingegangen wird 
dabei auf den Schutz eines lauteren Wett-
bewerbs, ein Schutz vor der Einfuhr von 
Pirateriewaren, betrügerische Werbung 
sowie gegen Markenherabsetzungen.  
 
In Kapitel sieben widmet sich der Autor der 
Verwechslungsgefahr und der eigentlichen 
Markenverletzung. Hierbei wird herausge-
arbeitet, welche Arten der Verwechslung 
das US-amerikanische Markenrecht kennt 
und in welchen Fällen eine Verwechslungs-
gefahr angenommen werden sollte.  
 
Erfreulicherweise kommt auch das Verfah-
rensrecht nicht zu kurz. So zeigt der Autor 
in einem weiteren Kapitel die verschiede-
nen Verletzungsarten. Dargestellt werden 
dabei auch der erweiterte Schutz bekann-
ter Marken sowie deren mögliche Verwäs-
serung. Ebenso sind Markenverletzungen 
durch Domainregistrierungen Gegenstand 
dieses Kapitels. Als gelungen kann die Er-
örterung der jeweiligen Rechte des Mar-
keninhabers und seine verfahrensrechtli-
chen Möglichkeiten bezeichnet werden.  
 
Anzumerken ist, dass das Werk auch nicht 
die Sichtweise des Markenverletzers im 
gerichtlichen Verfahren vernachlässigt. In 
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einem eigenen Kapitel werden mögliche 
Einreden im Verletzungsverfahren präsen-
tiert. Angesprochen werden etwa die aus 
dem nationalen und europäischen Marken-
recht bekannten Streitpunkte des Ein-
wands der Nichtbenutzung, der Markenpa-
rodie, der Verwirkung, aber auch eigen-
ständige Tatbestände des US-
amerikanischen Markenrechts. Dabei 
kommt der Tatbestand des Betruges, der 
in jüngster Zeit aufgrund einiger umstrit-
tener Entscheidungen des Trademark Trial 
and Appeal Board (TTAB) rege diskutiert 
wird, hier nicht zu kurz.  
 
Das Buch schließt mit Darstellungen zu den 
vier inter-partes Verfahrensarten vor dem 
TTAB, das Einspruchsverfahren, das Lö-
schungsverfahren, das „concurrent-use“ 
Verfahren und das Kollisionsverfahren. 
Nützlich für den Fall Ablehnung einer Mar-
keneintragung sind die Ausführungen zu 
dem „Beschwerdeverfahren“ ex-partes.  
 
Ein nahezu 100 Seiten umfassender An-
hang, der sich unter anderem aus dem 
Inhaltsverzeichnis der USPTO-Markenricht-
linien und den Gesetzeswerken des Trade-
mark Act/Lanham Act zusammensetzt, 
endet das Buch. Im Anhang ebenso vorzu-
finden sind ein Muster zu einer Markenan-
meldung, ein Amtsbescheid sowie eine 
entsprechende Erwiderung, eine elektroni-
sche Anmeldung samt Widerspruch und 
wichtige Links zu Datenbanken, die für das 
US-amerikanische Markenrecht von tagtäg-
licher Relevanz sind. 
 
Zusammengefasst lässt sich feststellen, 
dass sich das Buch sowohl für „Neulinge im 
US-Markenrecht“ eignet, als auch dem ver-
trauten Praktiker als hilfreiches Nach-
schlagwerk dient.  
 
Gleichsam für beide Kreise ist positiv her-
vorzuheben, dass der Autor in den einzel-
nen Kapiteln stets den Originalwortlaut von 
Vorschriften und Entscheidungen zitiert, 
ohne hierbei auf die entsprechende deut-
sche Übersetzung zu verzichten. Dem Le-
ser wird durch die Parallelen zum nationa-
len und europäischen Markenrecht die Lek-
türe sehr erleichtert. Dennoch warnt 
Jeffrey M. Butler trotz einiger (vermeintli-
cher) Gemeinsamkeiten vor „false friends“ 
im US-amerikanischen Recht. 
 

Vergeblich wird der Leser hingegen aus-
führliche Rechtsvergleiche und tiefgehende 
Erörterungen zu einzelnen Problemkreisen 
finden. Doch das würde nicht zuletzt den 
Umfang eines Werkes sprengen, welches 
„lediglich“ den systematischen Überblick 
über das US-amerikanische Markenrecht 
zum Gegenstand hat. Diesen weiß der Au-
tor ausnahmslos und ohne Einschränkun-
gen zu vermitteln. 
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B. ENTSCHEIDUNGEN 
 
I. EUGH / EUG 
zusammengestellt von  
Dr. Jan Eichelberger, LL.M.oec. 
 
1. URHEBERRECHT 
 
Urheberrecht – Satellitenrundfunk – 
Richtlinie 93/83/EWG – Art. 1 Abs. 2 
Buchst. a und Art. 2 – Öffentliche Wie-
dergabe über Satellit – Anbieter von 
Satelliten-Bouquets – Einheitlichkeit 
der öffentlichen Wiedergabe über Sa-
tellit – Zurechenbarkeit dieser Wie-
dergabe – Erlaubnis der Inhaber der 
Urheberrechte zu dieser Wiedergabe 
EuGH, Urt. v. 13. 10. 2011 – C-431/09 u. 
C-432/09 (Vorabentscheidungsersuchen 
des Hof van beroep te Brussel [Belgien]) – 
Airfield ./. Sabam u. a. 
 
Art. 2 der Richtlinie 93/83/EWG des Rates 
vom 27. September 1993 zur Koordinie-
rung bestimmter urheber- und leistungs-
schutzrechtlicher Vorschriften betreffend 
Satellitenrundfunk und Kabelweiterverbrei-
tung ist dahin auszulegen, dass ein Anbie-
ter von Satelliten-Bouquets für seine Tä-
tigkeit bei einer direkten oder indirekten 
Übertragung von Fernsehprogrammen in 
der in den Ausgangsverfahren in Rede ste-
henden Art und Weise eine Erlaubnis der 
Inhaber der betroffenen Rechte benötigt, 
es sei denn, dass die Inhaber dieser Rech-
te mit dem betreffenden Sendeunterneh-
men übereingekommen sind, dass die ge-
schützten Werke auch durch den Anbieter 
von Satelliten-Bouquets öffentlich wieder-
gegeben werden, und im Fall einer solchen 
Übereinkunft die Tätigkeit des Anbieters 
von Satelliten-Bouquets die geschützten 
Werke nicht einem neuen Publikum zu-
gänglich macht. 

 
 
Satellitenrundfunk – Ausstrahlung von 
Fußballspielen – Empfang der Rund-
funksendung mit Satellitendecoder-
Karten – Satellitendecoder-Karten, die 
rechtmäßig auf den Markt eines Mit-
gliedstaats gebracht wurden und in 
einem anderen Mitgliedstaat benutzt 
werden – Verbot des Inverkehrbrin-
gens und der Verwendung in einem 
Mitgliedstaat – Zeigen von Sendungen 

unter Missachtung der vergebenen 
Exklusivrechte – Urheberrecht – Fern-
sehausstrahlungsrecht – Ausschließli-
che Lizenzen für die Rundfunkaus-
strahlung im Hoheitsgebiet eines ein-
zigen Mitgliedstaats – Freier Dienst-
leistungsverkehr – Art. 56 AEUV – 
Wettbewerb – Art. 101 AEUV – Be-
zweckte Wettbewerbsbeschränkung – 
Schutz von zugangskontrollierten 
Diensten – Illegale Vorrichtung – 
Richtlinie 98/84/EG – Richtlinie 
2001/29/EG – Vervielfältigung von 
Werken im Speicher eines Satelliten-
decoders und auf einem Fernsehbild-
schirm – Ausnahme vom Vervielfälti-
gungsrecht – Öffentliche Wiedergabe 
von Werken in Gastwirtschaften – 
Richtlinie 93/83/EWG“ 
EuGH, Urt. v. 4. 10. 2011 – C-403/08 u. C-
429/08 (Vorabentscheidungsersuchen des 
High Court of Justice (England & Wales), 
Chancery Division [Vereinigtes Königreich], 
und des High Court of Justice (England & 
Wales), Queen’s Bench Division (Administ-
rative Court) [Vereinigtes Königreich]) – 
Football Association Premier League Ltd u. 
a. ./. QC Leisure (C-403/08) und Karen 
Murphy ./. Media Protection Services Ltd 
(C-429/08) 
 
1. Der Begriff der illegalen Vorrichtung im 
Sinne von Art. 2 Buchst. e der Richtlinie 
98/84/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 20. November 1998 
über den rechtlichen Schutz von zugangs-
kontrollierten Diensten und von Zugangs-
kontrolldiensten ist dahin auszulegen, dass 
er weder ausländische Decodiervorrichtun-
gen – die Zugang zu den Satellitenrund-
funkdiensten eines Sendeunternehmens 
gewähren und mit Erlaubnis dieses Unter-
nehmens hergestellt und in den Verkehr 
gebracht, aber gegen seinen Willen außer-
halb des geografischen Bereichs verwendet 
werden, für den sie ausgeliefert wurden – 
noch durch Angabe eines falschen Namens 
und einer falschen Anschrift beschaffte 
oder aktivierte Decodiervorrichtungen oder 
Decodiervorrichtungen umfasst, die unter 
Verstoß gegen eine vertragliche Beschrän-
kung, wonach ihre Nutzung nur zu privaten 
Zwecken erlaubt ist, verwendet worden 
sind. 
 
2. Art. 3 Abs. 2 der Richtlinie 98/84 steht 
einer nationalen Regelung nicht entgegen, 
mit der die Verwendung ausländischer De-
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codiervorrichtungen einschließlich derjeni-
gen, die durch Angabe eines falschen Na-
mens und einer falschen Anschrift be-
schafft oder aktiviert worden sind, und 
derjenigen, die unter Verstoß gegen eine 
vertragliche Beschränkung, wonach ihre 
Nutzung nur zu privaten Zwecken erlaubt 
ist, verwendet worden sind, untersagt 
wird, da eine solche Regelung nicht in den 
durch diese Richtlinie koordinierten Bereich 
fällt. 
 
3. Art. 56 AEUV ist dahin auszulegen, 
 
– dass er der Regelung eines Mitgliedstaats 
entgegensteht, wonach im Inland die Ein-
fuhr, der Verkauf und die Verwendung aus-
ländischer Decodiervorrichtungen, die den 
Zugang zu einem kodierten Satellitenrund-
funkdienst aus einem anderen Mitglied-
staat ermöglichen, der nach der Regelung 
des erstgenannten Staates geschützte Ge-
genstände umfasst, rechtswidrig sind, und 
 
– dass sich an diesem Ergebnis weder 
dadurch etwas ändert, dass die ausländi-
sche Decodiervorrichtung durch Angabe 
eines falschen Namens und einer falschen 
Anschrift in der Absicht, die fragliche Ge-
bietsbeschränkung zu umgehen, beschafft 
oder aktiviert wurde, noch dadurch, dass 
diese Vorrichtung zu gewerblichen Zwe-
cken verwendet wird, obwohl sie der priva-
ten Nutzung vorbehalten war. 
 
4. Die Klauseln eines Vertrags über eine 
ausschließliche Lizenz zwischen einem In-
haber von Rechten des geistigen Eigen-
tums und einem Sendeunternehmen stel-
len eine nach Art. 101 AEUV verbotene 
Wettbewerbsbeschränkung dar, sofern sie 
dem Sendeunternehmen die Pflicht aufer-
legen, keine den Zugang zu den Schutzge-
genständen dieses Rechtsinhabers ermög-
lichenden Decodiervorrichtungen zum 
Zweck ihrer Verwendung außerhalb des 
vom Lizenzvertrag erfassten Gebiets zur 
Verfügung zu stellen. 
 
5. Art. 2 Buchst. a der Richtlinie 
2001/29/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 22. Mai 2001 zur Har-
monisierung bestimmter Aspekte des Ur-
heberrechts und der verwandten Schutz-
rechte in der Informationsgesellschaft ist 
dahin auszulegen, dass sich das Vervielfäl-
tigungsrecht auf flüchtige Fragmente der 
Werke im Speicher eines Satellitendeco-

ders und auf einem Fernsehbildschirm er-
streckt, sofern diese Fragmente Elemente 
enthalten, die die eigene geistige Schöp-
fung der betreffenden Urheber zum Aus-
druck bringen, wobei das zusammenge-
setzte Ganze der gleichzeitig wiedergege-
benen Fragmente zu prüfen ist, um zu klä-
ren, ob es solche Elemente enthält. 
 
6. Vervielfältigungshandlungen wie die in 
der Rechtssache C-403/08 fraglichen, die 
im Speicher eines Satellitendecoders und 
auf einem Fernsehbildschirm erfolgen, er-
füllen die Voraussetzungen des Art. 5 Abs. 
1 der Richtlinie 2001/29 und dürfen daher 
ohne Erlaubnis der betreffenden Urheber-
rechtsinhaber vorgenommen werden. 
 
7. Der Begriff der öffentliche[n] Wiederga-
be im Sinne von Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 
2001/29 ist dahin auszulegen, dass er die 
Übertragung durch Rundfunk gesendeter 
Werke über einen Fernsehbildschirm und 
Lautsprecher für die sich in einer Gastwirt-
schaft aufhaltenden Gäste umfasst. 
 
8. Die Richtlinie 93/83/EWG des Rates vom 
27. September 1993 zur Koordinierung 
bestimmter urheber- und leistungsschutz-
rechtlicher Vorschriften betreffend Satelli-
tenrundfunk und Kabelweiterverbreitung 
ist dahin auszulegen, dass sie sich nicht 
auf die Rechtmäßigkeit von Vervielfälti-
gungshandlungen auswirkt, die im Spei-
cher eines Satellitendecoders und auf ei-
nem Fernsehbildschirm erfolgen. 

 
 
2. MARKENRECHT 
 
Marken – Werbung im Internet an-
hand von Schlüsselwörtern (‚keyword 
advertising‘) – Auswahl eines Schlüs-
selworts durch den Werbenden, das 
der bekannten Marke eines Mitbewer-
bers entspricht – Richtlinie 
89/104/EWG – Art. 5 Abs. 1 Buchst. a 
und Abs. 2 – Verordnung (EG) 
Nr. 40/94 – Art. 9 Abs. 1 Buchst. a und 
c – Voraussetzung der Beeinträchti-
gung einer der Funktionen der Marke – 
Beeinträchtigung der Unterschei-
dungskraft einer bekannten Marke 
(‚Verwässerung‘) – Unlauteres Aus-
nutzen der Unterscheidungskraft oder 
der Wertschätzung dieser Marke 
(‚Trittbrettfahren‘) 
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EuGH, Urt. v. 22. 9. 2011 – C-323/09 
(Vorabentscheidungsersuchen des High 
Court of Justice (England & Wales), Chan-
cery Division [Vereinigtes Königreich]) - 
Interflora Inc. u.a. ./. Marks & Spencer plc 
u.a. 
 
1. Art. 5 Abs. 1 Buchst. a der Ersten Richt-
linie 89/104/EWG des Rates vom 21. De-
zember 1988 zur Angleichung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Marken und Art. 9 Abs. 1 Buchst. a der 
Verordnung (EG) Nr. 40/94 des Rates vom 
20. Dezember 1993 über die Gemein-
schaftsmarke sind dahin auszulegen, dass 
der Inhaber einer Marke es einem Mitbe-
werber verbieten kann, anhand eines mit 
dieser Marke identischen Schlüsselworts, 
das der Mitbewerber ohne Zustimmung des 
Markeninhabers im Rahmen eines Inter-
netreferenzierungsdienstes ausgewählt 
hat, für Waren oder Dienstleistungen zu 
werben, die mit denen, für die die Marke 
eingetragen ist, identisch sind, wenn diese 
Benutzung eine der Funktionen der Marke 
beeinträchtigen kann. Eine solche Benut-
zung 
 
– beeinträchtigt die herkunftshinweisende 
Funktion der Marke, wenn aus der anhand 
des genannten Schlüsselworts gezeigten 
Werbung für einen normal informierten 
und angemessen aufmerksamen Internet-
nutzer nicht oder nur schwer zu erkennen 
ist, ob die beworbenen Waren oder Dienst-
leistungen von dem Inhaber der Marke 
bzw. einem mit ihm wirtschaftlich verbun-
denen Unternehmen oder vielmehr von 
einem Dritten stammen; 
 
– beeinträchtigt im Rahmen eines Referen-
zierungsdienstes mit den Merkmalen des 
im Ausgangsverfahren in Rede stehenden 
nicht die Werbefunktion der Marke; 
 
– beeinträchtigt die Investitionsfunktion 
der Marke, wenn sie es dem Markeninha-
ber wesentlich erschwert, seine Marke zum 
Erwerb oder zur Wahrung eines Rufs ein-
zusetzen, der geeignet ist, Verbraucher 
anzuziehen und zu binden. 
 
2. Art. 5 Abs. 2 der Richtlinie 89/104 und 
Art. 9 Abs. 1 Buchst. c der Verordnung Nr. 
40/94 sind dahin auszulegen, dass der In-
haber einer bekannten Marke es einem 
Mitbewerber verbieten kann, anhand eines 
dieser Marke entsprechenden Schlüssel-

worts, das dieser Mitbewerber ohne Zu-
stimmung des Markeninhabers im Rahmen 
eines Internetreferenzierungsdienstes aus-
gewählt hat, zu werben, wenn dieser Mit-
bewerber damit die Unterscheidungskraft 
oder die Wertschätzung der Marke ohne 
rechtfertigenden Grund in unlauterer Weise 
ausnutzt (Trittbrettfahren) oder wenn in 
der genannten Werbung eine Beeinträchti-
gung dieser Unterscheidungskraft (Verwäs-
serung) oder Wertschätzung (Verunglimp-
fung) liegt. 
 
In einer Werbung anhand eines solchen 
Schlüsselworts liegt z. B. dann eine Beein-
trächtigung der Unterscheidungskraft der 
bekannten Marke (Verwässerung), wenn 
sie zu einer Abschwächung dieser Marke zu 
einem Gattungsbegriff beiträgt. 
 
Dagegen darf der Inhaber einer bekannten 
Marke es u. a. nicht verbieten, dass Mitbe-
werber anhand von dieser Marke entspre-
chenden Schlüsselwörtern eine Werbung 
erscheinen lassen, mit der, ohne eine blo-
ße Nachahmung von Waren oder Dienst-
leistungen des Inhabers dieser Marke an-
zubieten, ohne eine Verwässerung oder 
Verunglimpfung herbeizuführen und ohne 
im Übrigen die Funktionen der bekannten 
Marke zu beeinträchtigen, eine Alternative 
zu den Waren oder Dienstleistungen ihres 
Inhabers vorgeschlagen wird. 

 
 
Marken – Richtlinie 89/104/EWG – 
Art. 9 Abs. 1 – Begriff der Duldung – 
Verwirkung durch Duldung – Aus-
gangspunkt der Verwirkungsfrist – 
Notwendige Voraussetzungen für das 
Ingangsetzen der Verwirkungsfrist – 
Art. 4 Abs. 1 Buchst. a – Eintragung 
zweier identischer Marken, mit denen 
identische Waren gekennzeichnet 
werden – Funktionen der Marke – Red-
liche gleichzeitige Benutzung 
EuGH, Urt. v. 22. 9. 2011 – C-482/09  
(Vorabentscheidungsersuchen des Court of 
Appeal (England & Wales) (Civil Division) 
[Vereinigtes Königreich]) – Budějovický 
Budvar, národní podnik ./. Anheuser-Busch 
Inc. 
 
1. Die Duldung im Sinne von Art. 9 Abs. 1 
der Ersten Richtlinie 89/104/EWG des Ra-
tes vom 21. Dezember 1988 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über die Marken ist ein Begriff des 
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Unionsrechts, und es kann nicht davon 
ausgegangen werden, dass der Inhaber 
einer älteren Marke eine langdauernde und 
gefestigte redliche Benutzung einer mit 
seiner Marke identischen Marke durch ei-
nen Dritten geduldet hat, wenn er von die-
ser Benutzung seit langem Kenntnis hatte, 
aber keine Möglichkeit hatte, sich ihr zu 
widersetzen. 
 
2. Die Eintragung der älteren Marke im 
betreffenden Mitgliedstaat ist keine not-
wendige Voraussetzung für das Ingangset-
zen der Frist für die Verwirkung durch Dul-
dung gemäß Art. 9 Abs. 1 der Richtlinie 
89/104. Die vom nationalen Richter zu 
prüfenden notwendigen Voraussetzungen 
für das Ingangsetzen dieser Frist sind ers-
tens die Eintragung der jüngeren Marke im 
betreffenden Mitgliedstaat, zweitens Gut-
gläubigkeit bei der Anmeldung dieser Mar-
ke, drittens die Benutzung der jüngeren 
Marke durch deren Inhaber in dem Mit-
gliedstaat, in dem sie eingetragen worden 
ist, und viertens die Kenntnis des Inhabers 
der älteren Marke von der Eintragung der 
jüngeren Marke und von deren Benutzung 
nach ihrer Eintragung. 
 
3. Art. 4 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 
89/104 ist dahin auszulegen, dass der In-
haber einer älteren Marke die Ungültiger-
klärung einer identischen jüngeren Marke, 
die identische Waren kennzeichnet, nicht 
erwirken kann, wenn diese beiden Marken 
über eine lange Zeit hinweg in redlicher 
Weise gleichzeitig benutzt worden sind, 
wenn unter Umständen wie denen des 
Ausgangsfalls diese Benutzung die Haupt-
funktion der Marke, d. h. die Gewährleis-
tung der Herkunft der Waren oder Dienst-
leistungen gegenüber den Verbrauchern, 
nicht beeinträchtigt oder beeinträchtigen 
kann. 

 
 
Marken – Richtlinie 89/104/EWG – 
Art. 7 Abs. 2 – Arzneimittel – Paralle-
limport – Umpacken der mit der Marke 
versehenen Ware – Neue Verpackung, 
auf der der Inhaber der Genehmigung 
für das Inverkehrbringen, nach dessen 
Anweisungen die Ware umgepackt 
wurde, als tatsächlicher Umpacker an-
gegeben ist – Physisches Umpacken 
durch ein unabhängiges Unternehmen 
EuGH, Urt. v. 28. 7. 2011 – C-400/09 u. C-
207/10 (Vorabentscheidungsersuchen nach 

den des Højesteret [Dänemark]) – Orifarm 
A/S, Paranova u.a. ./. Merck Sharp & 
Dohme 
 
Art. 7 Abs. 2 der Ersten Richtlinie 
89/104/EWG des Rates vom 21. Dezember 
1988 zur Angleichung der Rechtsvorschrif-
ten der Mitgliedstaaten über die Marken ist 
dahin auszulegen, dass er es dem Inhaber 
einer mit einem Arzneimittel verbundenen 
Marke, das Gegenstand von Parallelimpor-
ten ist, nicht erlaubt, sich dem weiteren 
Vertrieb dieser umgepackten Ware nur 
deshalb zu widersetzen, weil die neue Ver-
packung nicht das Unternehmen als Umpa-
cker angibt, das die Ware in Erfüllung ei-
nes Auftrags tatsächlich umgepackt hat 
und im Besitz einer entsprechenden Ge-
nehmigung ist, sondern dasjenige, das 
Inhaber der Genehmigung für das Inver-
kehrbringen der Ware ist, nach dessen 
Anweisungen das Umpacken erfolgte und 
das für das Umpacken verantwortlich ist. 

 
 
Verordnung (EG) Nr. 110/2008 – Geo-
grafische Angaben für Spirituosen – 
Zeitliche Anwendbarkeit – Marke, die 
eine geografische Angabe enthält – 
Verwendung, die zu einem Tatbestand 
führt, der die geografische Angabe 
beeinträchtigen kann – Ablehnung der 
Eintragung oder Löschung einer sol-
chen Marke – Unmittelbare Anwend-
barkeit einer Verordnung 
EuGH, Urt. v. 14. 7. 2011 – C-4/10 u. C-
27/10 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Korkein hallinto-oikeus [Finnland]) – Bu-
reau national interprofessionnel du Cognac 
 
1. Die Verordnung (EG) Nr. 110/2008 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 15. Januar 2008 zur Begriffsbestim-
mung, Bezeichnung, Aufmachung und Eti-
kettierung von Spirituosen sowie zum 
Schutz geografischer Angaben für Spirituo-
sen und zur Aufhebung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1576/89 des Rates ist bei der 
Prüfung der Gültigkeit der Eintragung einer 
Marke, die eine nach dieser Verordnung 
geschützte geografische Angabe enthält, 
anwendbar, wenn die Eintragung vor dem 
Inkrafttreten dieser Verordnung erfolgt ist. 
 
2. Die Art. 23 und 16 der Verordnung Nr. 
110/2008 sind dahin auszulegen, dass 
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– die zuständigen nationalen Behörden auf 
der Grundlage des Art. 23 Abs. 1 dieser 
Verordnung die Eintragung einer Marke, 
die eine geschützte geografische Angabe 
enthält und nicht unter die in Art. 23 Abs. 
2 vorgesehene zeitliche Ausnahme fällt, 
ablehnen oder löschen müssen, wenn die 
Verwendung dieser Marke zu einem der in 
Art. 16 der Verordnung genannten Tatbe-
stände führt; 
 
– eine Fallgestaltung wie sie in der zweiten 
Frage angesprochen ist, nämlich die der 
Eintragung einer Marke, die eine geografi-
sche Angabe oder aber diese Angabe als 
Gattungsbezeichnung in einer Übersetzung 
enthält, für Spirituosen, die den für diese 
Angabe geltenden Spezifikationen nicht 
entsprechen, unter die in Art. 16 Buchst. a 
und b der Verordnung Nr. 110/2008 ge-
nannten Tatbestände fällt, ungeachtet der 
möglichen Anwendbarkeit anderer in Art. 
16 aufgestellter Regeln. 

 
 
Marken – Richtlinie 89/104/EWG – 
Art. 5 und 7 – Als dreidimensionale 
Marke geschützte Gasflaschen – In-
verkehrbringen durch einen aus-
schließlichen Lizenznehmer – Tätigkeit 
eines Wettbewerbers des Lizenzneh-
mers, die im Wiederbefüllen dieser 
Flaschen besteht 
EuGH, Urt. v. 14. 7. 2011 – C-46/10 (Vor-
abentscheidungsersuchen des Højesteret 
[Dänemark]) – Viking Gas A/S ./. Kosan 
Gas A/S 
 
Die Art. 5 und 7 der Ersten Richtlinie 
89/104/EWG des Rates vom 21. Dezember 
1988 zur Angleichung der Rechtsvorschrif-
ten der Mitgliedstaaten über die Marken 
sind dahin auszulegen, dass sie es dem 
Inhaber einer ausschließlichen Lizenz zur 
Verwendung von für die Wiederverwen-
dung bestimmten Kompositgasflaschen, 
deren Form als dreidimensionale Marke 
geschützt ist und auf denen er seinen Na-
men und sein Logo, die als Wort- und 
Bildmarken eingetragen sind, angebracht 
hat, sofern er keinen berechtigten Grund 
im Sinne des Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie 
89/104 geltend machen kann, nicht erlau-
ben, dagegen vorzugehen, dass diese Fla-
schen, nachdem sie von Verbrauchern ge-
kauft wurden, die in der Folge das darin 
ursprünglich enthaltene Gas verbraucht 
haben, von einem Dritten gegen Bezahlung 

gegen Kompositflaschen ausgetauscht 
werden, die mit nicht von diesem Lizenzin-
haber stammendem Gas gefüllt sind. 

 
 
3. PATENTRECHT 
 
Verordnung (EG) Nr. 2100/94 in der 
Fassung der Verordnung (EG) Nr. 
873/2004 – Auslegung von Art. 11 
Abs. 1, Art. 13 Abs. 1 bis 3 sowie der 
Art. 16, 27, 94 und 104 – Grundsatz 
der Erschöpfung des gemeinschaftli-
chen Sortenschutzes – Lizenzvertrag – 
Verletzungsklage gegen einen Dritten 
– In seinen Vertragsbeziehungen mit 
dem Dritten begangener Verstoß des 
Lizenznehmers gegen den Lizenzver-
trag 
EuGH, Urt. v. 20. 10. 2011 – C-140/10 
(Vorabentscheidungsersuchen des Hof van 
Cassatie [Belgien]) – Greenstar-Kanzi Eu-
rope NV ./. Jean Hustin, Jo Goossens 
 
1. Art. 94 der Verordnung (EG) Nr. 
2100/94 des Rates vom 27. Juli 1994 über 
den gemeinschaftlichen Sortenschutz in 
der durch die Verordnung (EG) Nr. 
873/2004 des Rates vom 29. April 2004 
geänderten Fassung in Verbindung mit Art. 
11 Abs. 1, Art. 13 Abs. 1 bis 3 sowie den 
Art. 16, 27 und 104 dieser Verordnung ist 
dahin auszulegen, dass der Inhaber oder 
der Nutzungsberechtigte unter Umständen 
wie denen des Ausgangsverfahrens eine 
Verletzungsklage gegen einen Dritten er-
heben kann, der Material von einem ande-
ren Nutzungsberechtigten erhalten hat, der 
gegen Beschränkungen in dem von ihm 
zuvor mit dem Inhaber geschlossenen Li-
zenzvertrag verstoßen hat, soweit sich die 
fraglichen Beschränkungen unmittelbar auf 
wesentliche Bestandteile des betroffenen 
gemeinschaftlichen Sortenschutzes bezie-
hen, was von dem vorlegenden Gericht zu 
beurteilen ist. 
 
2. Bei der Beurteilung der Verletzung ist es 
nicht von Bedeutung, dass der Dritte, der 
Handlungen in Bezug auf das verkaufte 
oder abgegebene Material vorgenommen 
hat, die in dem Lizenzvertrag auferlegten 
Beschränkungen kannte oder so behandelt 
wird, als hätte er sie gekannt. 
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Richtlinie 98/44/EG – Art. 6 Abs. 2 
Buchst. c – Rechtlicher Schutz bio-
technologischer Erfindungen – Gewin-
nung von Vorläuferzellen aus mensch-
lichen embryonalen Stammzellen – 
Patentierbarkeit – Ausschluss der 
‚Verwendung von menschlichen Emb-
ryonen zu industriellen oder kommer-
ziellen Zwecken‘ – Begriffe ‚menschli-
cher Embryo‘ und ‚Verwendung zu in-
dustriellen oder kommerziellen Zwe-
cken 
EuGH, Urt. v. 18. 10. 2011 – C-34/10 
(Vorabentscheidungsersuchen des BGH) - 
Oliver Brüstle ./. Greenpeace e.V. 
 
1. Art. 6 Abs. 2 Buchst. c der Richtlinie 
98/44/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 6. Juli 1998 über den 
rechtlichen Schutz biotechnologischer Er-
findungen ist wie folgt auszulegen: 
 
– Jede menschliche Eizelle vom Stadium 
ihrer Befruchtung an, jede unbefruchtete 
menschliche Eizelle, in die ein Zellkern aus 
einer ausgereiften menschlichen Zelle 
transplantiert worden ist, und jede unbe-
fruchtete menschliche Eizelle, die durch 
Parthenogenese zur Teilung und Weiter-
entwicklung angeregt worden ist, ist ein 
„menschlicher Embryo“. 
 
– Es ist Sache des nationalen Gerichts, im 
Licht der technischen Entwicklung festzu-
stellen, ob eine Stammzelle, die von einem 
menschlichen Embryo im Stadium der 
Blastozyste gewonnen wird, einen 
„menschlichen Embryo“ im Sinne von Art. 
6 Abs. 2 Buchst. c der Richtlinie 98/44 dar-
stellt. 
 
2. Der Ausschluss von der Patentierung 
nach Art. 6 Abs. 2 Buchst. c der Richtlinie 
98/44, der die Verwendung menschlicher 
Embryonen zu industriellen oder kommer-
ziellen Zwecken betrifft, bezieht sich auch 
auf die Verwendung zu Zwecken der wis-
senschaftlichen Forschung, und nur die 
Verwendung zu therapeutischen oder diag-
nostischen Zwecken, die auf den menschli-
chen Embryo zu dessen Nutzen anwendbar 
ist, kann Gegenstand eines Patents sein. 
 
3. Eine Erfindung ist nach Art. 6 Abs. 2 
Buchst. c der Richtlinie 98/44 von der Pa-
tentierung ausgeschlossen, wenn die tech-
nische Lehre, die Gegenstand des Paten-
tantrags ist, die vorhergehende Zerstörung 

menschlicher Embryonen oder deren Ver-
wendung als Ausgangsmaterial erfordert, 
in welchem Stadium auch immer die Zer-
störung oder die betreffende Verwendung 
erfolgt, selbst wenn in der Beschreibung 
der beanspruchten technischen Lehre die 
Verwendung menschlicher Embryonen 
nicht erwähnt wird. 

 
 
Patentrecht – Arzneimittel – Ergän-
zendes Schutzzertifikat für Arzneimit-
tel – Verordnung (EWG) Nr. 1768/92 – 
Art. 2 – Anwendungsbereich – In der 
Richtlinie 65/65/EWG vorgesehene 
Prüfung der Unschädlichkeit und der 
Wirksamkeit – Fehlen – Nichtigkeit 
des Zertifikats 
EuGH, Urt. v. 28. 7. 2011 – C-195/09 
(Vorabentscheidungsersuchen des High 
Court of Justice (England & Wales), Chan-
cery Division (Patents Court) [Vereinigtes 
Königreich]) – Synthon BV ./. Merz Pharma 
GmbH & Co. KGaA 
 
1. Art. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
1768/92 des Rates vom 18. Juni 1992 über 
die Schaffung eines ergänzenden Schutz-
zertifikats für Arzneimittel in der Fassung 
aufgrund der Akte über die Bedingungen 
des Beitritts der Republik Österreich, der 
Republik Finnland und des Königreichs 
Schweden und die Anpassungen der die 
Europäische Union begründenden Verträge 
ist dahin auszulegen, dass ein Erzeugnis 
wie das im Ausgangsverfahren in Rede 
stehende, das als Humanarzneimittel in der 
Europäischen Gemeinschaft in den Verkehr 
gebracht wurde, bevor dafür eine der 
Richtlinie 65/65/EWG des Rates vom 26. 
Januar 1965 zur Angleichung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften über Arznei-
mittel in der Fassung der Richtlinie 
89/341/EWG des Rates vom 3. Mai 1989 
konforme Genehmigung für das Inverkehr-
bringen erteilt wurde und insbesondere 
ohne dass es Gegenstand der Prüfung sei-
ner Unschädlichkeit und seiner Wirksam-
keit war, nicht in den Anwendungsbereich 
dieser Verordnung in der geänderten Fas-
sung fällt und dementsprechend für dieses 
Erzeugnis kein ergänzendes Schutzzertifi-
kat erteilt werden kann. 
 
2. Ein ergänzendes Schutzzertifikat, das 
für ein Erzeugnis erteilt wurde, das nicht in 
den Anwendungsbereich der Verordnung 
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Nr. 1768/92 im Sinne ihres Art. 2 fällt, ist 
nichtig. 

 
 
Patentrecht – Arzneimittel – Ergän-
zendes Schutzzertifikat für Arzneimit-
tel – Verordnung (EWG) Nr. 1768/92 – 
Art. 2 – Anwendungsbereich 
EuGH, Urt. v. 28. 7. 2011 – C-427/09  
(Vorabentscheidungsersuchen des Court of 
Appeal (England & Wales) (Civil Division) 
[Vereinigtes Königreich]) – Generics (UK) 
Ltd ./. Synaptech Inc. 
 
Ein Erzeugnis wie das im Ausgangsverfah-
ren in Rede stehende, das als Humanarz-
neimittel in der Europäischen Gemeinschaft 
in den Verkehr gebracht wurde bevor dafür 
eine der Richtlinie 65/65/EWG des Rates 
vom 26. Januar 1965 zur Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über 
Arzneimittel in der Fassung der Richtlinie 
89/341/EWG des Rates vom 3. Mai 1989 
konforme Genehmigung erteilt wurde und 
insbesondere ohne dass es Gegenstand der 
Prüfung seiner Unschädlichkeit und seiner 
Wirksamkeit war, fällt nicht in den Anwen-
dungsbereich der Verordnung (EWG) Nr. 
1768/92 des Rates vom 18. Juni 1992 über 
die Schaffung eines ergänzenden Schutz-
zertifikats für Arzneimittel in der Fassung 
aufgrund der Akte über die Bedingungen 
des Beitritts der Republik Österreich, der 
Republik Finnland und des Königreichs 
Schweden und die Anpassungen der die 
Europäische Union begründenden Verträge 
im Sinne ihres Art. 2 in der geänderten 
Fassung, und für dieses Erzeugnis kann 
kein ergänzendes Schutzzertifikat erteilt 
werden. 

 
 
4. KARTELLRECHT 
 
Art. 101 Abs. 1 und 3 AEUV – Verord-
nung (EG) Nr. 2790/1999 – Art. 2 bis 
4 – Wettbewerb – Wettbewerbsbe-
schränkende Verhaltensweise – Selek-
tives Vertriebssystem – Kosmetika 
und Körperpflegeprodukte – Allgemei-
nes und absolutes Verbot des Verkaufs 
über das Internet – Den zugelassenen 
Vertriebshändlern vom Lieferanten 
auferlegtes Verbot 
EuGH, Urt. v. 13. 10. 2011 – C-439/09 
(Vorabentscheidungsersuchen der Cour 
d’appel de Paris [Frankreich]) – Pierre Fab-

re Dermo-Cosmétique SAS ./. Président de 
l’Autorité de la concurrence u.a. 
 
1. Art. 101 Abs. 1 AEUV ist dahin auszule-
gen, dass im Rahmen eines selektiven Ver-
triebssystems eine Vertragsklausel, nach 
der der Verkauf von Kosmetika und Kör-
perpflegeprodukten in einem physischen 
Raum und in Anwesenheit eines diplomier-
ten Pharmazeuten erfolgen muss und die 
ein Verbot der Nutzung des Internets für 
diese Verkäufe zur Folge hat, eine be-
zweckte Beschränkung im Sinne dieser 
Bestimmung darstellt, wenn eine individu-
elle und konkrete Prüfung des Inhalts und 
des Ziels dieser Vertragsklausel sowie des 
rechtlichen und wirtschaftlichen Zusam-
menhangs, in dem sie steht, ergibt, dass 
diese Klausel in Anbetracht der Eigenschaf-
ten der in Rede stehenden Produkte nicht 
objektiv gerechtfertigt ist. 
 
2. Art. 4 Buchst. c der Verordnung (EG) 
Nr. 2790/1999 der Kommission vom 22. 
Dezember 1999 über die Anwendung von 
Artikel 81 Absatz 3 des Vertrages auf 
Gruppen von vertikalen Vereinbarungen 
und aufeinander abgestimmten Verhal-
tensweisen ist dahin auszulegen, dass die 
in Art. 2 der Verordnung vorgesehene 
Gruppenfreistellung nicht auf eine selektive 
Vertriebsvereinbarung anwendbar ist, die 
eine Klausel enthält, die de facto das In-
ternet als Vertriebsform für die Vertrags-
produkte verbietet. Dagegen kann auf eine 
solche Vereinbarung die Legalausnahme in 
Art. 101 Abs. 3 AEUV individuell anwend-
bar sein, wenn die Voraussetzungen dieser 
Bestimmung erfüllt sind. 

 
 
 
II. BUNDESGERICHTSHOF 
zusammengestellt von Stephan Kunze 
 
1. PATENT- UND GEBRAUCHSMUSTERRECHT 
 
Integrationselement 
BGH, Urt. v. 21. 6. 2011 – X ZR 43/09 – 
Bundespatentgericht 
PatG § 21 Abs. 1 Nr. 4, § 22 Abs. 1 Satz 1; 
EPÜ Art. 138 Abs. 1 lit. c 
 
Eine die Nichtigerklärung des Patents 
rechtfertigende Abwandlung des ursprüng-
lich offenbarten Gegenstands zu einem 
Aliud liegt nicht erst dann vor, wenn der 



270 GB 4/2011 

 

patentierte Gegenstand dazu in einem 
Ausschließlichkeitsverhältnis steht (exklu-
sives Aliud), sondern bereits dann, wenn 
die Veränderung einen technischen Aspekt 
betrifft, der den ursprünglich eingereichten 
Unterlagen in seiner konkreten Ausgestal-
tung oder wenigstens in abstrakter Form 
nicht als zur Erfindung gehörend zu ent-
nehmen ist (vgl. BGH, Beschl. v. 21. Okto-
ber 2010 Xa ZB 14/09, GRUR 2011, 40 Rn. 
22 Winkelmesseinrichtung). 

 
 
Mautberechnung 
BGH, Urt. v. 19. 4. 2011 – X ZR 124/10 – 
Bundespatentgericht 
PatG § 81 Abs. 2 Satz 1; EPÜ Art. 139 Abs. 
2 
 
Die bei laufendem Einspruchsverfahren 
erhobene Nichtigkeitsklage ist auch dann 
unzulässig, wenn sie nur auf ein älteres 
nationales Recht im Sinne des Art. 139 
Abs. 2 EPÜ gestützt wird (Fortführung von 
BGH, Urt. v. 12. Juli 2005 – X ZR 29/05, 
BGHZ 163, 369 – Strahlungssteuerung). 

Fundstelle: GRUR 2011, 848 
 
Atemgasdrucksteuerung 
BGH, Urt. v. 17. 5. 2011 – X ZR 53/08 – 
OLG München; LG München I 
PatG § 63 Abs. 2; EPÜAO Regel 20 Abs. 2 
 
a) Der Anspruch auf Berichtigung einer 
Erfinderbenennung besteht unabhängig 
von der Schutzfähigkeit der betreffenden 
Erfindung. 
b) Der Berichtigungsanspruch steht, wie 
beim Vindikationsanspruch aus § 8 Abs. 1 
PatG, demjenigen zu, der einen schöpferi-
schen Beitrag zum Gegenstand der unter 
Schutz gestellten Erfindung geleistet hat. 
Für die dafür vorzunehmende Prüfung ist 
die gesamte in dem Patent unter Schutz 
gestellte Erfindung einschließlich ihres Zu-
standekommens in den Blick zu nehmen 
(Bestätigung von BGH, Urt. v. 20. Februar 
1979 – X ZR 63/77, BGHZ 73, 337 – Bie-
dermeiermanschetten). 
c) Bei der Prüfung der Frage, welche 
schöpferischen Beiträge von welchen Per-
sonen erbracht worden sind, kommt es auf 
die Fassung der Patentansprüche nur in-
sofern an, als sich aus ihnen ergeben 
kann, dass ein Teil der in der Beschreibung 
dargestellten Erfindung nicht zu demjeni-
gen Gegenstand gehört, für den mit der 

Patenterteilung Schutz gewährt worden ist 
(Klarstellung von BGH, Urt. v. 16. Septem-
ber 2003 – X ZR 142/01, GRUR 2004, 50 – 
Verkranzungsverfahren). 

Fundstelle: GRUR 2011, 903 
 
Memantin 
BGH, Urt. v. 9. 6. 2011 – X ZR 68/08 – 
Bundespatentgericht 
EPÜ Art. 52 Abs. 2 Buchst. a, Art. 54 Abs. 
1 
 
Die Entdeckung, dass ein bestimmter 
Wirkstoff einem bei einer bestimmten 
Krankheit hier: Morbus Alzheimer auftre-
tenden pathologischen Zustand hier: dem 
exzessiven Einstrom von Calciumionen 
durch NMethyl-DAspartat-Rezeptorkanäle 
entgegen wirkt, kann keine neue Lehre 
zum technischen Handeln begründen, 
wenn es im Stand der Technik bekannt 
war, an dieser Krankheit leidende Patien-
ten zur Linderung der Krankheitssymptome 
mit dem Wirkstoff zu behandeln und weder 
eine neue Art und Weise der Wirkstoffgabe 
gelehrt noch eine Patientengruppe als er-
folgreich behandelbar aufgezeigt wird, die 
mit dem Wirkstoff bislang nicht behandelt 
worden ist. 

 
 
Werkstück 
BGH, Beschl. v. 16. 6. 2011 – X ZB 3/10 – 
Bundespatentgericht 
GebrMG § 18 Abs. 4; PatG § 100 Abs. 3 
Nr. 3 
 
Von einer in einem gerichtlichen Hinweis 
geäußerten Rechtsauffassung darf das Ge-
richt in der Endentscheidung nur abwei-
chen, wenn für die Verfahrensbeteiligten – 
sei es durch den Verlauf der mündlichen 
Verhandlung, sei es durch einen ausdrück-
lichen weiteren Hinweis des Gerichts – er-
kennbar wird, dass sich entweder die 
Grundlage verändert hat, auf der das Ge-
richt den ursprünglichen Hinweis erteilt 
hat, oder dass das Gericht bei unveränder-
ter Entscheidungs-grundlage nunmehr eine 
andere rechtliche Beurteilung in Erwägung 
zieht als den Beteiligten angekündigt. 

Fundstelle: GRUR 2011, 851 
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Modularer Fernseher II 
BGH, Beschl. v. 5. 7. 2011 – X ZB 1/10 – 
Bundespatentgericht 
PatG § 100 Abs. 3, § 102 Abs. 3, § 122a 
 
Hängt der Erfolg einer Rechtsbeschwerde 
davon ab, dass eine Verfahrensrüge inner-
halb der Frist zur Begründung des Rechts-
mittels erhoben worden ist, so ist das 
Rechtsbeschwerdegericht nicht gehalten, 
dem Rechtsbeschwerdeführer durch Ertei-
lung eines Hinweises Gelegenheit zu ge-
ben, sein Vorbringen nach Ablauf der Be-
gründungsfrist zu ergänzen. 

Fundstelle: GRUR 2011, 852 
 
Reifenabdichtmittel 
BGH, Urt. v. 12. 7. 2011 – X ZR 75/08 – 
Bundespatentgericht 
EPÜ Art. 123 Abs. 2; PatG § 38 
 
Ist den ursprünglichen Unterlagen der Pa-
tentanmeldung zu entnehmen, dass ein 
Erzeugnis bestimmte Bestandteile „enthal-
ten“ soll, ist damit nicht ohne weiteres 
auch als zur Erfindung gehörend offenbart, 
dass ihm keine weiteren Bestandteile hin-
zugefügt werden dürfen. Für die Offenba-
rung, dass es zur Erfindung gehört, dass 
das Erzeugnis ausschließlich aus den ge-
nannten Bestandteilen „besteht“, bedarf es 
vielmehr in der Regel darüber hinausge-
hender Anhaltspunkte in den ursprüngli-
chen Unterlagen, wie etwa des Hinweises, 
dass das ausschließliche Bestehen des Er-
zeugnisses aus den genannten Bestandtei-
len besondere Vorteile hat oder sonst er-
wünscht ist. 

 
 
Besonderer Mechanismus 
BGH, Urt. v. 12. 7. 2011 – X ZR 56/09 – 
OLG Hamburg; LG Hamburg 
PatG § 139 Abs. 1; EU-BeitrittsVtrG 2003 
Art. 1; EU-BeitrittsVtr 2003 Anhang IV Nr. 
2 zu Art. 22 (BGBl. II S. 1408); ZPO § 256 
 
a) Für das Interesse an der Feststellung, 
dass dem Schutzrechtsinhaber keine An-
sprüche aus einem gewerblichen Schutz-
recht zustehen, ist eine Verwarnung aus 
dem Schutzrecht nicht erforderlich. Es ge-
nügt, dass sich der Rechtsinhaber eines 
Anspruchs aus dem Schutzrecht berühmt. 
b) Eine Schutzrechtsverwarnung setzt das 
Verlangen, eine strafbewehrte Unterlas-
sungserklärung abzugeben, jedenfalls dann 

nicht voraus, wenn dem Verwarnten nicht 
vorgeworfen wird, das Schutzrecht bereits 
verletzt zu haben. Es reicht aus, dass der 
Schutzrechtsinhaber bestimmte Handlun-
gen als Schutzrechtsverletzung bezeichnet 
und ankündigt, im Fall ihrer Begehung 
durch den Verwarnten gerichtlichen 
Rechtsschutz in Anspruch zu nehmen. 
c) Der Schutzrechtsinhaber verliert seine 
Ansprüche nach dem Besonderen Mecha-
nismus des EU-Beitrittsvertrags vom 16. 
April 2003 nicht schon dadurch, dass er 
sich auf eine Anfrage desjenigen, der ein 
dem Mechanismus unterliegendes Arznei-
mittel importieren oder im Inland vertrei-
ben will, auf seine Rechte beruft, ohne 
konkret mitzuteilen, aus welchem Schutz-
recht er diese herleitet. 

 
 
Polierendpunktbestimmung 
BGH, Beschl. v. 18. 7. 2011 – X ZB 10/10 
– Bundespatentgericht 
PatG § 35; PatV § 14 Abs. 1 
 
a) Die Rechtsfolge, dass die fremdsprachi-
ge Patentanmeldung mangels fristgerech-
ter Nachreichung einer deutschen Überset-
zung als nicht erfolgt gilt, tritt nicht ein, 
wenn der Anmelder innerhalb von drei Mo-
naten nach Einreichung der Anmeldung 
eine deutsche Übersetzung der Unterlagen 
nach § 34 Abs. 3 Nr. 1 und 2 PatG sowie in 
deutscher Sprache Angaben, die jedenfalls 
dem Anschein nach als Beschreibung der 
Erfindung anzusehen sind, nachreicht und 
die Übersetzung von einem Rechtsanwalt 
oder Patentanwalt beglaubigt oder von 
einem öffentlich bestellten Übersetzer an-
gefertigt ist. 
b) Die Beglaubigung der Übersetzung er-
fordert die jedenfalls sinngemäße Erklä-
rung, dass die Übersetzung nach dem bes-
ten Wissen des Beglaubigenden eine richti-
ge und vollständige Übertragung der 
fremdsprachigen Anmeldeunterlagen in die 
deutsche Sprache darstellt. 

 
 
Telefonsystem 
BGH, Beschl. v. 19. 7. 2011 – X ZB 8/10 – 
Bundespatentgericht 
PatG §§ 34, 102 Abs. 5, §§ 80, 109; ZPO § 
269 Abs. 3 
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a) Die Rücknahme einer Patentanmeldung 
während des Rechtsbeschwerdeverfahrens 
ist gegenüber dem Bundesgerichtshof zu 
erklären; der Bestellung eines beim Bun-
desgerichtshof zugelassenen Rechtsan-
walts bedarf es für diese Erklärung nicht. 
b) Mit der Rücknahme der Patentanmel-
dung hat sich das Rechtsbeschwerdever-
fahren erledigt; bis dahin ergangene Be-
schlüsse des Deutschen Patent- und Mar-
kenamts und des Bundespatentgerichts 
sind wirkungslos. Kosten des Beschwerde- 
und Rechtsbeschwerdeverfahrens sind nur 
zu erstatten, wenn dies der Billigkeit ent-
spricht. 

 
 
Ethylengerüst 
BGH, Beschl. v. 10. 8. 2011 – X ZB 2/11 – 
Bundespatentgericht 
PatKostG § 11 Abs. 3; PatG § 100; Int-
PatÜbkG Art. II § 3 Abs. 1 Satz 2, Art. XI § 
4 
 
§ 11 Abs. 3 PatKostG steht der Zulässigkeit 
einer Rechtsbeschwerde nicht entgegen, 
wenn zur Entscheidung steht, ob eine 
Grundlage für die Erhebung der angesetz-
ten Gebühr besteht. 
Art. II § 3 Abs. 1 Satz 2 IntPatÜbkG in der 
bis zum 30. April 2008 geltenden Fassung, 
wonach eine Übersetzung der im Ein-
spruchs- oder Beschränkungsverfahren 
geänderten Fassung einer nicht in deut-
scher Sprache abgefassten Patentschrift 
einzureichen ist, bleibt für europäische 
Patente, für die der Hinweis auf die Ertei-
lung vor dem 1. Mai 2008 im Europäischen 
Patentblatt veröffentlicht worden ist, auch 
dann anwendbar, wenn die Änderung nach 
dem 30. April 2008 erfolgt ist. 

 
 
Formkörper mit Durchtrittsöffnungen 
BGH, Beschl. v. 10. 8. 2011 – X ZA 1/11 – 
Bundespatentgericht 
PatG § 100 Abs. 3 Nr. 6; GebrMG § 18 
Abs. 4, § 15 Abs. 1 Nr. 2 
 
Es stellt keinen Begründungsmangel im 
Sinn des § 100 Abs. 3 Nr. 6 PatG in Ver-
bindung mit § 18 Abs. 4 GebrMG dar, wenn 
sich das Patentgericht mit der theoreti-
schen Möglichkeit einer zukünftigen Nichti-
gerklärung des älteren Patents, auf das es 
die Löschung des Streitgebrauchsmusters 

nach § 15 Abs. 1 Nr. 2 GebrMG gestützt 
hat, nicht auseinandersetzt. 

 
 
2. URHEBER- UND GESCHMACKSMUSTERRECHT  
 
Automobil-Onlinebörse 
BGH, Urt. v. 22. 6. 2011 – I ZR 159/10 – 
OLG Hamburg; LG Hamburg 
UrhG § 87b Abs. 1; UWG § 4 Nr. 10 
 
a) Vervielfältigen mehrere Nutzer nach Art 
und Umfang für sich genommen jeweils 
unwesentliche Teile einer Datenbank, die 
aber in ihrer Gesamtheit einen nach Art 
oder Umfang wesentlichen Teil der Daten-
bank bilden, liegt ein Eingriff in das aus-
schließliche Recht des Datenbankherstel-
lers aus § 87b Abs. 1 Satz 1 UrhG nur vor, 
wenn diese Nutzer die Vervielfältigungen in 
bewusstem und gewolltem Zusammenwir-
ken vorgenommen haben. 
b) Wiederholte und systematische Verviel-
fältigungen nach Art oder Umfang unwe-
sentlicher Teile einer Datenbank, die nicht 
darauf gerichtet sind, durch ihre kumulati-
ve Wirkung die Datenbank in ihrer Ge-
samtheit oder zu einem wesentlichen Teil 
wieder zu erstellen, laufen einer normalen 
Auswertung der Datenbank nicht zuwider 
und beeinträchtigen die berechtigten Inte-
ressen des Datenbankherstellers nicht un-
zumutbar im Sinne des § 87b Abs. 1 Satz 
2 UrhG. 
c) Das Inverkehrbringen einer Software, 
mit der Inhalte von Internetseiten abgeru-
fen werden können, die deren Betreiber 
ohne Einschränkungen öffentlich zugäng-
lich gemacht hat, stellt nicht allein deshalb 
eine gezielte Behinderung eines Mitbewer-
bers im Sinne des § 4 Nr. 10 UWG dar, 
weil die Software es Nutzern erspart, die 
Internetseite des Betreibers aufzusuchen 
und die zur Finanzierung der Internetseite 
eingestellte Werbung zur Kenntnis zu 
nehmen. 

 
 
Aussetzung eines Schlichtungsverfah-
rens 
BGH, Beschl. v. 22. 6. 2011 – I ZB 64/10 – 
OLG München 
UrhG § 36, § 36a Abs. 3 
 
a) Das Verfahren nach § 36a Abs. 3 UrhG 
zur Bestellung des Vorsitzenden und zur 
Bestimmung der Zahl der Beisitzer der 
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Schlichtungsstelle kann das Oberlandesge-
richt nach § 148 ZPO aussetzen, wenn 
über das Vorliegen der Voraussetzungen 
des Schlichtungsverfahrens Streit besteht 
und hierüber ein Rechtsstreit zwischen den 
Parteien bereits anhängig ist. 
b) Das nach § 36a Abs. 3 UrhG zuständige 
Oberlandesgericht kann nicht mit für die 
Parteien bindender Wirkung über das Vor-
liegen der Voraussetzungen des Schlich-
tungsverfahrens entscheiden. 
c) Eine gemeinsame Vergütungsregel im 
Sinne von § 36 UrhG, die in einem Schlich-
tungsverfahren von hierzu nicht berechtig-
ten Parteien aufgestellt wird, entfaltet in 
einem Rechtsstreit über eine angemessene 
Vergütung weder eine Bindungs- noch eine 
Indizwirkung. 

Fundstelle: GRUR 2011, 808 
 
PC II 
BGH, Beschl. v. 21. 7. 2011 – I ZR 30/11 – 
OLG München; LG München I 
InformationsgesellschaftsRL Art. 5 Abs. 2 
und 3 
 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union 
werden zur Auslegung der Richtlinie 
2001/29/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 22. Mai 2001 zur Har-
monisierung bestimmter Aspekte des Ur-
heberrechts und der verwandten Schutz-
rechte in der Informationsgesellschaft (ABl. 
L 167 vom 22.6.2001, S. 10) folgende Fra-
gen vorgelegt: 
1. Ist die Richtlinie bei der Auslegung des 
nationalen Rechts bereits für Vorfälle zu 
berücksichtigen, die sich nach dem Zeit-
punkt des Inkrafttretens der Richtlinie am 
22. Juni 2001, aber vor dem Zeitpunkt 
ihrer Anwendbarkeit am 22. Dezember 
2002 ereignet haben? 
2. Handelt es sich bei Vervielfältigungen 
mittels PCs um Vervielfältigungen mittels 
beliebiger fotomechanischer Verfahren o-
der anderer Verfahren mit ähnlicher Wir-
kung im Sinne von Art. 5 Abs. 2 Buchst. a 
der Richtlinie? 
3. Für den Fall, dass die zweite Frage be-
jaht wird: Können die Anforderungen der 
Richtlinie an einen gerechten Ausgleich für 
Ausnahmen oder Beschränkungen in Bezug 
auf das Vervielfältigungsrecht nach Art. 5 
Abs. 2 und 3 der Richtlinie unter Berück-
sichtigung des Grundrechts auf Gleichbe-
handlung aus Art. 20 der EU-Grund-
rechtecharta auch dann erfüllt sein, wenn 
nicht die Hersteller, Importeure und Händ-

ler von PCs, sondern die Hersteller, Im-
porteure und Händler eines anderen Geräts 
oder mehrerer anderer Geräte einer zur 
Vornahme entsprechender Vervielfältigun-
gen geeigneten Gerätekette Schuldner der 
Finanzierung einer angemessenen Vergü-
tung sind? 
4. Lässt bereits die Möglichkeit einer An-
wendung von technischen Maßnahmen 
gemäß Art. 6 der Richtlinie die Bedingung 
eines gerechten Ausgleichs im Sinne des 
Art. 5 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie ent-
fallen? 
5. Entfällt die Bedingung (Art. 5 Abs. 2 
Buchst. a und b der Richtlinie) und die 
Möglichkeit (vgl. Erwägungsgrund 36 der 
Richtlinie) eines gerechten Ausgleichs, so-
weit die Rechtsinhaber einer Vervielfälti-
gung ihrer Werke ausdrücklich oder kon-
kludent zugestimmt haben? 

 
 
Drucker und Plotter II 
BGH, Beschl. v. 21. 7. 2011 – I ZR 28/11 – 
OLG Düsseldorf; LG Düsseldorf 
InformationsgesellschaftsRL Art. 5 Abs. 2 
und 3 
 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union 
werden zur Auslegung der Richtlinie 
2001/29/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 22. Mai 2001 zur Har-
monisierung bestimmter Aspekte des Ur-
heberrechts und der verwandten Schutz-
rechte in der Informationsgesellschaft (ABl. 
L 167 vom 22.6.2001, S. 10) folgende Fra-
gen vorgelegt: 
1. Ist die Richtlinie bei der Auslegung des 
nationalen Rechts bereits für Vorfälle zu 
berücksichtigen, die sich nach dem Zeit-
punkt des Inkrafttretens der Richtlinie am 
22. Juni 2001, aber vor dem Zeitpunkt 
ihrer Anwendbarkeit am 22. Dezember 
2002 ereignet haben? 
2. Handelt es sich bei Vervielfältigungen 
mittels Druckern um Vervielfältigungen 
mittels beliebiger fotomechanischer Ver-
fahren oder anderer Verfahren mit ähnli-
cher Wirkung im Sinne von Art. 5 Abs. 2 
Buchst. a der Richtlinie? 
3. Für den Fall, dass die zweite Frage be-
jaht wird: Können die Anforderungen der 
Richtlinie an einen gerechten Ausgleich für 
Ausnahmen oder Beschränkungen in Bezug 
auf das Vervielfältigungsrecht nach Art. 5 
Abs. 2 und 3 der Richtlinie unter Berück-
sichtigung des Grundrechts auf Gleichbe-
handlung aus Art. 20 der EU-Grund-
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rechtecharta auch dann erfüllt sein, wenn 
nicht die Hersteller, Importeure und Händ-
ler der Drucker, sondern die Hersteller, 
Importeure und Händler eines anderen 
Geräts oder mehrerer anderer Geräte einer 
zur Vornahme entsprechender Vervielfälti-
gungen geeigneten Gerätekette Schuldner 
der Finanzierung einer angemessenen Ver-
gütung sind? 
4. Lässt bereits die Möglichkeit einer An-
wendung von technischen Maßnahmen 
gemäß Art. 6 der Richtlinie die Bedingung 
eines gerechten Ausgleichs im Sinne des 
Art. 5 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie ent-
fallen? 
5. Entfällt die Bedingung (Art. 5 Abs. 2 
Buchst. a und b der Richtlinie) und die 
Möglichkeit (vgl. Erwägungsgrund 36 der 
Richtlinie) eines gerechten Ausgleichs, so-
weit die Rechtsinhaber einer Vervielfälti-
gung ihrer Werke ausdrücklich oder kon-
kludent zugestimmt haben? 

 
 
3. MARKENRECHT  
 
RENNIE 
BGH, Urt. v. 10. 2. 2011 – I ZR 172/09 – 
OLG Köln; LG Köln 
MarkenG § 14 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 5 und 6, § 
24 Abs. 1 und 2 
 
Ist der Vertrieb eines parallelimportierten 
Arzneimittels im Inland in einer bestimm-
ten Packungsgröße ohne weiteres dadurch 
möglich, dass die Originalverpackung mit 
weiteren Blisterstreifen aufgefüllt und 
umetikettiert wird, kann sich der Marken-
inhaber dem Vertrieb des Arzneimittels in 
einer neuen Verpackung unter Wiederan-
bringung der Marke widersetzen. 

Fundstelle: GRUR 2011, 817 
 
Kosten des Patentanwalts II 
BGH, Urt. v. 24. 2. 2011 – I ZR 181/09 – 
OLG Frankfurt/Main; LG Frankfurt/Main  
BGB §§ 677, 683 Satz 1, § 670; MarkenG 
§ 14 Abs. 6 Satz 1 
 
 
Hat neben einem Rechtsanwalt auch ein 
Patentanwalt an der Abmahnung we-gen 
einer Markenverletzung mitgewirkt, kann 
die Erstattung der durch die Mit-wirkung 
des Patentanwalts entstandenen Kosten 
nach §§ 677, 683 Satz 1, § 670 BGB oder 
§ 14 Abs. 6 Satz 1 MarkenG nur bean-

sprucht werden, wenn der Anspruchsteller 
darlegt und nachweist, dass die Mitwirkung 
des Patentanwalts erforderlich war. Diese 
Voraussetzung ist regelmäßig nur dann 
erfüllt, wenn der Patentanwalt dabei Auf-
gaben übernommen hat, die – wie etwa 
Recherchen zum Registerstand oder zur 
Benutzungslage – zum typischen Arbeits-
gebiet eines Patentanwalts gehören. 

Fundstelle: GRUR 2011, 754 
 
Enzymax/Enzymix 
BGH, Urt. v. 24. 2. 2011 – I ZR 154/09 – 
OLG Köln; LG Köln 
MarkenG § 14 Abs. 2 Nr. 2 
 
Zwischen „Enzymax“ und „Enzymix“ be-
steht nicht zuletzt deshalb eine hohe Zei-
chenähnlichkeit, weil der Verkehr das „m“ 
in beiden Zeichen sowohl dem ersten Teil 
„Enzy(m)“ als auch dem zweiten Teil 
„(m)ax“ bzw. „(m)ix“ zuordnet. Dies führt 
trotz unterdurchschnittlicher Kennzeich-
nungskraft der Klagemarke zur Verwechs-
lungsgefahr zwischen beiden Zeichen. 

Fundstelle: GRUR 2011, 826 
 
Stahlschluessel 
BGH, Beschl. v. 22. 6. 2011 – I ZB 9/10 – 
Bundespatentgericht 
MarkenG § 76 Abs. 6, § 83 Abs. 3 Nr. 3; 
GG Art. 103 Abs. 1 
 
Ist die mündliche Verhandlung im Be-
schwerdeverfahren vor dem Bundespa-
tentgericht geschlossen (§ 76 Abs. 6 Satz 
1 MarkenG), ist der Anspruch eines Betei-
ligten auf Gewährung rechtlichen Gehörs 
nicht verletzt, wenn das Bundespatentge-
richt nach Schluss der mündlichen Ver-
handlung eine Entscheidung an Verkün-
dungs Statt (§ 79 Abs. 1 Satz 3 MarkenG) 
zustellt, ohne zu klären, ob noch weiterer 
Vortrag beabsichtigt ist. 

 
 
Gartencenter Pötschke 
BGH, Urt. v. 7. 7. 2011 – I ZR 207/08 – 
OLG Hamm; LG Bochum 
MarkenG § 12, § 15 Abs. 2, § 23 Nr. 1, § 
51 Abs. 1, § 55 Abs. 1 
 
a) Besteht eine kennzeichenrechtliche 
Gleichgewichtslage, auf die die Grundsätze 
des Rechts der Gleichnamigen anzuwenden 
sind, kann eine Partei die von ihr verwen-



GB 4/2011 275 

 

dete Unternehmensbezeichnung nur aus-
nahmsweise auch als (Dienstleistungs-) 
Marke eintragen lassen (im Anschluss an 
BGH, Urt. v. 14. April 2011 – I ZR 41/08, 
GRUR 2011, 623 = WRP 2011, 886 Peek & 
Cloppenburg II). 
b) Die Eintragung einer Marke für die an-
gebotenen Dienstleistungen zur Absiche-
rung eines nur regional benutzten Unter-
nehmenskennzeichens muss die andere 
Partei allenfalls dann hinnehmen, wenn 
keine anderen Möglichkeiten bestehen, 
eine Schwächung des von beiden Parteien 
verwendeten Zeichens zu verhindern. 

Fundstelle: GRUR 2011, 835 
 
Stiftparfüm 
BGH, Urt. v. 17. 8. 2011 – I ZR 57/09 – 
OLG Düsseldorf; LG Düsseldorf 
MarkenG § 14 Abs. 2, § 19; TMG § 7 Abs. 
2, § 10 
 
a) Weist ein Rechteinhaber den Betreiber 
eines Online-Marktplatzes auf eine Verlet-
zung seines Rechts durch ein auf dem 
Marktplatz eingestelltes Verkaufsangebot 
hin, trifft den Betreiber als Störer die mit 
einem Unterlassungsanspruch durchsetz-
bare Verpflichtung, zukünftig derartige 
Verletzungen zu verhindern (Fortführung 
von BGHZ 158, 236 – Internet-
Versteigerung I; BGHZ 172, 119 – Inter-
net-Versteigerung II; BGHZ 173, 188 – 
Jugendgefährdende Medien bei eBay). 
b) Dies setzt voraus, dass der Hinweis so 
konkret gefasst ist, dass der Adressat des 
Hinweises den Rechtsverstoß unschwer – 
das heißt ohne eingehende rechtliche und 
tatsächliche Überprüfung – feststellen 
kann. Dabei hängt das Ausmaß des inso-
weit vom Betreiber zu verlangenden Prü-
fungsaufwandes von den Umständen des 
Einzelfalls ab, insbesondere vom Gewicht 
der angezeigten Rechtsverletzungen auf 
der einen und den Erkenntnismöglichkeiten 
des Betreibers auf der anderen Seite. 
c) Ein Beleg der Rechtsverletzung durch 
den Beanstandenden ist nur dann er-
forderlich, wenn schutzwürdige Interessen 
des Betreibers des Online-Marktplatzes 
dies rechtfertigen. Das kann der Fall sein, 
wenn der Betreiber nach den Umständen 
des Einzelfalls berechtigte Zweifel am Be-
stehen eines Schutzrechts, an der Befugnis 
zur Geltendmachung dieses Schutzrechts 
durch den Hinweisenden oder aber am 
Wahrheitsgehalt der mitgeteilten tatsächli-
chen Umstände einer Rechtsverletzung 

haben darf und deshalb aufwendige eigene 
Recherchen anstellen müsste, um eine 
Rechtsverletzung hinreichend sicher fest-
stellen zu können. Hat der Betreiber des 
Online-Marktplatzes solche berechtigten 
Zweifel, ist er grundsätzlich gehalten, dem 
Hinweisenden diese Zweifel mitzuteilen 
und nach den Umständen angemessene 
Belege für die behauptete Rechtsverlet-
zung und die Befugnis des Hinweisenden 
zu ihrer Verfolgung zu verlangen. 
d) Eine Verhaltenspflicht des Betreibers, 
deren Verletzung eine Wiederholungsge-
fahr begründen kann, entsteht erst nach 
Erlangung der Kenntnis von der Rechtsver-
letzung. Damit kann in derjenigen Verlet-
zungshandlung, die Gegenstand einer Ab-
mahnung oder sonstigen Mitteilung ist, mit 
der der Betreiber des Online-Marktplatzes 
erstmalig Kenntnis von einer Rechtsverlet-
zung erlangt, keine Verletzungshandlung 
gesehen werden, die eine Wiederholungs-
gefahr im Sinne eines Verletzungsunterlas-
sungsanspruchs begründet. Für die An-
nahme von Wiederholungsgefahr ist viel-
mehr eine vollendete Verletzung nach Be-
gründung der Pflicht zur Verhinderung wei-
terer derartiger Rechtsverletzungen erfor-
derlich (Fortführung von BGHZ 173, 188 
Rn. 53 – Jugendgefährdende Medien bei 
eBay). 

Fundstelle: GRUR 2011, 835 
 
TÜV II 
BGH, Urt. v. 17. 8. 2011 – I ZR 108/09 – 
OLG Düsseldorf; LG Düsseldorf 
MarkenG § 14 Abs. 2 Nr. 3, Abs. 5 und 6, § 
23 Nr. 2, § 49 Abs. 2 Nr. 1; ZPO § 253 
Abs. 2 Nr. 2, § 291 
 
a) Hat der Kläger in den Tatsacheninstan-
zen Ansprüche aus verschiedenen Kenn-
zeichenrechten alternativ verfolgt, kann er 
in der Revisionsinstanz zwar zu einer even-
tuellen, nicht aber zu einer kumulativen 
Klagehäufung übergehen, um eine Abwei-
sung der Klage als unzulässig zu vermei-
den. 
b) Die Tatsachen, die der Bekanntheit ei-
ner Marke zugrunde liegen, können offen-
kundig im Sinne von § 291 ZPO sein (hier: 
intensive Benutzung der Marke über einen 
längeren Zeitraum in weitem Umfang ge-
genüber dem allgemeinen Publikum) und 
auch ohne Einholung eines Verkehrsgut-
achtens die Annahme rechtfertigen, dass 
die Marke bekannt im Sinne von § 14 Abs. 
2 Nr. 3 MarkenG ist. 
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c) Findet sich mit einer gewissen Häufig-
keit die beschreibende Verwendung einer 
Marke (hier: die Bezeichnung „TÜV“), 
rechtfertigt dies für sich genommen nicht 
schon die Annahme, das Zeichen habe sich 
zu einer gebräuchlichen Bezeichnung im 
Sinne von § 49 Abs. 2 Nr. 1 MarkenG ent-
wickelt. 
d) Allein der Umstand, dass eine bekannte 
Marke nicht mit der angegriffenen Bezeich-
nung verwechselt wird, kann die Ausnut-
zung der Unterscheidungskraft oder der 
Wertschätzung der bekannten Marke im 
Sinne von § 14 Abs. 2 Nr. 3 MarkenG nicht 
rechtfertigen. 

Fundstelle: GRUR 2011, 521 
 
4. WETTBEWERBSRECHT 
 
RC-Netzmittel 
BGH, Urt. v. 10. 2. 2011 – I ZR 8/09 – 
OLG Stuttgart; LG Ravensburg 
UWG § 3 Abs. 1, § 4 Nr. 11; PflSchG § 31c 
Abs. 1 
 
a) Die Eintragung eines Pflanzenschutzmit-
tel-Zusatzstoffes in die für solche Stoffe 
beim Bundesamt für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit geführte Liste 
wirkte jedenfalls bis zum 1. Januar 2007 
auch zu Gunsten Dritter. 
b) Eine unlautere Handlung ist nicht schon 
deshalb nicht spürbar im Sinne des § 3 
Abs. 1 UWG, weil sie nur einmal oder nur 
für kurze Zeit vorgenommen worden ist. 

Fundstelle: GRUR 2011, 842 
 
Ford-Vertragspartner 
BGH, Urt. v. 17. 3. 2011 – I ZR 170/08 – 
OLG Dresden; LG Dresden 
UWG §§ 3, 5 Abs. 1 
 
Entsteht beim angesprochenen Verkehr 
durch die Verwendung des Begriffs „Ver-
tragspartner“ der unzutreffende Eindruck, 
der Werbende sei „Vertragshändler“ eines 
Automobilherstellers, so liegt darin eine 
wettbewerbsrechtlich relevante Irrefüh-
rung. 

 
 
Injektionslösung 
BGH, Urt. v. 14. 4. 2011 – I ZR 129/09 – 
OLG München; LG München I 
UWG § 4 Nr. 11; AMG § 21 Abs. 2 Nr. 1, § 
43 Abs. 1 Satz 1; ApoG § 11a Satz 1 

 
Ein Apotheker, der eine Erlaubnis zum Ver-
sand von apothekenpflichtigen Arzneimit-
teln hat, darf auch die von ihm hergestell-
ten Defekturarzneimittel aufgrund dieser 
Erlaubnis bundesweit versenden. 

 
 
Vorrichtung zur Schädlingsbekämp-
fung 
BGH, Urt. v. 1. Juni 2011 – I ZR 25/10 – 
OLG Celle; LG Lüneburg 
UWG § 4 Nr. 11; Richtlinie 91/414/EWG 
Art. 2 Nr. 1.1, 3, 4.1, 8; PflSchG § 2 Nr. 7, 
9 Buchst. a, 9a Buchst. a, 11; §§ 9, 11 
Abs. 1 Satz 1, § 25 
 
Wer eine Vorrichtung zur Herstellung eines 
Pflanzenschutzmittels anbietet, handelt 
auch dann keiner im Pflanzenschutzgesetz 
enthaltenen Zulassungsbestimmung zuwi-
der, wenn das mit der Vorrichtung herge-
stellte Mittel ein nach § 11 Abs. 1 Satz 1 
PflSchG zulassungspflichtiges, aber nicht 
zugelassenes Mittel ist. 

Fundstelle: GRUR 2011, 843 
 
Arzneimitteldatenbank 
BGH, Urt. v. 17. 8. 2011 – I ZR 13/10 – 
OLG München; LG München I 
UWG §§ 3, 4 Nr. 11; HWG § 7 Abs. 1 Satz 
1; Berufsordnung für die bayeri-schen Ärz-
te § 33 Abs. 2 
 
Das Angebot einer durch Werbung finan-
zierten und deswegen für Ärzte kosten-
losen Datenbank, die diesen Informationen 
und Hinweise für die Verordnung von Arz-
neimitteln gemäß § 73 Abs. 8 SGB V gibt, 
stellt keine Werbegabe im Sinne von § 7 
Abs. 1 Satz 1 HWG, § 33 Abs. 2 der Be-
rufsordnung für die bayerischen Ärzte dar 
(Fortführung von BGH, Urt. v. 21. Juni 
1990 I ZR 240/88, GRUR 1990, 1041 = 
WRP 1991, 90 Fortbildungs-Kassetten). 

 
 
5. SONSTIGES  
 
World’s End 
BGH, Urt. v. 3. 2. 2011 – I ZR 134/08 – 
OLG München; LG München I 
VerlG § 1 Satz 2, § 5 Abs. 1, § 17 
 
a) Das Recht des Verlegers, Folgeauflagen 
eines Werkes zu veranstalten, kann sich 
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auch ohne ausdrückliche Erwähnung aus 
dem Gesamtinhalt des Verlagsvertrages 
ergeben. 
b) § 17 Satz 3 VerlG ist auch auf Überset-
zungsverträge anwendbar. 
c) Der Verleger kann der ihn treffenden 
Last, eine Neuauflage zu veranstalten, 
auch dadurch nachkommen, dass er eine 
Taschenbuch- oder eine Sonderausgabe 
herausgibt. Dem steht es gleich, wenn er 
die Taschenbuch- oder Sonderausgabe 
nicht im eigenen, sondern in einem ande-
ren Verlag veranlasst. 

Fundstelle: GRUR 2011, 810 
 
 
III. BUNDESPATENTGERICHT 
zusammengestellt von Tobias Schmidt 
 
1. PATENT- UND GEBRAUCHSMUSTERRECHT 
 
Zulässigkeit der Akteneinsicht 
Urt. v. 12. 7. 11 – 3 ZA (pat) 14/11 
PatG § 99 Abs. 3 
PatKostG § 6 Abs. 2 
 
Ein Antrag auf Akteneinsicht nach § 99 
Abs. 3 PatG ist auch dann zulässig, wenn 
die Klage wegen unterbliebener Gebühren-
zahlung gemäß § 6 Abs. 2 PatKostG als 
nicht erhoben gilt. 

 
 
Doppelvertretungskosten im Nichtig-
keitsverfahren VI 
Urt. v. 26. 7. 2011 – 3 ZA (pat) 21/10 
PatG § 84 Abs. 2 
ZPO § 91 
 
Soweit im Nichtigkeitsverfahren die Hinzu-
ziehung eines Rechtsanwalts wegen eines 
zeitgleich anhängigen, das Streitpatent 
betreffenden Verletzungsverfahren als 
notwendig angesehen wird, ist insoweit 
nicht rein formal auf die Parteiidentität in 
beiden Prozessen abzustellen. Vielmehr 
kommt es maßgeblich darauf an, ob die 
Verletzungsklage auf Basis des mit der 
anschließenden Nichtigkeitsklage angegrif-
fenen Streitpatents erhoben wurde. 

 
 
Offenkundige Vorbenutzung durch 
Vertrieb eines pharamzeutischen Er-
zeugnisses 
 

Urt. v. 26. 7. 11 – 3 Ni 7/10 (EU) 
PatG § 3 Abs. 1 S. 2 
EPÜ Art. 54 Abs. 1,2 
 
Das In-Verkehr-Bringen eines pharmazeu-
tischen Erzeugnisses macht nicht nur den 
Stoff als solchen, sondern auch dessen 
Zusammensetzung und Struktur der Öf-
fentlichkeit zugänglich, sofern grundsätz-
lich die Möglichkeit einer Analyse besteht. 
Dies gilt auf chemisch-pharmazeutischem 
Gebiet jedenfalls auch dann, wenn die 
Analyse zwar umfangreiche zeit- und ar-
beitsaufwändige qualitative und quantitati-
ve Untersuchungen erfordert, für den 
Fachmann aber die Möglichkeit einer Ana-
lyse der Zusammensetzung unter Zuhilfen-
ahme der standardmäßig eingesetzten Me-
thoden nach intensiveren Überlegungen 
ohne übermäßige, das durchschnittliche 
Können übersteigende Schwierigkeiten 
möglich ist (Weiterführung von BGH GRUR 
1986, 372, 374 II. 3 d) - Thrombozyten-
zählung). 

 
 
Prüfungsantragsgebühr 
Urt. v. 17. 3. 11 – 10 W (pat) 11/10 
PatKostG § 9  
BGB § 812 
 
Bei Eintritt einer Rücknahmefiktion, die 
sich auf die Anmeldung insgesamt bezieht 
(hier nach § 40 Abs. 5 PatG), sind recht-
zeitig und vollständig gezahlte Gebühren 
für Anträge (hier Gebühr für Prüfungsan-
trag), die lediglich aufgrund der Rücknah-
mefiktion nicht mehr bearbeitet werden 
können, nicht nach § 10 Abs. 2 PatKostG 
erstattungsfähig. 

 
 
Unterseeboot  
Urt. v. 17. 8. 11 – 7 W (pat) 130/11 
PatG §§ 21, 59, 61 
 
1. Das Einspruchs- bzw. Einspruchsbe-
schwerdeverfahren ist in der Hauptsache 
erledigt, wenn der Einspruch allein auf den 
Widerrufsgrund der widerrechtlichen Ent-
nahme (§ 21 Abs. 1 Nr. 3 PatG) gestützt 
wurde und der Einsprechende seinen Ein-
spruch zurückgenommen hat. 
2. Das Einspruchs- bzw. Einspruchsbe-
schwerdeverfahren ist in der Hauptsache 
erledigt, wenn der Einspruch allein auf den 
Widerrufsgrund der widerrechtlichen Ent-
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nahme (§ 21 Abs. 1 Nr. 3 PatG) gestützt 
wurde und der Einsprechende seinen Ein-
spruch zurückgenommen hat. 
3. Der Ausschluss der Sachprüfung und die 
damit gegebene Erledigung der Hauptsa-
che ist entgegen BPatGE 47, 141, 143 f. - 
Aktivkohlefilter nicht davon abhängig, ob 
das Streitpatent auf den Einsprechenden 
übergegangen ist. Dem steht auch BGH 
GRUR 1995, 333, 335 - Aluminium-
Trihydroxid nicht entgegen, dem zu Folge 
das Patentamt in seine Sachentscheidung 
über den Einspruch auch Widerrufsgründe 
einbeziehen kann, auf die sich der Einspre-
chende nicht gestützt hat; denn diese Ent-
scheidung betrifft nur solche Einsprüche, 
die als Popularrechtsbehelfe im Interesse 
der Allgemeinheit eine umfassende Prüfung 
der Patentfähigkeit verfolgen, nicht aber 
den nur dem Verletzten zustehenden Ein-
spruch wegen einer widerrechtlichen Ent-
nahme. Es wäre aber mit dem (Individual-) 
Antrag des Verletzten, mit dem dieser sein 
Erfinderrecht verfolgt, unvereinbar und 
ginge auch über dessen Rechtsschutzbe-
gehren unzulässig hinaus, wenn nach ei-
nem wirksamen, allein auf die widerrechtli-
che Entnahme gestützten Einspruch das 
Patent ohne Prüfung des einzigen geltend 
gemachten Widerrufsgrund aus einem an-
dern Widerrufsgrund, etwa wegen man-
gelnder Patentfähigkeit, den der Verletzte 
weder geltend gemacht hat noch mit sei-
nem Einspruch überhaupt, ohne sich in 
Widerspruch zu seinem Antrag zu setzen, 
gleichzeitig verfolgen kann, widerrufen 
würde. Ungeachtet dessen scheidet ein 
Widerruf aus sonstigem Grund nach der 
zutreffenden Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofs (vgl. BGH a. a. O., ebenso 
BPatGE 36, 213 f.) im Einspruchsbe-
schwerdeverfahren vor dem Bundespa-
tentgericht ohnehin aus. 

 
 
2. MARKEN- UND KENNZEICHENRECHT 
 
YOUNGStyle 
Urt. v.28. 6. 11 – 27 W (pat) 104/10 
MarkenG §§ 8 Abs. 2 Nr. 1; 37; 107; 113;  
119; 124 
Mabk Madrid Art. 5 Abs. 1 
PVÜ Art. 6 quinquies Abschn. B Nr. 2 
 
1. An die Unterscheidungskraft gemäß § 8 
Abs. 2 Nr. 1 MarkenG müssen marken-

rechtliche, höhere Anforderungen gestellt 
werden als an den Werktitel. 
2. Wird dennoch eine Marke mit einem 
kaum oder nicht unterscheidungskräftigen 
Werktitel eingetragen, so lässt sich daraus 
nicht die Annahme folgern, dass sich bei 
Verlagsprodukten eine dahin gehende 
Übung herausgebildet hätte. (Ls. der Re-
daktion) 

 
 
VERO CUOIO 
Urt. v.28. 6. 11 – 27 W (pat) 111/10 
MarkenG §§ 104, 105, 106, 107 
 
1. Mangels besonderer Regelung in §§ 107 
ff. MarkenG gelten die Regelungen der §§ 
104 ff.MarkenG auch für internationale 
Marken deren Schutz sich auf Deutschland 
erstreckt. 
2. Mangels Publizität entfaltet eine geän-
derte Satzung zu Kollektivmarken dann 
gegenüber Nichtverbandsmitgliedern keine 
Wirkung, wenn sie dem Deutschen Patent- 
und Markenamt nicht mitgeteilt worden ist. 
Eine solche Pflicht zur Mitteilung besteht 
auch nach der neuen Gesetzeslage. Dies 
gilt auch dann, wenn der betroffene positi-
ve Kenntnis von der Änderung hat, oder 
eine solche Kenntnis hätte haben können. 
(Ls. der Redaktion) 

 
 
Kaupmann 
Urt. v. 8. 7. 11 – 29 W (pat) 30/10 
MarkenG §§ 8 Abs. 2 Nr. 10; 50 Abs. 1; 54 
 
1. Ein räumlich beschränktes Recht kann 
keinen Anspruch auf Löschung einer Marke 
gewähren, die im gesamten Inland Schutz 
genießt. 
2. Ein Rechtsirrtum, bei dem der Irrende 
davon ausgeht, dass ihn ein Namensrecht 
auch zur Anmeldung einer Marke berechti-
ge schließt eine Bösgläubigkeit im Sinne 
des § 8 I Nr. 10 MarkenG aus. Daran än-
dert sich nichts, wenn der Markeninhaber 
zum Zeitpunkt der Anmeldung und auch in 
den Jahren danach über keinen Geschäfts-
betrieb verfügt. (Ls. der Redaktion) 

 
 
Deutsches Institut für Menschenrechte 
Urt. v. 3. 5. 11 – 24 W (pat) 43/10 
MarkenG § 8 Abs. 2 Nr. 1; Abs. 3 
 



GB 4/2011 279 

 

Der aus beschreibenden Angaben beste-
hende Name eines Instituts von nationaler 
Bedeutung entbehrt im Allgemeinen von 
Haus aus, d. h. vor und unabhängig von 
einer etwaigen Benutzung, für Waren und 
Dienstleistungen, welche üblicherweise von 
einem derartigen Institut angeboten wer-
den, jeglicher Unterscheidungskraft (An-
schluss an BPatGE 48, 65 - Deutsches No-
tarinstitut; z. T. Abgrenzung von BPatG 
GRUR 2010, 342 - German Poker Players 
Association). 

Fundstelle: MittdtPatA 2011, 430 L 
 
Schokoladenstäbchen 
Urt. v. 21. 7. 11 – 25 W (pat) 8/09 
MarkenG §§ 3 Abs. 1; 8 Abs. 1; 83 Abs. 2 
Nr. 1, Nr. 2 
PVÜ Art. 6 quinquies B Nr. 3 
 
1. Es ist für die Entscheidung über die Ein-
tragung einer Marke bzw. - im Falle einer 
bereits vollzogenen Eintragung - im Lö-
schungsverfahren für die Entscheidung 
über den Verbleib der Marke im Register 
fundamentale Voraussetzung und Bestand-
teil des ordre public im Sinne von Art. 6 
quinquies B Nr. 3 PVÜ, dass der Schutzge-
genstand eindeutig bestimmt und definiert 
wird (vgl. EuGH GRUR 2003, 145 [Tz. 46] - 
Sieckmann; GRUR 2003, 604 [Tz. 28] - 
Libertel; GRUR 2004, 858 [Tz. 25] - Hei-
delberger Bauchemie GmbH und GRUR 
2004, 54 [Tz. 55 - 63] - Shield Mark/Kist 
und BGH GRUR 2007, 150 [Tz. 16 - 23] - 
Tastmarke). Dieser Grundsatz gilt nicht nur 
für abstrakte Farbmarken oder visuell nicht 
wahrnehmbare Marken wie z. B. Hör-, 
Riech- und Tastmarken, sondern auch für 
alle anderen, insbesondere auch visuell 
wahrnehmbaren Markenformen, und dem-
zufolge auch für dreidimensionale Gestal-
tungen. 
2. Die unter dem Gebot der Rechtssicher-
heit erforderliche eindeutige Definition des 
Schutzgegenstandes muss die nach § 8 
Abs. 1 MarkenG für ein Registerrecht zwin-
gend vorgesehene grafische Darstellung in 
der Weise verwirklichen, dass sich daraus 
eindeutig ein (einziges) Zeichen ergibt. 
Unter diesem Gesichtspunkt fehlt eine fun-
damentale Voraussetzung für die Schutz-
gewährung bzw. -belassung, wenn bei ei-
ner dreidimensionalen Gestaltung für die 
Wiedergabe des Zeichens eine Darstel-
lungsform gewählt wird, die eine Deutung 
in Richtung mehrerer, auch den Schutzum-

fang in relevanter Weise mitbestimmender 
Gestaltungsvarianten zulässt. 
3. Auch wenn die genaue Identifizierung 
und Bestimmung des Schutzgegenstandes 
nicht als eigenständiges Schutzhindernis 
normiert ist, führt ein entsprechender 
Mangel regelmäßig zu zwei auch im mar-
kenrechtlichen Normensystem enthaltenen 
absoluten Schutzhindernissen. Soweit die 
der Anmeldung bzw. Eintragung zugrunde-
liegende Darstellung den dreidimensiona-
len Schutzgegenstand nicht eindeutig fest-
legt, sondern ein ganzes Bündel von Ge-
staltungsvarianten möglich erscheinen 
lässt, handelt es sich zum einen nicht mehr 
um ein Zeichen i.S.d. § 3 Abs. 1 MarkenG, 
für das allein Schutz gewährt werden kann, 
sondern um eine Vielzahl von Zeichen. 
Außerdem ist dieses im Register notwendi-
gerweise darzustellende eine Zeichen dann 
auch nicht grafisch dargestellt bzw. dar-
stellbar i.S.d. § 8 Abs. 1 MarkenG. 

 
 
TOLTEC/TOMTEC 
Urt. v. 14. 4. 11 – 30 W (pat) 1/10 
MarkenG § 125 b Nr. 4 
GMV Art. 15 
 
Die Benutzung einer Gemeinschaftsmarke 
kann auch dann als rechtserhaltend einzu-
stufen sein, wenn sie nur in einem Mit-
gliedsstaat erfolgt ist. 

 
 
SCORPIONS 
Urt. v. 5. 4. 11 – 33 W (pat) 526/10 
MarkenG §§ 9 Abs. 1 Nr. 2, 43 Abs. 1, Abs. 
2 Satz 1, 26 Abs. 1-3 
 
Im Verkehr wird ein Markenzeichen, das 
dem Namen einer bekannten Musikgruppe 
entspricht, auf Merchandise-Artikeln der 
Bekleidungsbranche (auch) als Hinweis auf 
die Herkunft dieser Ware angesehen.  
 
Dies gilt, selbst wenn das Wortzeichen nur 
im Brust- oder Rückenbereich von Oberbe-
kleidung, wie z. B. T-Shirts, abgebildet ist 
und/oder dem erkennbar im Vordergrund 
stehenden Markenzeichen Hinweise auf 
Konzertorte und/oder Konzerttermine bei-
gefügt sind. 

 
 



280 GB 4/2011 

 

 

IV. INSTANZGERICHTE 
zusammengestellt von 
Tina Mende und Franziska Schröter 
 
1. PATENT- UND GEBRAUCHSMUSTERRECHT 
 
LG Düsseldorf: Zur Durchsetzung von 
Schadensersatzansprüchen im mittel-
baren Patentverletzungsstreit – Ober-
flächenvorbehandlung 
Urt. v. 1. 3. 2011 – 4b O 260/09 
PatG §§ 10, 139 Abs. 2  
 
1. Der Patentinhaber hat sich darüber Ge-
wissheit zu verschaffen, ob die vom mittel-
baren Patentverletzer im Rahmen der 
Rechnungslegung genannten Abnehmer die 
technische Lehre des Patents unmittelbar 
benutzen und im Höheverfahren entspre-
chend vorzutragen sowie ggf. den Beweis 
anzutreten 
2. Der Verletzte kann, bei Nichtauskunft 
des Verletzers, gegen dessen Kunden not-
falls ein Besichtigungsverfahren anstren-
gen um sich die erforderlichen Erkenntnis-
se zu verschaffen oder die Abnehmer bzw. 
deren Mitarbeiter pp. im Höheprozess als 
Zeugen zum Beweis der Tatsache unmit-
telbarer Benutzungshandlungen benennen; 
nicht notwendig ist es hingegen, gegen die 
einzelnen Abnehmer rechtskräftige Verlet-
zungsurteile zu erstreiten. (Ls. der Redak-
tion) 

 
 
LG Düsseldorf: Ankündigung des Pro-
dukts im Rahmen einer Pressemittei-
lung reicht für Patentverletzung nicht 
aus  
Urt. v. 19. 4. 2011 – 4a O 236/09 
PatG §§ 139, 140b, 140e; BGB §§ 242, 
259 
 
1. Unter einem Angebot wird jede Tätigkeit 
verstanden, die nach ihrem objektiven Er-
klärungswert den Gegenstand der Nachfra-
ge in äußerlich wahrnehmbarer Form zum 
Erwerb der Verfügungsgewalt bereitstellt. 
Hierfür genügt jede Art des Anbietens, die 
Dritten die Abgabe von Geboten auf Über-
lassung ermöglicht, nicht jedoch die Pres-
semitteilung eines Unternehmens, wonach 
in Zukunft ein bestimmtes Produkt herge-
stellt werden soll. 
2. Benutzungshandlungen aus dem Zeit-
raum vor Erteilung des Klagepatents rei-
chen, selbst unter Zugrundelegung der 

langen Vorlaufzeiten in der Automobilin-
dustrie, für die Begründung einer Erstbe-
gehungsgefahr betreffend den Zeitraum ab 
Erteilung des Klagepatents nicht aus. Viel-
mehr ist für eine Benutzung Vorausset-
zung, dass mindestens einmal im räumli-
chen Geltungsbereich des Klagepatents 
eine der vielen Benutzungshandlungen, zu 
welchen nach § 9 PatG allein der Patentin-
haber befugt ist, vorgenommen wird.  
3. Vorbeugende Unterlassungsansprüche 
haben nur dann Erfolg, wenn greifbare, 
konkrete und ernsthafte Tatsachen unter 
patentrechtlichen Gesichtspunkten vermu-
ten lassen können, dass ein rechtswidriges 
Verhalten der Beklagten in naher Zukunft 
droht. (Ls. der Redaktion) 

 
 
OLG Jena: Zur Prüfungskompetenz 
über die Arbeitnehmererfindervergü-
tung 
Beschl. v. 8. 6. 2011 – 2 W 210/11 
ArbnErfG § 12 Abs. 6 
 
Hat in einem Streit über eine vereinbarte 
Arbeitnehmererfindervergütung das Ar-
beitsgericht seine Zuständigkeit bejaht und 
damit die Prüfungskompetenz nach § 12 
Abs. 6 ArbnErfG an sich gezogen, so be-
trifft eine Klage vor dem Landgericht, die 
die Anpassung der Arbeitneh-
mererfindervergütung zum Gegenstand 
hat, dieselbe Rechtsfrage, so ist es nicht 
ermessensfehlerhaft, den Rechtsstreit vor 
dem Landgericht auszusetzen, wenn das 
arbeitsgerichtliche Verfahren sich bereits 
im Berufungsrechtszug befindet. 

 
 
OLG Düsseldorf: Zur Glaubhaftma-
chung von Generika-Angeboten vor 
Ablauf der Schutzfrist des Verfügungs-
zertifikats –  Pramipexol II 
Urt. v. 4. 8. 2011 – 2 U 23/11 
PatG §§ 139 Abs. 1, 16a; EPÜ Art. 64 Abs. 
3 
 
1. Ist weder für das Gericht noch für die 
Verfügungsbeklagten die Verlässlichkeit 
der in den GFK-Berichten wiedergegebenen 
Aufzeichnungen abschätzbar, noch die 
Übertragung der Richtigkeit dieser Auf-
zeichnungen gewährt, so können auch an 
ein prozessrechtlich wirksames Bestreiten 
keine  zu hohen Anforderungen in Bezug 
auf die Substantiierung gestellt werden.  
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2. Bleiben die in den GFK-Berichten nie-
dergelegten Besuchsberichte anonym, so 
kann der Umstand, dass Generika-
Hersteller erfahrungsgemäß schon in der 
letzten Phase der Patentschutzdauer neue 
Generika durch Außendienstmitarbeiter 
bewerben ließen, nicht als Grundlage für 
ein gerichtliches Verbot ausreichen. (Ls. 
der Redaktion) 

Fundstelle: GRUR-RR 2011, 350 
 
OLG Düsseldorf: Gebrauchsmuster-
schutz für einen Türlagerwinkel zur 
Nutzung eines  schrankartigen Haus-
haltsgerätes; Einschränkung des 
Schutzanspruchs 
Urt. v. 4. 8. 2011 – 2 U 68/10 
GebrmG § 19 
 
1. Die Schutzfähigkeit ergibt sich aus der 
erfindungsgemäßen Verbindung von Trä-
gerarm und Lagerzapfen dadurch, dass der 
Lagerzapfen mittels des Steckschuhs in 
einer Ausnehmung des Trägerarms so 
festgelegt werde, dass er nicht herausfal-
len und auch bei einem Anheben oder Ver-
schieben des Haushaltsgerätes nicht wa-
ckeln oder verkanten könne. 
2. Der im Rahmen einer Einschränkung des 
Schutzanspruchs erfolgte Austausch des 
Begriffs „Steckschutz“ durch den Begriff 
„Steckschuh“ stellt nur ein Ausdruck der 
bevorzugten Ausführungsform dar. Somit 
liegt, da beide denselben Schutzbereich 
beschreiben, keine unzulässige Erweite-
rung des Klageschutzrechts vor. (Ls. der 
Redaktion) 

 
 
2. URHEBER- UND GESCHMACKSMUSTERRECHT 
 
OLG Hamburg: Formularmäßige 
Rechteübertragung eines Verlages für 
freie Fotojournalisten – „Buy-out mit 
Pauschalabgeltung“ 
Urt. v. 1. 6. 2011 – 5 U 113/09 
UrhG §§ 31 Abs. 5, 32, 13; UWG § 4 Nr. 
11; BGB §§ 307 Abs. 1, 307 Abs. 2 Nr. 1 
 
1. Die gesetzliche Regelung aus § 31 Abs. 
5 UrhG kann Maßstab einer AGB-
rechtlichen Inhaltskontrolle gem. § 307 
Abs. 2 Nr. 1 BGB sein. Hierbei handelt es 
sich nicht nur um eine zwingende Inhalts-
norm und keine Auslegungsregel, so dass 
diese im Rahmen der AGB-Kontrolle zu 
beachten ist. 

2. Für die Anwendbarkeit des § 31 Abs. 5 
UrhG ist darauf abzustellen, in welchem 
Ausmaß sich zusätzlich übertragene Nut-
zungsrechte von dem eigentlichen Ver-
tragszweck entfernen. 
3. Eine Pauschalvergütung ist nur dann 
zulässig, wenn bei objektiver Betrachtung 
zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses eine 
angemessene Beteiligung am voraussichtli-
chen Gesamtertrag der Nutzung gewähr-
leistet ist.  
4. Eine Einwilligung in das  Bearbeitungs-
recht ist dann unzulässig, wenn Art und 
Umfang des Bearbeitungsrechtes nicht 
konkret, sondern nur beispielhaft („insbe-
sondere“) bezeichnet werden. 
5. Eine formularmäßige pauschale Einräu-
mung einer Nutzung von Bildern für jede 
Art von Werbemaßnahmen ist nicht mög-
lich. 
5. Zulässig ist die formularmäßige Zusiche-
rung, dass hinsichtlich gelieferter Fotos 
keine Rechte Dritter vorliegen. 
6. Ein formularmäßiger vollständiger Ver-
zicht auf das Recht zur Namensnennung ist 
ebenso unzulässig und damit unwirksam 
wie die Verpflichtung eines freien Fotogra-
fen, bei Geltendmachung von Rechten Drit-
ter den Verlag auf erstes Anfordern von 
sämtlichen Kosten freizustellen. (Ls. der 
Redaktion) 

Fundstellen: GRUR-RR 2011, 293;  K&R 
2011, 598 
 
OLG Köln: Auskunftserteilung über die 
Identität von Anschlussinhabern – TV-
Kabel-Internetprovider 
Beschl. v. 9. 6. 2011 – 6 W 159/10 
UrhG § 101 Abs. 9 
 
Ein als Internetprovider tätiger TV-
Kabelnetzbetreiber ist rechtlich nicht ge-
hindert, unter Verwendung von Verkehrs-
daten, Auskunft über die Identität von An-
schlussinhabern zu erteilen, wenn die Zeit 
der erstmaligen Vergabe einer IP-Adresse 
an den Anschlussinhaber („start binding 
time“) in seinen operativen Datensystemen 
– also nicht nur in einem Vorratsdatenspei-
cher gemäß dem vom BVerfG für nichtig 
erklärten § 113a TKG – gespeichert und 
ihm die Sicherung dieser Daten durch eine 
wenige Tage nach der geltend gemachten 
Rechtsverletzung ergangene vorläufige 
richterliche Anordnung aufgegeben wird.  

Fundstelle: GRUR-RR 2011, 311 
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OLG München: Zur gerichtlichen Be-
stellung des Vorsitzenden einer 
Schlichtungsstelle sowie zur Aufstel-
lung gemeinsamer Vergütungsrege-
lungen 
Beschl. v. 15. 6. 2011 – 34 SchH 12/10 
UrhG §§ 36a Abs. 3, 36 
 
1. Die gerichtliche Bestimmung zur Bestel-
lung eines Schlichtungsstellenvorsitzenden 
nach § 36a Abs. 3 UrhG, ist nur bei offen-
sichtlicher Unzulässigkeit abzulehnen. 
2. Bei der Aufstellung gemeinsamer Vergü-
tungsregeln sind auf Seiten der Verwerter 
auch einzelne Werknutzer nach § 36 UrhG 
handlungsfähig. (Ls. der Redaktion)  

 
 
KG: Nachvergütungsanspruch eines 
Filmsynchronsprechers 
Urt. v. 29. 6. 2011 – 24 U 2/10 
UrhG § 32a 
 
1. Dem Synchronsprecher eines Darstellers 
in einem Filmwerk, der für die umfassende 
Einräumung von Nutzungsrechten an sei-
ner Sprachleistung eine für sich genommen 
übliche und angemessene Pauschalvergü-
tung erhalten hat, steht ein Nachvergü-
tungsanspruch gemäß § 32a Abs. 2 und 
Abs. 1 UrhG nicht zu, wenn sein Beitrag für 
das Gesamtwerk nur von untergeordneter 
Bedeutung ist. 
2. Der Synchronisation eines Hauptdarstel-
lers ist im Verhältnis zum gesamten Film-
werk nur untergeordnete Bedeutung bei-
zumessen, wenn es sich um einen aufwän-
dig, unter Einsatz technischer Effekte, Ku-
lissen und Kostümen gestalteten Film han-
delt, in welchem weitere Haupt- und zahl-
reiche Nebendarsteller sowie Komparsen 
mitwirken und über längere Sequenzen 
hinweg der betreffende Hauptdarsteller nur 
mit wenigen sprachlichen Beiträgen in Er-
scheinung tritt.  

 
 
LG München: Dinglich abspaltbare 
Nutzungsart durch Vertrieb kommen-
tierter Fremdsprachenausgaben 
Urt. v. 13. 7. 2011 – 7 O 13109/11 
UrhG §§ 17 Abs. 2, 31 Abs. 3 S. 2; ZPO § 
295 
 
1. Der Vertrieb kommentierter Fremdspra-
chenausgaben von Romanen mit Vokabel-
hinweisen und sonstigen Erläuterungen 

stellt eine eigene, vom Vertrieb des un-
kommentierten Fremdsprachentextes ding-
lich abspaltbare Nutzungsart dar. 
2. Die an Büchern mit unkommentierten 
Texten eingetretene Erschöpfung be-
schränkt sich auf den Vertrieb des Werkes 
in dieser Form. Wird das Buch mit einer 
eingelegten Vokabelbeilage ergänzt als 
kommentierte Ausgabe weiterveräußert, 
erstreckt sich die eingetretene Erschöpfung 
auf diese Nutzungsart nicht. 
3. Die Vorlage unbeglaubigter Abschriften 
von Verträgen stellt ein zulässiges Glaub-
haftmachungsmittel im einstweiligen Ver-
fügungsverfahren dar. Die Tatsache, dass 
die Urkunden nicht im Original vorgelegt 
wurden und die Identität der Unterzeich-
nenden nicht öffentlich beglaubigt ist, hat 
lediglich Auswirkungen auf den Glaubhaft-
machungswert der Abschriften. Liegen kei-
ne Indizien für eine Fälschung des Origi-
nals oder eine Manipulation der Kopie vor, 
ist die Glaubhaftmachung regelmäßig er-
folgreich. 

 
 
OLG München: Grundsätzlich gewerb-
liches Ausmaß bei Anbieten von urhe-
berrechtlich geschützten Inhalten in 
Internet-Tauschbörsen 
Beschl. v. 26. 7. 2011 – 29 W 1268/11 
UrhG §§ 101 Abs. 2, 102 Abs. 9 
 
Einer Rechtsverletzung i. S. d. § 101 Abs. 
2 UrhG, die im Angebot einer Datei mit 
urheberrechtlich geschütztem Inhalt auf 
einer Internet-Tauschbörse liegt, kommt 
grundsätzlich gewerbliches Ausmaß zu, 
ohne dass es weiterer erschwerender Um-
stände bedürfte.  

 
 
OLG Hamburg: Urheberrechtliche Zu-
lässigkeit des Sampling eines Musik-
stücks – Metall auf Metall II 
Urt. v. 17. 8. 2011 – 5 U 48/05 
UrhG §§ 24, 85 Abs. 1 S. 1 
 
1. Aufnahmen von fremden Tonträgern 
ohne Einwilligung des Tonträgerherstellers 
dürfen nicht im Rahmen eines Samples 
genutzt werden wenn dieser in der Lage 
ist, die entnommene Aufnahme  gleichwer-
tig selbst herzustellen.  
2. Eine gleichwertige Aufnahme bemisst 
sich aus der Sicht des Musikproduzenten 
von dem konkret angesprochenen Abneh-
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merkreis im konkreten musikalischen Zu-
sammenhang; besondere Anforderungen 
an die Hörerschaft werden dabei nicht ge-
stellt. 
3. Bei der Beurteilung der Fähigkeit für 
eine solche Herstellung ist auf die Fähig-
keiten und technischen Möglichkeiten eines 
durchschnittlich ausgestatteten Musikpro-
duzenten zum Zeitpunkt der beabsichtigten 
Nutzung der fremden Tonaufnahme abzu-
stellen. (Ls. der Redaktion) 

 
 
OLG Stuttgart: Negative Feststel-
lungsklage bei unberechtigter Abmah-
nung  
Beschl. v. 17. 8. 2011 – 4 W 40/11 
UrhG § 97a; UWG § 12 Abs. 1; ZPO §§ 93, 
99 Abs. 2 S. 1 
 
1. Eine negative Feststellungsklage gegen 
eine unberechtigte Abmahnung kann durch 
den Abgemahnten, zur Vermeidung der 
Tragung der Kostenlast nach § 93 ZPO, 
umgehend erhoben werden. Eine vorherige 
Gegenabmahnung ist nicht erforderlich.  
2. Dieser Grundsatz gilt nicht nur im ge-
samten Bereich des gewerblichen Rechts-
schutzes sondern, bedingt auch durch die 
Einführung einer dem § 12 Abs. 1 UWG 
entsprechenden Regelung in § 97a Abs. 1 
UrhG, auf dem Gebiet des Urheberrechts. 
(Ls. der Redaktion) 

 
 
OLG Frankfurt: Zur Offensichtlichkeit 
des Schadensersatzanspruchs im 
Rahmen des § 101b UrhG 
Beschl. v. 25. 8. 2011 – 11 W 29/11 
UrhG § 101b 
 
Die Vorschrift des § 101b UrhG ist eng 
auszulegen. Ein Schadensersatzanspruch 
besteht nur dann offensichtlich, wenn eine 
Fehleinschätzung nahezu ausscheidet. Dies 
ist nicht der Fall, wenn aufklärungsbedürf-
tige Umstände vorliegen. 

 
 
LG Düsseldorf: Geschmacksmuster-
rechtliche Schutzfähigkeit für Tablet-
Computer – Tablet-PC II; grenzüber-
schreitende Reichweite der gerichtli-
chen Zuständigkeit nach der GGV 
(Apple vs. Samsung) 

Urt. v. 9. 9. 2011 – 14c O 194/11 (nicht 
rechtskräftig) 
GGV Art. 1 Abs. 3 S. 1 und 2, 19 Abs. 1, 
89 Abs. 1 lit. a, 83 Abs. 1, 82 Abs. 1, 82 
Abs. 2, 82 Abs. 5 
 
1. Der Qualifizierung als Niederlassung 
nach Art. 82 Abs. 1 GGV steht es grund-
sätzlich nicht entgegen, dass es sich um 
eine rechtlich selbstständige Tochtergesell-
schaft der Verfügungsbeklagten handelt. 
Sie erfüllt diese Qualifizierung jedoch dann 
nicht, wenn sie im eigenem Namen handelt 
und auftritt. 
2. Wenn sich die Zuständigkeit eines Ge-
richts nur auf Art. 82 Abs. 5 GGV oder Art. 
79 Abs. 1 GGV i.V.m. Art. 6 EuGVVO grün-
det, so kann dieses einstweilige Maßnah-
men nur für das Territorium des Gerichts-
staats, nicht jedoch gemeinschaftsweit 
anordnen. In Verfügungsverfahren ist nach 
dem Wortlaut des Art. 90 Abs. 3 S. 1 GGV 
die grenzüberschreitende Reichweite der 
Zuständigkeit auf das Gericht beschränkt, 
dessen Zuständigkeit auf Art. 82 Abs.1 bis 
Art. 82 Abs. 4 GGV beruht. 
3. Für die Bestimmtheit des geschmacks-
musterrechtlichen Antrags ist eine Merk-
malsgliederung nicht erforderlich, da Ver-
letzungsform und Verfügungsgeschmacks-
muster durch den Gesamteindruck und 
folglich durch alle Merkmale geprägt wer-
den. 
4. An der Voraussetzung einer technisch 
bedingten Funktion im Sinne von Art. 8 
Abs. 1 GGV fehlt es, wenn eine gangbare 
Designalternative zu Merkmalen existiert, 
mit welcher das Erzeugnis seine technische 
Funktion in zumindest gleicher Weise er-
füllt. 
5. In dem Weglassen von Beiwerk und in 
der Minimalisierung von Elementen kann 
dann eine Designleistung liegen, wenn bei 
geringer Musterdichte das Design einen 
erheblichen Abstand vom Formenschatz 
aufweist und so diesem ein überdurch-
schnittlicher Schutzumfang zukommt. (Ls. 
der Redaktion) 

Fundstelle: GRUR-RR 2011, 361 
 
OLG München: Keine Zuständigkeit der 
deutschen Gerichtsbarkeit bei Sitz des 
Internet-Providers in Großbritannien  
Beschl. v. 12. 9. 2011 – 29 W 1634/11 
UrhG §§ 85, 101 Abs. 9; Brüssel-I-VO Art. 
1 Abs. 1, Art. 5 Nr. 3 
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1. Die Zuständigkeit der deutschen Gerich-
te für eine richterliche Anordnung nach § 
101 Abs. 9 UrhG kann nicht auf Art. 5 Nr. 
3 Brüssel-I-VO gestützt werden, wenn der 
betreffende Internet-Service-Provider sei-
nen Sitz in Großbritannien hat. Das Verfah-
ren nach § 101 Abs. 9 UrhG stellt keine 
Rechtsstreitigkeit im Sinne der genannten 
Verordnung (EG) Nr. 44/2001 dar. Es han-
delt sich dabei nicht um ein gegen einen 
Dritten gerichtetes kontradiktorisches Aus-
kunftsverfahren, sondern um ein Verfahren 
betreffend eine (vorherige) gerichtliche 
Entscheidung, welche die Verwendung von 
Verkehrsdaten zur Auskunftserteilung zu-
lässt. 
2. Verletzte im Sinne des § 101 Abs. 9 S. 1 
UrhG sind, bezogen auf § 85 UrhG, der 
Inhaber eines Leistungsschutzrechts nach 
§ 85 UrhG sowie der Inhaber eines aus-
schließlichen Nutzungsrechts bezüglich 
eines solchen Leistungsschutzrechts. Der 
Inhaber eines diesbezüglichen einfachen 
Nutzungsrechts ist hingegen nicht Verletz-
ter. 

 
 
3. MARKENRECHT 
 
KG: Haftungsumfang von Werbeagen-
turen bei der Erstellung von Werbelo-
gos 
Beschl. v. 4. 2. 2011 – 19 U 109/10 
BGB §§ 133, 157, 254 Abs. 2, 280 
 
Ob eine mit der Erstellung eines Werbelo-
gos beauftragte Werbeagentur dessen Er-
stellung frei von Markenrechten Dritter 
schuldet oder zumindest darüber aufklären 
muss, dass von ihr keine eigenständige 
Markenrecherche vorgenommen wird, 
hängt von den Umständen des Einzelfalles 
ab. 

Fundstelle: K & R 2011, 523 
 
OLG Düsseldorf: „AMARULA“ / „MA-
RULABLU“ 
Urt. v. 21. 4. 2011 – 20 U 153/10 
MarkenG § 23 Nr. 2; UWG § 4 Nr. 9a 
 
1. Die Schutzschranke des § 23 Nr. 2 Mar-
kenG findet bei einem gespaltenen Ver-
kehrsverständnis insbesondere auch bei 
denjenigen Kennzeichen Anwendung, die 
nicht ausschließlich aus einer beschreiben-
den Angabe bestehen sondern diesen nur 
ähnlich sind. 

2. Kein ergänzender wettbewerbsrechtli-
cher Leistungsschutz bei der Übernahme 
einer gestalterischen Grundidee durch ei-
nen Mitbewerber. (Ls. der Redaktion) 

Fundstelle: GRUR-RR 2011, 317 
 
OLG Hamm: Die Kennzeichen „Waren-
dorfer Pferdeleckerli“ und „Warendor-
fer Pferdeäppel“ für Pralinen sind 
nicht verwechslungsfähig 
Urt. v. 24. 5. 2011 – 4 U 216/10 
MarkenG § 14 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 5; BGB 
823 Abs. 1 
 
Die für die Kennzeichnungen von identi-
schen Waren, hier Pralinen, benutzten Zei-
chen „Warendorfer Pferdeleckerli“ und 
„Warendorfer Pferdeäppel“ sind nicht ver-
wechslungsfähig. Sie unterscheiden sich im 
Rahmen der erforderlichen Gesamtbetrach-
tung in klanglicher und schriftbildlicher 
Hinsicht erheblich, weil nicht auf den Be-
standteil „Warendorfer Pferde“ abgestellt 
werden kann. Außerdem ist der Sinngehalt 
völlig verschieden. Während „Pferdele-
ckerli“ die Pralinen fast beschreibend als 
Genussmittel kennzeichnen, wirken „Pfer-
deäppel“ als Bezeichnung für die Exkre-
mente der Pferde in Bezug auf Pralinen 
verfremdend. 

Fundstellen: GRUR-RR 2011, 312; LMuR 
2011, 92 
 
OLG Frankfurt: Umfang der beizule-
genden Unterlagen zur wirksamen 
Vollziehung der Unterlassungsverfü-
gung 
Beschl. v. 1. 6. 2011 – 6 W 12/11 
MarkenG §§ 4, 14 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 5; 
ZPO §§ 91a Abs. 1, 929 Abs. 2, 935, 936 
 
Sind der zum Zwecke der Vollziehung zu-
gestellten Ausfertigung einer ohne Begrün-
dung versehenen Unterlassungsverfügung 
nicht alle Anlagen beigefügt, auf die im 
Beschluss Bezug genommen wird, ist die 
Vollziehung gleichwohl wirksam, soweit 
dem Schuldner zumindest diejenigen Anla-
gen zugestellt worden sind, die Aufschluss 
über den Inhalt und die Reichweite des 
Verbots geben können. Hierzu gehören in 
jedem Fall Anlagen, auf die im Verbotste-
nor verwiesen wird, sowie in der Regel 
auch die Antragsschrift (Aufgabe der bishe-
rigen Senatsrechtsprechung; vgl. OLG 
Frankfurt a.M., OLGZ 1993, 70 = OLG-
Report 1992, 146). 
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Fundstelle: GRUR 2011, 856 
 
OLG Frankfurt: Markenmäßige Benut-
zung einer Marke im Rahmen eines 
Domainnamens 
Urt. v. 14. 6. 2011 – 6 U 34/10 
MarkenG § 14  
 
Die für Branchenverzeichnisse eingetrage-
ne inländische Marke „Gelbe Seiten“ wird 
innerhalb des Domainnamens „branchen-
buch-gelbeseiten.com“ markenmäßig be-
nutzt und begründet innerhalb Deutsch-
lands Verwechslungsgefahr. Ein Anspruch 
auf Löschung der Marke besteht dagegen 
nicht, da eine Benutzung auch im deutsch-
sprachigen Ausland denkbar ist. 

 
 
OLG Jena: Voraussetzungen für die 
Annahme der Verwirkung 
Urt. v. 20. 7. 2011 – 2 U 469/10 
MarkenG § 21 Abs. 4 
 
1. Zum Umfang der ausreichenden, ernst-
haften Benutzung einer für Dienstleistun-
gen (Musikveranstaltungen) eingetragenen 
Marke 
2. Aufgrund einer zumutbaren Marktbe-
obachtungspflicht kann ein Duldungstatbe-
stand im Sinne von §§ 21 Abs. 4 MarkenG, 
242 BGB auch dann entstehen, wenn der 
markenrechtlich Anspruchsberechtigte kei-
ne positive Kenntnis von der Nutzung der 
Marke durch einen nicht berechtigten Drit-
ten hat. 
3. Hat der nicht berechtigte Dritte auf-
grund einer Abmahnung vom Markenrecht 
des Markeninhabers Kenntnis und führte 
die Abmahnung zu einer vorübergehenden 
vergleichsweisen Regelung, so genügt im 
Anschluss daran ein (ungestörter) Benut-
zungszeitraum von etwas mehr als fünf 
Jahren nicht, um eine Verwirkung nach §§ 
21 Abs. 4 MarkenG, 242 BGB annehmen zu 
können. (nicht rechtskräftig) 

 
 
OLG Bremen: Zur Verwechslungsge-
fahr der Marke „Energiekontor“ 
Urt. v. 2. 9. 2011 – 2 U 58/11 
MarkenG §§ 14 Abs. 5, 15 Abs. 4, 23 Nr. 
2, 30 Abs. 1, Abs. 3; GMV Art. 9 Abs. 1 S. 
2 lit. b, 14; UWG § 12 Abs. 2  
 
1. Einem Berufungskläger steht es grund-
sätzlich auch im einstweiligen Verfügungs-

verfahren frei, die Berufungsbegründungs-
frist auszuschöpfen. Ein Antrag auf Verlän-
gerung der Berufungsbegründungsfrist 
kann im Hinblick auf die Notwendigkeit, 
einem erst in der Berufungsinstanz einge-
schalteten Patentanwalt eine Einarbeitung 
zu ermöglichen, jedenfalls dann unschäd-
lich sein, wenn erst das erstinstanzliche 
Urteil der Verfügungsklägerin Anlass gab, 
einen ausgewiesenen Spezialisten einzu-
schalten. 
2. Die nach § 14 Abs. 2 Nr. 2 MarkenG 
bzw. Art. 9 Abs. 1 Satz 2 lit. b GMV festzu-
stellende Verwechslungsgefahr ist unter 
Berücksichtigung aller Umstände des Ein-
zelfalls zu beurteilen. Dabei besteht eine 
Wechselwirkung zwischen den in Betracht 
kommenden Faktoren, insbesondere der 
Ähnlichkeit der Zeichen und der Ähnlichkeit 
der mit ihnen gekennzeichneten Waren 
oder Dienstleistungen sowie der Kenn-
zeichnungskraft der geschützten Marke, so 
dass ein geringerer Grad der Ähnlichkeit 
der Waren oder Dienstleistungen durch 
einen höheren Grad der Ähnlichkeit der 
Zeichen oder durch eine erhöhte Kenn-
zeichnungskraft der Marke ausgeglichen 
werden kann und umgekehrt. 

 
 
4. WETTBEWERBSRECHT 
 
OLG Naumburg: Wettbewerbswidrig-
keit von Rabattversprechen in Kasko-
fällen durch Servicecard 
Urt. v. 3. 3. 2011 – 1 U 92/10 
UWG §§ 3, 8 
 
1. Ein wettbewerblicher vorbeugender Un-
terlassungsanspruch besteht nur solange 
wie die Gefahr der Begehung droht. Beruht 
die Begehungsgefahr allein auf einer Wer-
bung, so endet sie, wenn die Werbung auf-
gegeben wird. 
2. Die Rechtsprechung zur Wettbewerbs-
widrigkeit von Rabattversprechen in Kas-
kofällen gilt auch dann, wenn nicht unmit-
telbar mit dem Rabatt allein geworben 
wird, sondern mit einer für ein Jahr zu 
kaufenden Servicecard, die zwar auch an-
dere Leistungen enthält, deren wesentliche 
und auch entsprechend beworbene Ele-
mente aber derartige Rabattversprechen 
für Karteninhaber sind. 
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LG Arnsberg: Zu den Voraussetzungen 
einer zulässigen Alterswerbung 
Urt. v. 21. 4. 2011 – 8 O 104/10 
UWG § 5 Abs. 1 S. 2 Nr. 3  
 
Alterswerbung („Wir ... fertigen unsere 
Geräte seit 1984 ...“) setzt wirtschaftliche 
Kontinuität eines Unternehmens voraus. 
Die Fortführung des Familiennamens in der 
Firmenbezeichnung und der Erwerb der 
Betriebs- und Geschäftsausstattung eines 
in Insolvenz geratenen Unternehmens 
rechtfertigt Alterswerbung nicht, weil mit 
der Insolvenz und der anschließenden Li-
quidation der wirtschaftliche Fortbestand 
des Unternehmens beendet ist. 

Fundstellen: GWR 2011, 427; Magazin-
dienst 2011, 756 
 
OLG Köln: Zulässigkeit von Werbe-SMS 
für Angehörige des Anschlussinhabers 
Urt. v. 12. 5. 2011 – 6 W 99/11 
UWG § 7 Abs. 2 Nr. 3 
 
1. Werbe-SMS an einen Mobiltelefonan-
schluss sind in der Regel auch dann unzu-
lässig, wenn sie für einen Familienangehö-
rigen des Anschlussinhabers bestimmt 
sind, der dem Werbenden die Nummer des 
Anschlusses ohne vorherige ausdrückliche 
Einwilligung des Anschlussinhabers als Zu-
stelladresse mitgeteilt hat. 
2. Dies gilt unabhängig davon, ob der Fa-
milienangehörige mit dem Einverständnis 
des Anschlussinhabers rechnet und ob die-
ser sich durch die SMS tatsächlich belästigt 
fühlt. 

Fundstellen: CR 2011, 514; GRUR-RR 
2011, 336; K & R 2011, 522 
 
OLG Schleswig: Irreführende Werbung 
mit Doktortitel 
Urt. v. 26. 5. 2011 – 6 U 6/10 
UWG §§ 3, 4 Nr. 11; StBerG § 43; Hoch-
schulG § 57  
 
1. Die Steuerberaterkammer kann gegen 
ihre Mitglieder auch wettbewerbsrechtliche 
Ansprüche geltend machen; sie ist nicht 
auf öffentlich-rechtliche Maßnahmen be-
schränkt. 
2. § 43 StBerG, der die Berufsbezeichnung 
des Steuerberaters und die Zulässigkeit 
von Zusätzen regelt, stellt eine Marktver-
haltensregel im Sinne des § 4 Nr. 11 UWG 
dar. 

3. Ein Steuerberater, dem in der Slowakei 
der akademische Grad des „doctor filozo-
fie“ (PhDr.) verliehen wurde, darf diesen 
nicht mit der Abkürzung „Dr.“ seiner Be-
rufsbezeichnung hinzusetzen. Dies gilt für 
alle Bundesländer mit Ausnahme von Ber-
lin und Bayern. 

 
 
OLG Hamburg: Beurteilung des An-
wendungsbereichs des AMG bei Gas-
gemischen 
Urt. v. 26. 5. 2011 – 3 U 165/10 
UWG §§ 3, 4 Nr. 8, 11, 12 Abs. 2; AMG § 
21 Abs. 2 Nr. 1 
 
1. Ein als „technisches Gasgemisch“ dekla-
riertes, in 10- und 50-Liter-Stahlbehältern 
abgegebenes Gemisch aus Stickstoffmono-
xid und Stickstoff, welches mittels Verwen-
dung eines Dosierungsgeräts und eines 
Adapters unter Verdünnung mit medizini-
scher Luft/ medizinischem Sauerstoff zur 
Therapie von Patienten eingesetzt werden 
kann (hier: Behandlung von Neugeborenen 
mit hypoxisch respiratorischer Insuffizi-
enz), ist ein Bestimmungsarzneimittel im 
Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1 AMG, wenn dem 
durchschnittlich informierten Verbraucher 
(hier: dem Abnehmer im klinisch-
medizinischen Bereich) aufgrund der kon-
kreten Lieferumstände eine arzneiliche 
Zweckbestimmung des Präparats vermittelt 
wird. Die Eignung des Mittels für den vom 
Hersteller deklarierten technischen Zweck 
ist nicht maßgeblich, wenn sie aus der 
Sicht des Abnehmers erkennbar in den 
Hintergrund tritt. 
2. Das vorgenannte Gasgemisch ist ein 
Fertigarzneimittel im Sinne des § 4 Abs. 1 
AMG, weil es in anwendungsfertigem Zu-
stand in Behältnissen zum Anschluss an 
das Applikationsgerät in den Verkehr ge-
bracht wird. Die für den therapeutischen 
Einsatz erforderliche Verdünnung stellt 
lediglich die Rekonstitution eines Fertigarz-
neimittels nach § 4 Abs. 31 AMG dar, also 
die Überführung zur Anwendung beim 
Menschen in seine anwendungsfähige Form 
unmittelbar vor seiner Anwendung. 

 
 
OLG Köln: Irreführende Werbung eines 
Pizzaservice mit Endpreisen 
Urt. v. 1. 6. 2011 – 6 U 220/10 
UWG § 4 Nr. 11, PAngV §§ 2 Abs. 1, 9 Abs. 
4 Nr. 4 
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Ein als Franchisesystem organisierter Lie-
ferdienst für frisch zubereitete Speisen, der 
auch fertig abgepackte Getränke und Des-
serts anbietet und dafür unter Angabe des 
Endpreises wirbt, hat den mit dem End-
preis nicht identischen Grundpreis der Wa-
ren jedenfalls dann anzugeben, wenn aus 
Verbrauchersicht dem Angebot der ver-
packten Waren neben dem Zubereiten und 
Liefern der frischen Speisen eigenständige 
Bedeutung zukommt. 

 
 
OLG Nürnberg: Zur Irreführung mit 
Titeln, die mit einer Regionalbezeich-
nung verbunden sind 
Urt. v. 7. 6. 2011 – 3 U 2521/10 
UWG §§ 3 Abs. 1, 4 Nr. 3, 5 Abs. 1 S. 2 
Nr. 3 
 
Die mit einer bestimmten Orts- oder Regi-
onalbezeichnung verbundene Verwendung 
des Titels einer Bierkönigin (hier ... Bierkö-
nigin) kann zu einem fehlgeleiteten Ver-
braucherverständnis führen, wenn sie aus-
schließlich durch und für eine von mehre-
ren ortsansässigen oder in der Region an-
gesiedelten Brauereien erfolgt. Dies allein 
beeinträchtigt jedoch noch nicht spürbar 
die Interessen von Marktteilnehmern. 

Fundstellen: LMuR 2011, 92; NJW-RR 
2011, 1186 
 
OLG München: Irreführende Werbung 
für Gebrauchtwagen 
Urt. v. 30. 6. 2011 – 29 U 1455/11 
UWG §§ 5 Abs. 1 S. 1, S. 2 Nr. 1 
 
Die Angabe Jahreswagen - 1 Vorbesitzer / 
1. Hand in der Darstellung eines zuvor als 
Mietwagen genutzten Pkw auf einer Inter-
netplattform für Gebrauchtfahrzeuge kann 
irreführend und unlauter sein. 

Fundstelle: WRP 2011, 1324 
 
LG Hamburg: Zur Zulässigkeit des 
Handels mit Online-Gutscheinen 
Urt. v. 30. 6. 2011 – 327 O 837/10 
UWG §§ 3, 4 Nr. 10, 9; MarkenG §§ 14 
Abs. 2 Nr. 2, Abs. 6, 23 Nr. 2; 
89/104/EWG Art. 6 Abs. 1 lit. b  
 
1. Wenn alphanumerische Codes für einen 
Online-Gutschein für die Erstellung eines 
Fotobuchs zur Nutzung im Internet ange-

boten werden, erwartet der Verkehr nicht, 
dass ihm ein physischer Gutschein angebo-
ten wird, sondern eine Information. (amtli-
cher Leitsatz) 
2. Derjenige, der sich die Unbegrenztheit 
einer Information (hier: eines Gutschein-
codes) zunutze macht, verstößt nicht ge-
gen die guten Sitten nach § 23 Nr. 2 Mar-
kenG (Art. 6 Abs. 1 lit. b 89/104/EWG), 
wenn er die (fremde) Marke des Erbringers 
der am Ende stehenden Dienstleistung 
(hier: Fotobucherstellung) für den Handel 
mit der Information verwendet. Das gilt 
auch dann, wenn die Erwerber des Gut-
scheincodes etwas gegen Entgelt erlang-
ten, was sie auch - bei entsprechender 
eigener Internetrecherche - gratis hätten 
bekommen können; denn insofern macht 
sich der Anbieter lediglich das Informati-
onsdefizit und ggf. auch die Bequemlichkeit 
der Kunden zunutze. Die Erwerber dieser 
Information (hier: Gutscheincode) bezah-
len im Ergebnis dafür, dass sie nicht selbst 
nach möglichen Gutscheincodes oder sons-
tigen Rabattierungsgelegenheiten hatten 
suchen müssen. 

 
 
LG Hamburg: Unlautere gezielte Be-
hinderung durch den Betreiber eines 
Forums für ein Online-Spiel 
Urt. v. 30. 6. 2011 – 327 O 741/10 
UWG § 4 Nr. 10; MarkenG §§ 14, 23 
 
1. Das Vorhalten eines Forums mit der 
Bezeichnung „Runes of Magic Trading“, auf 
dem sog. Goldseller virtuelles Spielgold für 
das so bezeichnete Spiel der Klägerin an-
geboten haben, obwohl dies nach den AGB 
der Klägerin nicht zulässig ist, erfüllt den 
Tatbestand einer unlauteren gezielten Be-
hinderung. 
2. Dadurch, dass die Beklagten in einem 
von ihnen selbst bezeichneten „Black Mar-
ket“ ein Forum mit dem Begriff „Trading“ 
vorhalten, wirken sie bei objektiver Be-
trachtung gezielt und bewusst auf den Ver-
tragsbruch der Spieler hin. Dass sie 
dadurch die Rechtsverletzungen häufig erst 
ermöglichen und immer erleichtern, liegt 
auf der Hand. 
3. Unter Würdigung der Umstände des Ein-
zelfalls und insbesondere unter Berücksich-
tigung des Schutzzwecks des Lauterkeits-
rechts ergibt sich die Unlauterkeit daraus, 
dass durch das streitgegenständliche Ver-
halten auch das Spiel selbst beschädigt 
wird, denn ein „Multi Player Online Game“, 
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bei dem ehrliche Spieler benachteiligt wer-
den, büßt erheblich an Attraktivität ein. 
4. Der vertragswidrige Handel mit Ac-
counts für das Online-Spiel „Runes of Ma-
gic“ wird durch den Unterhalt von Foren 
mit der Bezeichnung „Runes of Magic Tra-
ding“ bzw. „ROM Black Market“ ebenfalls 
auf unlautere Weise gefördert. Das unkon-
trollierte Übertragen von Accounts erleich-
tert die Begehung von Regelverstößen und 
demotiviert ehrliche Spieler. 
5. Auch der Unterhalt eines Forums „RoM 
Hacks, Bots, Cheats & Exploits“, auf dem 
Programme für das Online-Spiel „Runes of 
Magic“ mit bestimmten Funktionen vertrie-
ben wurden, die in dem Spiel „Runes of 
Magic“ nicht vorgesehen sind und/oder den 
Nutzern der Software in vertragswidriger 
Weise Vorteile im Spiel verschaffen (Bots“, 
„Cheats“, „Hacks“ oder „Exploits“), beein-
trächtigt unlauter die Spielbalance von 
„Runes of Magic“ und macht das Spiel für 
ehrliche Nutzer uninteressant. 
6. Die Verwendung des Zeichens „Runes of 
Magic“ für ein entsprechendes Forum, auf 
dem sich dann in der Folge das Zeichen 
verwendende vertragswidrige Angebote 
finden, verletzt die Marke der Klägerin 
gem. § 14 Abs. 2 Nr. 1 MarkenG, ohne 
dass die Vorschrift des § 23 Nr. 2 MarkenG 
dem Unterlassungsanspruch entgegen-
steht. 

 
 
LG Köln: Cremetigel bei QVC 
Urt. v. 1. 7. 2011 – 6 U 46/11 
UWG § 4 Nr. 9; GeschmMG § 11 Abs. 2 Nr. 
3; UrhG § 2 Abs. 2 
 
1. Der Schutz eines eingetragenen Ge-
schmacksmusters erstreckt sich nur auf 
solche ästhetischen Gestaltungsmerkmale, 
die der bildlichen Musterwiedergabe ent-
nommen werden können; technische 
Schnittbilder geben den maßgeblichen Ge-
samteindruck, den das Muster beim infor-
mierten Benutzer erweckt, in der Regel nur 
unvollkommen wieder. 
2. Nimmt ein Hersteller von Kosmetikbe-
hältnissen einen Händler, der Kosmetika in 
ähnlichen Behältnissen anbietet, wegen 
unlauterer Vermarktung von Nachah-
mungsprodukten in Anspruch, ist für das 
Vorliegen wettbewerblicher Eigenart und 
einer Täuschung über die betriebliche Her-
kunft auf die Sicht der Verbraucher abzu-
stellen, die das ihnen in einer bestimmten 
Aufmachung entgegentretende Kosmetik-

produkt in der Regel als Einheit wahrneh-
men; ordnen sie das Behältnis keinem be-
stimmten Kosmetikanbieter zu, scheidet 
auch eine daran anknüpfende Herkunfts-
täuschung zu Lasten des Herstellers der 
Behältnisse aus. 
3. An der Rechtsprechung, dass ein Urhe-
berrechtsschutz geschmacksmusterfähiger 
Werke der angewandten bildenden Kunst 
einen höheren schöpferischen Eigentüm-
lichkeitsgrad und ein deutliches Überragen 
der Durchschnittsgestaltung voraussetzt, 
wird festgehalten (Abgrenzung zu EuGH, 
Urteil vom 27.01.2011 – C-168/09 – Flos / 
Semeraro). 

 
 
OVG Lüneburg: Zur Spürbarkeits-
schwelle bei der Ausgabe von Ein-
kaufsgutscheinen je rezeptpflichtigem 
Arzneimittel durch Versandapotheken 
Beschl. v. 8. 7. 2011 – 13 ME 94/11 
UWG §§ 3 Abs. 1, 4 Nr. 11, 8; AMG §§ 69 
Abs. 1 S. 1, 78; HWG §§ 1 Abs. 1, 7 Abs. 1 
 
Wird bei einem gegen die Arzneimittel-
preisbindung verstoßenden Kundenbin-
dungssystem einer Apotheke („Bonus-
Taler“) die für zivilrechtliche Unterlas-
sungsbegehren maßgebliche und sich aus 
dem Heilmittelwerbe- und Wettbewerbs-
recht ergebende „Spürbarkeitsschwelle“ 
eindeutig und offenkundig nicht überschrit-
ten, darf dies bei einer aufsichtsbehördli-
chen Ermessensentscheidung nach dem 
Arzneimittelpreisrecht nicht ausgeblendet 
werden. Die demnach an der wettbewerbs-
rechtlichen „Spürbarkeitsschwelle“ zumin-
dest zu orientierende aufsichtsbehördliche 
„Eingriffsschwelle“ ist aber überschritten, 
wenn eine Versandapotheke Einkaufsgut-
scheine mit einem betragsmäßigen Wert 
von 1,50 EUR pro verschreibungspflichti-
gem Arzneimittel ausgibt. 

Fundstellen: A&R 2011, 185; 
PharmR 2011, 335 
 
OVG Lüneburg: Berücksichtigung der 
Spürbarkeitsschwelle bei der Beurtei-
lung nach Arzneimittelpreisrecht 
Beschl. v. 8. 7. 2011 – 13 ME 95/11 
UWG §§ 3 Abs. 1, 4 Nr. 11, 8; AMG §§ 69 
Abs. 1 S. 1, 78; HWG § 7 Abs. 1 S. 1 
 
Wird bei einem gegen die Arzneimittel-
preisbindung verstoßenden Kundenbin-
dungssystem einer Apotheke („Rezeptbo-
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nus“) die für zivilrechtliche Unterlassungs-
begehren maßgebliche und sich aus dem 
Heilmittelwerbe- und Wettbewerbsrecht 
ergebende „Spürbarkeitsschwelle“ eindeu-
tig und offenkundig nicht überschritten, 
darf dies bei einer aufsichtsbehördlichen 
Ermessensentscheidung nach dem Arznei-
mittelpreisrecht nicht ausgeblendet wer-
den. Die demnach an der wettbewerbs-
rechtlichen „Spürbarkeitsschwelle“ zumin-
dest zu orientierende aufsichtsbehördliche 
„Eingriffsschwelle“ ist aber überschritten, 
wenn eine Versandapotheke Einkaufsgut-
scheine mit einem betragsmäßigen Wert 
von 3,00 EUR pro Rezept über mindestens 
ein verschreibungspflichtiges Arzneimittel 
ausgibt. 

 
 
OLG Köln: unzulässige Werbung für E-
Postbrief 
Urt. v. 15. 7. 2011 – 6 U 34/11 
UWG §§ 5; 12 Abs. 2 
 
1. Es stellt mit Blick auf das Nichtbestehen 
einer Marktbeobachtungspflicht keine grob-
fahrlässige, die Dringlichkeitsvermutung 
des § 12 Abs. 2 UWG widerlegende Un-
kenntnis des Antragstellers dar, wenn ver-
antwortliche Mitarbeiter von einer größe-
ren, sich wegen einzelner Aussagen als 
wettbewerbswidrig darstellenden Plakatak-
tion keine Kenntnis genommen haben.  
2. Treten in einer Flyer-Werbung für eine 
neue Kommunikationsform (hier: E-
Postbrief) mehrere (hier: vier) fiktive Per-
sonen (Testimonials) auf und verkünden 
nach Aufzählung beispielhafter weitge-
spannter Verwendungsmöglichkeiten über-
einstimmend: „Ich nutze jetzt für alles den 
E-Postbrief“ so versteht der Verkehr diese 
Aussage dahin, dass alle Sendungen, die 
bisher mit herkömmlichen Briefen versen-
det werden konnten, nunmehr auch mit 
der neuen Kommunikationsform des E-
Postbriefes übermittelt werden können.  
3. Die Aussage „Alle wollen den E-
Postbrief“ für eine bundesweit geschaltete 
Werbung ist irreführend, wenn erst 1 Milli-
on Kunden sich für den E-Postbrief haben 
registrieren lassen. 

Fundstelle: WRP 2011, 1334 
 
OLG Köln: Zur Beurteilung der Neuar-
tigkeit eines Lebensmittels 
Urt. v. 15. 7. 2011 – 6 U 192/10 

UWG §§ 3, 4 Nr. 11, 8 Abs. 1, Abs. 3 Nr. 
2; NFV Art. 1 Abs. 2, 3, 4 
 
1. Für die Prüfung der Neuartigkeit eines 
Lebensmittels oder einer Lebensmittelzutat 
im Sinne von Art. 1 Abs. 2 Novel-Food-
Verordnung (NFV) sind nur Umstände zu 
berücksichtigen, die das Lebensmittel oder 
die Zutat selbst betreffen, nicht aber sol-
che, die sich nur auf ein ähnliches oder 
vergleichbares Lebensmittel oder eine ähn-
liche oder vergleichbare Zutat beziehen. 
2. Danach stellt sich ein Pilz-Sporenpulver, 
das zu 100 % aus den Sporen des Ling-
Zhi-Pilzes hergestellt ist, als neuartig gem. 
Art. 1 Abs. 2 NFV dar. 
3. Darlegungs- und beweisbelastet für die 
seinen Unterlassungsanspruch mitbegrün-
dende negative Tatsache, dass ein Le-
bensmittel oder eine Zutat vor dem 
15.05.1997 in der Gemeinschaft nicht in 
nennenswertem Umfang für den menschli-
chen Verzehr verwendet wurde, ist zwar 
der Kläger. Die beklagte Anbieterin eines 
beanstandeten Produkts trifft aber eine 
sekundäre Darlegungslast; erst wenn sie 
konkrete Umstände vorträgt, aus denen 
auf einen vor dem Stichtag erfolgten hin-
reichend umfangreichen Verzehr des gera-
de von ihr angebotenen Lebensmittels ge-
schlossen werden kann, muss der Kläger 
darauf seinerseits – gegebenenfalls unter 
Beweisantritt – eingehen.  

 
 
OLG Köln: Mindestschriftgröße von 
Preisbedingungen in einer Zeitungsan-
zeige 
Urt. v. 15. 7. 2011 – 6 U 59/11 
UWG §§ 3, 4 Nr. 11, PAngV § 1 Abs.1 S. 1, 
Abs.6; ZPO § 252 Abs. 2 Nr. 2 
 
1. Einem an die konkrete Verletzungsform 
angelehnten wettbewerbsrechtlichen Un-
terlassungsantrag, mit dem untersagt wer-
den soll, Angebotsbedingungen „nur in 
einer Schriftgröße, wie als Anlage ersicht-
lich, anzugeben“, kann im Laufe des Ver-
fahrens vom Kläger eine weitergehende 
Deutung und damit eine Erweiterung des 
Verbotsumfangs beigegeben werden, wenn 
auch ein an das abstrakte Merkmal der 
Schriftgröße anknüpfendes Verbot erstrebt 
wird. Damit wird ein neuer Streitgegen-
stand in das Verfahren eingeführt.  
2. Die Auslegung des Klägervorbringens 
kann ergeben, dass der ursprüngliche, we-
niger weit gehende Antrag damit nicht auf-
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gegeben, sondern hilfsweise weiterverfolgt 
wird.  
3. Auch bei einer Schriftgröße von 5,5 Pt. 
können besondere, die Deutlichkeit des 
Schriftbildes in seiner Gesamtheit fördern-
de Umstände die tatrichterliche Würdigung 
rechtfertigen, dass die Schrift ausnahms-
weise noch ohne besondere Konzentration 
und Anstrengung lesbar ist.  
4. Die in der Druckvorlage für eine Zei-
tungsanzeige danach noch hinnehmbare 
Schriftgröße von 5,5 Pt. rechtfertigt bei 
deutlich schlechterer Lesbarkeit der Zei-
tungsanzeige aufgrund der bekannten Zu-
sammensetzung und Qualität von Zei-
tungspapier ein an die konkrete Verlet-
zungsform angelehntes Verbot unabhängig 
davon, ob der Druckauftrag durch den Zei-
tungsverlag weisungswidrig umgesetzt 
wurde.  

 
 
OLG Schleswig: unlautere Wettbe-
werbshandlung einer Schadensversi-
cherung 
Urt. v. 19. 7. 2011 – 6 U 70/10 
UWG §§ 3 Abs. 1, 4 Nr. 1, 8 Abs. 1 S.1, 
Abs. 3 Nr. 1 
 
Hält der Regulierungsbeauftragte einer 
Schadensversicherung die Schadensbesei-
tigungsarbeiten einer von dem Versiche-
rungsnehmer bereits beauftragten Firma 
nicht für fachgerecht und fordert er den 
Versicherungsnehmer unter der Ankündi-
gung, die Mehrkosten dieser Arbeiten wür-
den nicht übernommen, zur Einstellung 
dieser vermeintlich nicht fachgerechten 
Arbeiten auf, liegt darin noch keine unlau-
tere Wettbewerbshandlung.  

 
 
LG Wuppertal: Werbung mit der Be-
zeichnung „Schloss“ für großzügige 
Anwesen 
Urt. v. 19. 7. 2011 – 11 O 51/11 
UWG §§ 5, 8 Abs. 1, Abs. 3 Nr. 2,  
 
Die Werbung für Festlichkeiten mit einem 
Gebäude, welches nach architektonischen 
Kriterien zwar kein Schloss ist, jedoch im 
Rahmen der Werbemaßnahme als solches 
bezeichnet wird, ist nicht irreführend, wenn 
der angesprochene Verkehrskreis davon 
ausgeht, dass die Veranstaltungen in ei-
nem festlichen Rahmen in schlossähnlicher 

Architektur und großzügiger Umgebung 
abgehalten werden kann. 

 
 
OLG Jena: Umfang der Marktbeobach-
tungspflicht des Gläubigers eines Un-
terlassungsanspruchs 
Urt. v. 20. 7. 2011 – 2 U 211/11 
UWG §§ 3, 4 Nr. 11, 8 Abs. 4; HWG § 3 S. 
2 Nr. 1; MPG § 4 Abs. 2 Nr. 1 
 
1. Geht ein anerkannt klagebefugter Ver-
band aufgrund von Abmahnungen und Ver-
fügungs- oder Klageverfahren Prozessrisi-
ken ein, die den Umfang seines Mitglieds-
beitragsaufkommens übersteigen, so deu-
tet dies allein nicht auf ein rechtsmiss-
bräuchliches Vorgehen im Sinne von § 8 
Abs. 4 UWG hin. 
2. Für den Gläubiger eines lauterkeits-
rechtlichen Unterlassungsanspruchs be-
steht keine Marktbeobachtungspflicht in 
der Gestalt, dass er bei Kenntnis des Her-
stellers eines unlauter beworbenen Medi-
zinprodukts von sich aus auch (alle) Händ-
ler zu recherchieren hätte. 
3. Zur Unlauterkeit einer Werbung mit um-
fangreichen therapeutischen Wirkungen 
einer Massagematte.  

 
 
OLG Jena: Entfallen der Wiederho-
lungsgefahr durch tatsächliches Han-
deln 
Beschl. v. 20. 7. 2011 – 2 W 320/11 
UWG §§ 3, 4 Nr. 11, 5a; 12 Abs. 2 
 
Die Wiederholungsgefahr kann ausnahms-
weise ohne strafbewehrte Unterlassungs-
erklärung durch bloße tatsächliche Ände-
rung der (unrichtigen) Widerrufsbelehrung 
im Internet entfallen, wenn der Wettbe-
werbsverstoß nicht eine inhaltlich falsche 
Widerrufsbelehrung betraf, sondern ledig-
lich zwischenzeitlich veraltete Rechtsnor-
men benannt wurden.  

 
 
OLG Jena: Keine Ernsthafte Unterlas-
sungserklärung bei unbezifferter Ver-
tragsstrafe 
Beschl. v. 20. 7. 2011 – 2 W 343/11 
UWG §§ 3, 5 Abs. 1 Nr.3, 8 Abs. 1 
 
Einer Unterlassungserklärung fehlt die er-
forderliche Ernsthaftigkeit, wenn der vom 
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Gläubiger vorgeschlagene Vertragsstrafe-
betrag ersatzlos gestrichen wird, so dass 
sich die Erklärung schlicht darauf be-
schränkt, für jeden Fall der Zuwiderhand-
lung“ eine Vertragsstrafe“ zu zahlen. Eine 
solche Unterwerfungserklärung genügt 
nicht zur Beseitigung der Wiederholungs-
gefahr.  

 
 
KG: Unzulässige Massenabmahnung 
bei Immobilienwerbung 
Beschl. v. 22. 7. 2011 – 5 W 161/11 
UWG § 8 Abs. 4  
 
Ein auf Irreführung gestützter wettbe-
werbsrechtlicher Unterlassungsantrag we-
gen der Angabe einer vermeintlich unrea-
listisch niedrigen monatlichen Rate in einer 
Immobilienwerbung ist gemäß § 8 Abs. 4 
UWG unzulässig, wenn der Antragsteller 
bei nur geringfügiger eigener geschäftli-
cher Tätigkeit seit vielen Jahren (gerichts-
bekannt) massenhaft in einer Weise kos-
tenpflichtig abmahnt, dass dies - wie auch 
schon in früheren Fällen - auf ein Vorgehen 
vornehmlich zum Zweck der Gewinnerzie-
lung schließen lässt (aktuell: in 19 Tagen 
etwa 120 Abmahnungen von Verstößen der 
genannten Art mit abverlangter „Abmahn-
pauschale“ in Höhe von je 150 € zuzüglich 
Mehrwertsteuer). 

Fundstellen: BB 2011, 2178; IBR 2011 
434; WRP 2011, 1319 
 
OLG Jena: Voraussetzungen der Ernst-
haftigkeit einer die Wiederholungsge-
fahr beseitigenden Drittunterwerfung 
Urt. v. 27. 7. 2011 – 2 W 303/11 
UWG §§ 3, 8 Abs. 1 
 
1. Behauptet der Schuldner eines Unterlas-
sungsanspruchs den Wegfall der Wiederho-
lungsgefahr wegen einer Drittunterwer-
fung, so obliegt ihm die Darlegungs- und 
Beweislast für deren Ernsthaftigkeit (An-
schluss an BGH GRUR 1987, 640 – Wie-
derholte Unterwerfung II). 
2. Wird die Unterwerfungserklärung ge-
genüber einem Dritten abgegeben, der 
trotz Kerngleichheit der Verstöße nicht aus 
ihm gegenüber zuvor abgegebenen Ver-
tragsstrafeversprechen vorgeht, so beste-
hen begründete Zweifel an der Ernsthaf-
tigkeit der Drittunterwerfung. Die Wieder-
holungsgefahr kann dann aufgrund der 
Drittunterwerfung nicht entfallen.  

 
 
OLG Köln: „Prinzip der häppchenwei-
sen Abmahnung“ 
Urt. v. 29. 7. 2011 – 6 U 56/11 
UWG § 4 Nr. 11; GG Art. 5 Abs. 1, 12 Abs. 
1 
 
1. Die Nennung des Namens einer abmah-
nenden Anwaltskanzlei sowie die Äußerung 
in einem You-Tube-Video, dass die ge-
nannte Kanzlei das „Prinzip der häppchen-
weisen Abmahnung“ beim illegalen Filesha-
ring sog. Chartcontainer verfolge, ist im 
Lichte der Art. 5 Abs. 1, 12 Abs. 1 GG nicht 
als unangemessene Herabsetzung und 
Verunglimpfung anzusehen. 
2. Bei der gebotenen Abwägung ist ein 
Informationsinteresse breiter Kreise, näm-
lich der abgemahnten Internetnutzer, zu 
berücksichtigen, um deren Mandat der äu-
ßernde Anwalt im Rahmen seiner berufli-
chen Außendarstellung typischerweise 
wirbt. 

 
 
OLG Frankfurt: „Schönheit von innen“ 
– wettbewerbswidrige Nutzung von 
Werbeslogans 
Beschl. v. 3. 8. 2011 – 6 W 54/11 
UWG § 4 Nr. 9  
 
Der Ruf eines seit Jahren für ein bestimm-
tes Nahrungsergänzungsmittel verwende-
ten und dem Verkehr bekannten Werbe-
slogan („Schönheit von innen“) wird in un-
lauterer Weise ausgenutzt, wenn ein Mit-
bewerber diesen Slogan als Produktbe-
zeichnung für ein vergleichbares Erzeugnis 
verwendet. 

 
 
OLG Frankfurt: Beauftragtenhaftung 
für Wettbewerbsverstöße eines Call-
Centers 
Urt. v. 11. 8. 2011 – 6 U 182/10 
UWG § 8 Abs. 4  
 
Begeht ein Call-Center, das im Auftrag 
eines Versicherungsunternehmens Kunden 
telefonisch zum Abschluss eines Versiche-
rungsvertrages mit diesem Unternehmen 
zu veranlassen sucht, anlässlich dieser 
Telefongespräche Wettbewerbsverstöße, 
hat das Versicherungsunternehmen hierfür 
nach den Vorschriften über die Beauftrag-
tenhaftung wettbewerbsrechtlich auch 
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dann einzustehen, wenn das Call-Center 
die Daten der anzurufenden Personen aus 
seinem eigenen Bestand entnimmt. 

 
 
KG: Zum Beschwerdewert bei der Be-
rufung gegen Unterlassungsverurtei-
lung 
Beschl. v. 12. 8. 2011 – 5 U 71/11 
UWG §§ 3, 5, 8 Abs. 1; ZPO § 511 Abs. 2 
Nr. 1  
 
Streiten die Parteien bei einer erstinstanz-
lichen Verurteilung zur Unterlassung nicht 
über die Rechtsfrage der Unterlassungs-
pflicht selbst, sondern über die Tatfrage, 
ob ein Verstoß gegen die Unterlassungs-
pflicht erfolgt ist (hier: Vorwurf einer wett-
bewerbswidrig irreführenden telefonischen 
Äußerung), dann richtet sich die Beschwer 
des Verurteilten bei fehlendem Interesse, 
so zu handeln, wie es ihm verboten worden 
ist, (allenfalls) nach dem Aufwand und den 
Kosten, die ihm entstehen können, wenn 
er dem titulierten Unterlassungsanspruch 
nachkommt (Fortführung BGH NJW-RR 
2009, 549; KG MMR 2007, 386). Der Be-
schwerdewert einer Berufung ist daher in 
diesem Fall häufig auf den Mindestwert von 
bis zu 300 € festzusetzen (Fortführung 
OLG Celle, Beschl. v. 13.04.2011, 11 U 
236/10). 

Fundstelle: WRP 2011, 1320 
 
LG Hamburg: Zur wettbewerbsrechtli-
chen Zulässigkeit verkaufsfördernder 
Maßnahmen für Medizinprodukte 
Urt. v. 25. 8. 2011 – 327 O 141/11 
UWG §§ 3, 4 Nr. 1, 8; RL 2005/29/EG Art. 
2, 5, 8; HWG § 7 
 
1. § 4 Nr. 1 UWG ist in richtlinienkonfor-
mer Auslegung auf die Fälle der Nötigung, 
der Belästigung und der unzulässigen Be-
einflussung i. S. d. Art. 8 der Richtlinie 
2005/29/EG (sog. UGP-Richtlinie) zu be-
schränken, jedenfalls soweit das Verhalten 
in den Anwendungsbereich der UGP-
Richtlinie fällt. (amtlicher Leitsatz) 
2. Da von einer Werbung mit einem Preis-
nachlass lediglich eine Anlockwirkung aus-
geht, scheidet eine Anwendung des § 4 Nr. 
1 UWG in Ansehung der Richtlinie für diese 
Art der Werbung von vornherein aus. Dies 
gilt auch bei Verkaufsförderungsmaßnah-
men für den Erwerb von Medizinprodukten. 
(amtlicher Leitsatz) 

3. Auch ein Verstoß gegen den Auffangtat-
bestand des § 3 Abs. 2 Ziff. 1 UWG ist bei 
richtlinienkonformer Auslegung nicht gege-
ben. Es ist in einem solchen Fall nicht er-
sichtlich, dass die gem. Art. 5 Abs. 2 UGP-
Richtline kumulativ zu erfüllenden Tatbe-
standsmerkmale des Widersprechens der 
beruflichen Sorgfaltspflicht und der we-
sentlichen Beeinflussung des wirtschaftli-
chen Verhaltens des Verbrauchers erfüllt 
sind. Insbesondere ist nicht ersichtlich, 
dass ein Durchschnittsverbraucher, der 
angemessen gut unterrichtet und ange-
messen aufmerksam und kritisch ist (vgl. 
Erwägungsgrund 18 der UGP-Richtlinie) 
durch die Auslobung eines Beauty-
Gutscheins von 50 Euro für eine Faltenbe-
handlung in seiner Entscheidungsfreiheit 
derart beeinträchtigt wird, dass er eine 
Entscheidung trifft, die er andernfalls nicht 
getroffen hätte (vgl. Art. 2 e) UGP-
Richtlinie). (amtlicher Leitsatz) 
4. Ein „50 € Beauty-Bonus“ für die Erstbe-
handlung mit einem Medizinprodukt bzw. 
ein „20-Euro-Gutschein von X1.“ für eine 
erfolgreiche Weiterempfehlung stellen eine 
vom Gesetz privilegierten Zuwendung i. S. 
v. § 7 Abs. 1 Ziff. 2 a) HWG dar. Schutz-
zweck und die der Regelung des § 7 HWG 
zugrunde liegende selbstständige Wertung 
des Gesetzgebers sind zwar im Rahmen 
des § 4 Nr. 1 UWG zu beachten, eine ein-
schränkende Auslegung des Ausnahmetat-
bestandes gem. § 7 Abs. 1 Ziff. 2 HWG 
kommt unter lauterkeitsrechtlichen Ge-
sichtspunkten aber nicht in Betracht. 

 
 
OLG Zweibrücken:  Irreführende Wer-
bung mit der Angabe „Branchensie-
ger“ 
Urt. v. 1. 9. 2011 – 4 U 4/11 
UWG §§ 3, 5 Abs. 1 S. 2 Nr. 1, Nr. 3 
 
Es ist irreführend, wenn ein Unternehmer 
mit einer Spitzenstellung als „Branchensie-
ger“ wirbt, weil er bei einem Branchentest 
„Platz 1“ belegt habe, kleingedruckt in der 
Werbung jedoch auf prozentuale Fehler-
quoten hinweist, die nach einem gewissen 
Rechenaufwand Zweifel an dem beworbe-
nen Testergebnis begründen können. 
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LG Hamburg: Haftung des Betreibers 
eines Online-Reiseportals für die ge-
schäftsschädigenden Bewertungen 
von Nutzern 
Urt. v. 1. 9. 2011 – 327 O 607/10 
UWG §§ 3, 4 Nr. 8, 8 Abs. 1; 2005/29/EG 
Art. 3 Abs. 1  
 
1. Das Bereithalten einer Bewertungsfunk-
tion und das Publizieren fremder Hotelbe-
wertungen auf einem Hotelbuchungsportal 
stellen geschäftliche Handlungen im Sinne 
des § 2 Nr. 1 UWG dar, wenn das Bewer-
tungsportal lediglich Teil eines gewerbli-
chen Online-Reisebüros ist (entgegen KG 
Berlin, Beschl. v. 21.10.2010 - Az. 52 O 
229/10). 
2. Das Publizieren nutzergenerierter Hotel-
bewertungen ist eine Handlung des Betrei-
bers des Hotelbuchungsportals, wenn die-
ser die Entscheidung über das „Ob“ der 
Veröffentlichung der einzelnen Bewertun-
gen trifft und die Nutzer seines Freigabeak-
tes bedürfen. 
3. Die Attraktivität besonders ausführlicher 
Nutzerbewertungen zieht die Internetnut-
zer verstärkt an und strahlt auf das ent-
geltliche Angebot der Vermittlung und 
Durchführung von Hotelbuchungen aus, so 
dass ein objektiver Zusammenhang zwi-
schen der Bewertungsfunktion und den 
angebotenen entgeltlichen Dienstleistun-
gen besteht. 
4. Der Betreiber eines Hotelbuchungspor-
tals kann sich nicht darauf berufen, dass 
nur die Buchungsfunktion, nicht aber die 
Bewertungsfunktion dem Wettbewerbs-
recht unterstellt sei, wenn die Bewertungs-
funktion und die Buchungsfunktion gleich-
wertig sind.  
5. Derjenige, der fremde Tatsachenbe-
hauptungen verbreitet, haftet im Wettbe-
werbsverhältnis für die Richtigkeit der ver-
breiteten Tatsachenbehauptungen als Täter 
im Sinne des § 4 Nr. 8 UWG, ohne dass 
dies von der Einhaltung etwaiger Prüf-
pflichten abhängig wäre. 

 
 
5. KARTELLRECHT 
 
OLG Karlsruhe: Zur wettbewerbsrecht-
lichen und kartellrechtlichen Zulässig-
keit eines Aufspaltungsverbots von 
Lizenzen 
Urt. v. 27. 7. 2011 – 6 U 18/10 

BGB §§ 305 ff.; GWB §§ 1, 2, 19 Abs. 4 
Nr. 1; UrhG §§ 34 Abs. 1, 69a Abs. 4  
 
In einem Vertrag, der die Überlassung ei-
ner client-server-basierten Unternehmens-
software regelt, hält eine Klausel, nach der 
es unzulässig ist, ein als Gesamtheit er-
worbenes Nutzungsvolumen aufzuspalten 
(Aufspaltungsverbot), der Inhaltskontrolle 
nach §§ 305ff BGB stand. Ein solches Auf-
spaltungsverbot verstößt auch nicht gegen 
das Kartellrecht.  

Fundstelle: BB 2011, 2189 
 
OLG Stuttgart: Zur kartellrechtlichen 
Zulässigkeit von Preissenkungsverfü-
gungen der Landeskartellbehörde 
Beschl. v. 24. 8. 2011 – 201 Kart 2/11 
GWB §§ 78 Abs. 1, 32, 19 Abs. 4 Nr. 2 
 
1. Vergleichsmarktkonzepte sind dann 
nicht tragfähig, wenn alle in Betracht zu 
ziehenden Vergleichsmärkte ebenfalls mo-
nopolistisch strukturiert sind. Auf andere 
Methoden wie die Kostenkontrolle oder das 
Konzept der Gewinnbegrenzung kann aber 
nur bei Vorliegen besonderer Umstände 
zurückgegriffen werden, so dass sich der 
Vergleich auch auf Erlöse, Gewinne oder 
andere Parameter beziehen kann. 
2. Da sich die Rahmenbedingungen für 
eine kartellrechtliche Bewertung nach dem 
Willen des Gesetzgebers grundlegend an-
ders darstellen als bei Elektrizität und Gas, 
ist es ist unvereinbar, Regelungen aus ei-
nem sachnahen, aber vom Gesetzgeber 
auf den vorliegenden Versorgungsbereich 
gerade nicht erstreckten Rechtskreis zu 
übertragen und maßgeblich zur Richt-
schnur der vorliegenden Preismissbrauchs-
bewertung zu machen. 
3. Eine Missbrauchskontrolle durch die Kar-
tellbehörde ist insbesondere dann ange-
zeigt, wenn die Beschwerdeführerin im 
Feld der ausschließlich monopolisierten 
Wasserversorger zu den absolut teuersten 
gehört und in einem späteren Erfassungs-
zeitraum gar der teuerste Versorger war.  
(Ls. der Redaktion) 

 
 
Hessisches Landessozialgericht: Keine 
Zuständigkeit des Bundeskartellamtes 
bei Absprachen zwischen Krankenkas-
sen 
Urt. v. 15. 9. 2011 – L 1 KR 89/10 KL 
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GVG § 17a Abs. 3, SGG §§ 51 Abs. 1 Nr. 2, 
51 Abs. 1 Nr. 5, 29 Abs. 4; GWB § 63   
 
1. Im Rahmen eines Normkonflikts zwi-
schen der rein formellen Zuweisung des § 
63 GWB und der rein materiellen, rechts-
verhältnisbezogene Zuweisung des § 51 
SGG ist festzustellen, dass beide Regelun-
gen als abdrängende Sonderzuweisungen 
auf gleichrangigem Konkretisierungsniveau 
stehende Spezialvorschriften zu § 40 Abs. 
1 Satz 1 VwGO zu verstehen sind. 
2. Die Verteidigung des Selbstverwaltungs-
rechts aus § 29 SGB IV gegenüber einer 
Maßnahme des Bundeskartellamts, hat 
unabhängig von der Rechtsgrundlage, die 
einen Eingriff rechtfertigen könnte (vgl. § 
29 Abs. 3 SGB IV), ausschließlich vor den 
Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit zu er-
folgen. Mithin führt die Ausgestaltung der 
Rechtsaufsicht über die Krankenkassen 
dazu, dass für Klagen gegen Maßnahmen 
des Bundesversicherungsamtes auf dem 
Gebiet des Kartellrechts der Sozialrechts-
weg eröffnet ist. 
3. Eine Fusionskontrolle durch das Bundes-
kartellamt bedarf, neben den aufsichtsbe-
hördlichen Befugnissen des Bundesversi-
cherungsamtes einer ausdrücklichen Ände-
rung des SGB IV oder SGB V, da der Zu-
sammenschluss der Kassen abschließend 
und allein der Genehmigung des Bundes-
versicherungsamtes unterliegt. (Ls. der 
Redaktion) 

 
 
 
 
 

 
 

C. PRESSEMITTEILUNGEN 
 
I. EUGH/EUG 
zusammengestellt von Dr. Jan Eichelberger 
 
Ein Verfahren, das durch die Entnahme 
von Stammzellen, die aus einem 
menschlichen Embryo im Blastozys-
tenstadium gewonnen werden, die 
Zerstörung des Embryos nach sich 
zieht, ist von der Patentierung auszu-
schließen 
EuGH, Urt. v. 18. 10. 2011 – C-34/10 – 
Oliver Brüstle ./. Greenpeace e.V 
 
Die Verwendung zu therapeutischen oder 
diagnostischen Zwecken, die auf den 
menschlichen Embryo zu dessen Nutzen 
anwendbar ist, kann Gegenstand eines 
Patents sein, aber seine Verwendung zu 
Zwecken der wissenschaftlichen Forschung 
ist nicht patentierbar. 
 
Oliver Brüstle ist Inhaber eines im Dezem-
ber 1997 angemeldeten Patents, das iso-
lierte und gereinigte neurale1 Vorläuferzel-
len2 betrifft, die aus menschlichen embry-
onalen Stammzellen hergestellt und zur 
Behandlung neurologischer Erkrankungen 
verwendet werden. Nach Angaben von 
Herrn Brüstle gibt es bereits klinische An-
wendungen, u. a. bei Patienten, die an 
Parkinson erkrankt sind. 
Auf die Klage von Greenpeace e.V. hat das 
Bundespatentgericht das Patent von Herrn 
Brüstle für nichtig erklärt, soweit es sich 
auf Verfahren bezieht, die es ermöglichen, 
Vorläuferzellen aus Stammzellen menschli-
cher Embryonen zu gewinnen. 
Der Bundesgerichtshof, bei dem Herr 
Brüstle Berufung eingelegt hat, hat be-
schlossen, den Gerichtshof insbesondere 
nach der Auslegung des Begriffs „mensch-
licher Embryo“ zu fragen, der in der Richt-
linie 98/44/EG über den rechtlichen Schutz 

                                           
1 Neurale Zellen werden definiert als unreife 
Zellen, die die Fähigkeit haben, reife Zellen des 
Nervensystems zu bilden, beispielsweise Neu-
rone. 
2 Unter Vorläuferzellen sind unreife Körperzellen 
zu verstehen, die sich noch vermehren können. 
Vorläuferzellen haben die Fähigkeit, sich zu 
bestimmten ausgereiften Körperzellen weiter zu 
entwickeln und auszudifferenzieren. 
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biotechnologischer Erfindungen3 nicht defi-
niert wird. Es geht um die Frage, ob der 
Ausschluss von der Patentierbarkeit des 
menschlichen Embryos alle Stadien des 
Lebens von der Befruchtung der Eizelle an 
umfasst oder ob zusätzliche Voraussetzun-
gen erfüllt sein müssen, z. B., dass ein 
bestimmtes Entwicklungsstadium erreicht 
ist. 
Bei der Prüfung des Begriffs des menschli-
chen Embryos betont der Gerichtshof zu-
nächst, dass er nicht dazu aufgerufen ist, 
auf Fragen medizinischer oder ethischer 
Natur einzugehen, sondern sich darauf zu 
beschränken hat, die einschlägigen Vor-
schriften der Richtlinie juristisch auszule-
gen. So lassen der Zusammenhang und 
das Ziel der Richtlinie erkennen, dass der 
Unionsgesetzgeber jede Möglichkeit der 
Patentierung ausschließen wollte, sobald 
die der Menschenwürde geschuldete Ach-
tung dadurch beeinträchtigt werden könn-
te. Daraus folgt, dass der Begriff des 
menschlichen Embryos weit auszulegen ist. 
Insofern ist jede menschliche Eizelle vom 
Stadium ihrer Befruchtung an als „mensch-
licher Embryo“ anzusehen, da die Befruch-
tung geeignet ist, den Prozess der Entwick-
lung eines Menschen in Gang zu setzen. 
Das Gleiche gilt für die unbefruchtete 
menschliche Eizelle, in die ein Zellkern aus 
einer ausgereiften menschlichen Zelle 
transplantiert worden ist oder die durch 
Parthenogenese zur Teilung und Weiter-
entwicklung angeregt worden ist. Selbst 
wenn diese Organismen genau genommen 
nicht befruchtet worden sind, sind sie in-
folge der zu ihrer Gewinnung verwendeten 
Technik ebenso wie der durch Befruchtung 
einer Eizelle entstandene Embryo geeignet, 
den Prozess der Entwicklung eines Men-
schen in Gang zu setzen. Zu Stammzellen, 
die von einem menschlichen Embryo im 
Stadium der Blastozyste4 gewonnen wer-
den – und auf die sich die Erfindung be-
zieht, um die es in dem Patent von Herrn 
Brüstle geht –, stellt der Gerichtshof fest, 
dass es Sache des nationalen Gerichts ist, 
im Licht der technischen Entwicklung fest-
zustellen, ob sie geeignet sind, den Prozess 

                                           
3 Richtlinie 98/44/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 6. Juli 1998 über den 
rechtlichen Schutz biotechnologischer Erfindun-
gen (ABl. L 213, S. 13). 
4 Späteres Stadium der embryonalen Entwick-
lung zu einem bestimmten Zeitpunkt, d. h. un-
gefähr fünf Tage nach der Befruchtung. 

der Entwicklung eines Menschen in Gang 
zu setzen, und folglich unter den Begriff 
des menschlichen Embryos fallen. 
Anschließend geht der Gerichtshof der Fra-
ge nach, ob der Begriff der als nicht paten-
tierbar geltenden „Verwendung von 
menschlichen Embryonen zu industriellen 
oder kommerziellen Zwecken“ auch die 
Verwendung zu Zwecken der wissenschaft-
lichen Forschung umfasst. So bemerkt er 
zu der zuletzt genannten Verwendung, 
dass die Erteilung eines Patents für eine 
Erfindung grundsätzlich deren industrielle 
oder kommerzielle Verwertung einschließt. 
Selbst wenn das Ziel der wissenschaftli-
chen Forschung von industriellen oder 
kommerziellen Zwecken unterschieden 
werden muss, kann die Verwendung 
menschlicher Embryonen zu Forschungs-
zwecken, die Gegenstand der Patentan-
meldung wäre, nicht vom Patent selbst und 
den daran geknüpften Rechten getrennt 
werden. Deswegen kann die Verwendung 
menschlicher Embryonen zur wissenschaft-
lichen Forschung, die Gegenstand einer 
Patentanmeldung ist, nicht von einer in-
dustriellen und kommerziellen Verwertung 
getrennt werden und dadurch dem Aus-
schluss von der Patentierung entgehen. 
Der Gerichtshof stellt daher fest, dass wis-
senschaftliche Forschung, die die Verwen-
dung menschlicher Embryonen voraus-
setzt, keinen patentrechtlichen Schutz er-
langen kann. Er weist jedoch darauf hin, 
dass die Patentierbarkeit der Verwendung 
von menschlichen Embryonen zu industri-
ellen oder kommerziellen Zwecken nach 
der Richtlinie nicht verboten ist, wenn sie 
die Verwendung zu therapeutischen oder 
diagnostischen Zwecken betrifft, die auf 
den menschlichen Embryo zu dessen Nut-
zen anwendbar ist – z. B. um eine Missbil-
dung zu beheben und die Überlebenschan-
cen des Embryos zu verbessern. 
Schließlich antwortet der Gerichtshof auf 
die Frage nach der Patentierbarkeit einer 
Erfindung, die die Herstellung neuraler 
Vorläuferzellen betrifft. Er führt aus, dass 
diese zum einen die Verwendung von 
Stammzellen voraussetzt, die aus einem 
menschlichen Embryo im Blastozystensta-
dium gewonnen werden, und dass zum 
anderen die Entnahme die Zerstörung die-
ses Embryos nach sich zieht. Würde eine 
solche beanspruchte Erfindung nicht von 
der Patentierung ausgeschlossen, hätte 
dies zur Folge, dass der Patentanmelder 
den Ausschluss von der Patentierung durch 
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eine geschickte Abfassung des Anspruchs 
umgehen könnte. Folglich ist eine Erfin-
dung nicht patentierbar, wenn die Anwen-
dung des Verfahrens die vorhergehende 
Zerstörung menschlicher Embryonen oder 
deren Verwendung als Ausgangsmaterial 
erfordert, selbst wenn bei Beantragung des 
Patents in der Beschreibung dieses Verfah-
rens, wie im vorliegenden Fall, die Ver-
wendung menschlicher Embryonen nicht 
erwähnt wird. 

Pressemitteilung 112/10 
 
Eine in einer selektiven Vertriebsver-
einbarung enthaltene Klausel, die es 
den Vertriebshändlern der Gesell-
schaft Pierre Fabre Dermo-Cosmétique 
verbietet, ihre Produkte über das In-
ternet zu verkaufen, stellt eine be-
zweckte Wettbewerbsbeschränkung 
dar, sofern die Klausel nicht objektiv 
gerechtfertigt ist 
EuGH, Urt. v. 13. 10. 2011 – C-439/09 – 
Pierre Fabre Dermo-Cosmétique SAS / 
Président de l’Autorité de la u.a. 
 
Ein solches Verbot kann nicht in den Ge-
nuss einer Gruppenfreistellung, wohl aber, 
unter bestimmten Voraussetzungen, in den 
Genuss einer Einzelfreistellung kommen 
 
Art. 101 AEUV verbietet Vereinbarungen, 
die eine Einschränkung des Wettbewerbs 
bezwecken oder bewirken. Art. 101 Abs. 3 
AEUV sieht vor, dass den Vereinbarungen, 
die zur Verbesserung der Warenverteilung 
oder zur Förderung des technischen oder 
wirtschaftlichen Fortschritts beitragen, un-
ter bestimmten Voraussetzungen eine Ein-
zelfreistellung gewährt werden kann. Au-
ßerdem können nach verschiedenen Ver-
ordnungen bestimmte Gruppen von Ver-
einbarungen in den Genuss einer Gruppen-
freistellung kommen. Eine dieser Verord-
nungen, die Gruppenfreistellungsverord-
nung für vertikale Vereinbarungen1, sieht 
eine solche Freistellung für Vertriebsver-
einbarungen vor, die bestimmte Voraus-
setzungen erfüllen. Diese Verordnung ent-
hält jedoch eine Liste von Vereinbarungen, 

                                           
1 Verordnung (EG) Nr. 2790/1999 der Kommis-
sion vom 22. Dezember 1999 über die Anwen-
dung von Artikel 81 Absatz 3 des Vertrages auf 
Gruppen von vertikalen Vereinbarungen und 
aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen 
(ABl. L 336, S. 21). 

die nicht in den Genuss einer Gruppenfrei-
stellung kommen können. 
Pierre Fabre Dermo-Cosmétique („PFDC“) 
ist eine der Gesellschaften der Gruppe 
Pierre Fabre. Sie ist im Bereich der Herstel-
lung und des Vertriebs von Kosmetika und 
Körperpflegeprodukten tätig und hat meh-
rere Tochtergesellschaften, zu denen u. a. 
die Labore Klorane, Ducray, Galénic und 
Avène gehören, deren Kosmetika und Kör-
perpflegeprodukte unter diesen Marken 
hauptsächlich über Apotheken auf dem 
französischen und dem europäischen Markt 
vertrieben werden. 
Die in Rede stehenden Produkte gehören 
nicht zur Kategorie der Arzneimittel und 
fallen daher nicht unter das im französi-
schen Recht vorgesehene Apothekenmo-
nopol. In den Vertriebsvereinbarungen für 
diese Produkte der Marken Kloran, Ducray, 
Galénic und Avène ist jedoch vorgesehen, 
dass der Verkauf ausschließlich in einem 
physischen Raum und in Anwesenheit ei-
nes diplomierten Pharmazeuten erfolgen 
darf, so dass praktisch sämtliche Verkaufs-
formen über das Internet ausgeschlossen 
werden. 
Im Oktober 2008 entschied die französi-
sche Wettbewerbsbehörde im Anschluss an 
eine Untersuchung, dass aufgrund des de 
facto bestehenden Verbots des Verkaufs 
über das Internet die Vertriebsvereinba-
rungen von PFDC wettbewerbswidrige Ver-
einbarungen darstellten, die sowohl gegen 
französisches Recht als auch gegen das 
Wettbewerbsrecht der Europäischen Union 
verstießen. Die Wettbewerbsbehörde war 
der Ansicht, dass mit dem Verbot des Ver-
kaufs über das Internet zwangsläufig ein 
wettbewerbsbeschränkender Zweck ver-
folgt werde und dass es nicht in den Ge-
nuss einer Gruppenfreistellung kommen 
könne. Die Behörde entschied außerdem, 
dass die Vereinbarungen auch nicht in den 
Genuss einer Einzelfreistellung kommen 
könnten. 
PFDC legte bei der Cour d’appel de Paris 
(Frankreich) einen Rechtsbehelf gegen die-
se Entscheidung ein. Die Cour d’appel 
möchte vom Gerichtshof wissen, ob ein 
allgemeines und absolutes Verbot des Ver-
kaufs über das Internet eine „bezweckte“ 
Wettbewerbsbeschränkung darstelle, ob 
eine solche Vereinbarung in den Genuss 
einer Gruppenfreistellung kommen könne 
und ob, falls die Gruppenfreistellung nicht 
anwendbar sein sollte, die Vereinbarung in 



GB 4/2011 297 

 

den Genuss einer Einzelfreistellung nach 
Art. 101 Abs. 3 AEUV kommen könne. 
In seinem heutigen Urteil weist der Ge-
richtshof darauf hin, dass bei der Prüfung 
der Frage, ob eine Vertragsklausel eine 
„bezweckte“ Wettbewerbsbeschränkung 
enthält, auf den Inhalt der Klausel und die 
mit ihr verfolgten Ziele sowie auf den wirt-
schaftlichen und rechtlichen Zusammen-
hang, in dem sie steht, abzustellen ist. 
Zu Vereinbarungen, die ein selektives Ver-
triebssystem begründen, hat der Gerichts-
hof bereits festgestellt, dass sie zwangs-
läufig den Wettbewerb im Gemeinsamen 
Markt beeinflussen. Solche Vereinbarungen 
sind in Ermangelung einer objektiven 
Rechtfertigung als „bezweckte Wettbe-
werbsbeschränkungen“ zu betrachten. Ein 
selektives Vertriebssystem ist jedoch mit 
dem Unionsrecht vereinbar, sofern die 
Auswahl der Wiederverkäufer anhand ob-
jektiver Gesichtspunkte qualitativer Art 
erfolgt, die einheitlich für alle in Betracht 
kommenden Wiederverkäufer festgelegt 
und ohne Diskriminierung angewendet 
werden, sofern die Eigenschaften des frag-
lichen Erzeugnisses zur Wahrung seiner 
Qualität und zur Gewährleistung seines 
richtigen Gebrauchs ein solches Vertriebs-
netz erfordern und sofern die festgelegten 
Kriterien schließlich nicht über das erfor-
derliche Maß hinausgehen. 
Der Gerichtshof weist zunächst darauf hin, 
dass es Aufgabe des vorlegenden Gerichts 
ist, zu prüfen, ob eine Vertragsklausel, die 
de facto sämtliche Formen des Verkaufs 
über das Internet untersagt, durch ein le-
gitimes Ziel gerechtfertigt werden kann, 
und gibt ihm dann die Kriterien für die 
Auslegung des Unionsrechts an die Hand, 
um ihm seine Entscheidung zu ermögli-
chen. 
Dabei hebt der Gerichtshof hervor, dass er 
bereits im Kontext des Verkaufs von nicht 
verschreibungspflichtigen Arzneimitteln2 
und von Kontaktlinsen3 unter dem Blick-
winkel der Verkehrsfreiheiten die Argu-
mente in Bezug auf die Notwendigkeit der 
individuellen Beratung des Kunden und 
seines Schutzes vor einer falschen Anwen-
dung der Produkte zurückgewiesen hat, 
mit denen ein Verbot des Verkaufs über 

                                           
2 Urteil des Gerichtshofs vom 11. Dezember 
2003, Deutscher Apothekerverband (vgl. PM 
113/03). 
3 Urteil des Gerichtshofs vom 2. Dezember 
2010, Ker-Optika (vgl. PM 117/10). 

das Internet gerechtfertigt werden sollte. 
Der Gerichtshof führt ferner aus, dass die 
Notwendigkeit, den Prestigecharakter der 
Produkte von PFDC zu schützen, kein legi-
times Ziel zur Beschränkung des Wettbe-
werbs sein kann. 
In Bezug darauf, dass die selektive Ver-
triebsvereinbarung in den Genuss einer 
Gruppenfreistellung kommen könnte, führt 
der Gerichtshof aus, dass diese Freistellung 
nicht für vertikale Vereinbarungen gilt, die 
Beschränkungen des aktiven oder passiven 
Verkaufs an Endverbraucher bezwecken, 
soweit diese Beschränkungen Mitgliedern 
eines selektiven Vertriebssystems auferlegt 
werden, die auf der Einzelhandelsstufe 
tätig sind. Eine Vertragsklausel, die de fac-
to das Internet als Vertriebsform verbietet, 
bezweckt jedoch zumindest die Beschrän-
kung des passiven Verkaufs an Endver-
braucher, die über das Internet kaufen 
möchten und außerhalb des physischen 
Einzugsgebiets eines Mitglieds des selek-
tiven Vertriebssystems ansässig sind. Da-
her ist die Gruppenfreistellung auf diese 
Vereinbarung nicht anwendbar. 
Dagegen kann auf eine solche Vereinba-
rung die Legalausnahme in Art. 101 Abs. 3 
AEUV individuell anwendbar sein, sofern 
das vorlegende Gericht feststellt, dass die 
Voraussetzungen dieser Bestimmung er-
füllt sind. 

Pressemitteilung 110/11 
 
Die Form eines der Lautsprecher von 
Bang & Olufsen kann nicht als Ge-
meinschaftsmarke eingetragen wer-
den 
EuG, Urt. v. 6. 10. 2011 – T-508/08 – 
Bang & Olufsen A/S ./. HABM 
 
Eine Eintragung als Gemeinschaftsmarke 
ist nicht möglich, da die Marke ausschließ-
lich aus der Form dieses Lautsprechers 
besteht, die dem Produkt einen wesentli-
chen Wert verleiht 
 
Nach der Verordnung über die Gemein-
schaftsmarke1 ist eine Marke aus bestimm-
ten, in dieser Verordnung ausdrücklich 

                                           
1 Verordnung (EG) Nr. 40/94 des Rates vom 20. 
Dezember 1993 über die Gemeinschaftsmarke 
(ABl. 1994, L 11, S. 1) in geänderter Fassung 
(ersetzt durch die Verordnung [EG] Nr. 
207/2009 des Rates vom 26. Februar 2009 
über die Gemeinschaftsmarke [ABl. L 78, S. 
1]). 
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aufgeführten Gründen von der Eintragung 
ausgeschlossen. Dies gilt u. a. für Marken, 
die keine Unterscheidungskraft haben2, 
und für Zeichen, die ausschließlich aus der 
Form bestehen, die der Ware einen we-
sentlichen Wert verleiht3. 
Im September 2003 meldete das dänische 
Unternehmen Bang & Olufsen A/S beim 
Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt 
(HABM) das folgende dreidimensionale 
Zeichen zur Eintragung als Gemein-
schaftsmarke an: 
Das HABM wies die Anmeldung mit der 
Begründung zurück, dass die angemeldete 
Marke keine Unterscheidungskraft habe. 
Im Dezember 2005 erhob Bang & Olufsen 
beim Gericht Klage auf Aufhebung dieser 
Entscheidung. 
Mit Urteil vom 10. Oktober 20074 gab das 
Gericht dieser Klage mit der Begründung 
statt, dass das HABM der angemeldeten 
Marke rechtsfehlerhaft die Unterschei-
dungskraft abgesprochen habe. 
Um die Konsequenzen aus diesem Urteil 
des Gerichts zu ziehen, erließ das HABM 
eine neue Entscheidung, in der es die an-
gemeldete Marke anhand anderer absolu-
ter Eintragungshindernisse prüfte und zu 
dem Ergebnis gelangte, dass das als Marke 
angemeldete Zeichen ausschließlich aus 
der Form bestehe, die der Ware einen we-
sentlichen Wert verleihe. Folglich wies es 
die Anmeldung zurück. 
Bang & Olufsen erhob daraufhin erneut 
Klage beim Gericht, um die Aufhebung 
dieser zweiten Entscheidung zu erwirken. 
In seinem heutigen Urteil weist das Gericht 
zunächst darauf hin, dass das HABM die 
relevanten Tatsachen, aus denen sich ein 
absolutes Eintragungshindernis ergeben 
kann, von Amts wegen zu ermitteln hat. 
Die Verordnung führt zwar die verschiede-
nen absoluten Eintragungshindernisse auf, 
die einer Markenanmeldung entgegenge-
halten werden können, aber sie gibt keine 
bestimmte Reihenfolge vor, in der diese 
Eintragungshindernisse zu prüfen sind. 
Zudem ist jedes dieser Eintragungshinder-
nisse von den anderen unabhängig und 
erfordert eine gesonderte Prüfung. Unter 

                                           
2 Gemäß Art. 7 Abs. 1 Buchst. b der Verordnung 
Nr. 40/94. 
3 Gemäß Art. 7 Abs. 1 Buchst. e der Verordnung 
Nr. 40/94. 
4 Urteil des Gerichts vom 10. Oktober 2007, 
Bang & Olufsen/HABM (Form eines Lautspre-
chers) (T-460/05). 

diesen Umständen war die Beschwerde-
kammer durch nichts daran gehindert, ein 
bestimmtes absolutes Eintragungshindernis 
zu prüfen, nachdem sie vorher bereits ein 
anderes Eintragungshindernis geprüft hat-
te. 
Das Gericht hebt weiter hervor, dass die 
Form einer Ware zu den markenfähigen 
Zeichen gehört. Als Gemeinschaftsmarken 
können nämlich alle Zeichen eingetragen 
werden, die sich grafisch darstellen lassen, 
wie Wörter, Abbildungen, die Form der 
Ware oder deren Aufmachung, sofern diese 
Zeichen geeignet sind, die Waren oder 
Dienstleistungen eines Unternehmens von 
denen anderer Unternehmen zu unter-
scheiden. Jedoch sind von der Eintragung 
Zeichen ausgeschlossen, die ausschließlich 
aus der Form bestehen, die der Ware einen 
wesentlichen Wert verleiht. 
Im vorliegenden Fall stellt das Gericht fest, 
dass die als Marke angemeldete Form ein 
ganz besonderes Design aufweist. Dieses 
Design bildet ein wichtiges Element der 
Markenstrategie von Bang & Olufsen und 
erhöht den Wert des fraglichen Produkts. 
Weiter kann Auszügen aus Internetseiten 
von Vertriebshändlern, Online-Auktions-
häusern und Second-hand-Shops entnom-
men werden, dass die ästhetischen Merk-
male dieser Form an erster Stelle hervor-
gehoben werden und dass eine solche 
Form als eine Art reiner, schlanker und 
zeitloser Skulptur zur Wiedergabe von Mu-
sik wahrgenommen wird, was ihr als Ver-
kaufselement erhebliches Gewicht verleiht. 
Das Gericht gelangt daher zu dem Ergeb-
nis, dass das HABM fehlerfrei entschieden 
hat, dass – unabhängig von den übrigen 
Merkmalen des fraglichen Produkts – die 
als Marke angemeldete Form dem Produkt 
einen wesentlichen Wert verleiht. 
Die Klage von Bang & Olufsen wird daher 
abgewiesen. 

Pressemitteilung 105/11 
 
Ein Lizenzsystem für die Weiterver-
breitung von Fußballspielen, das 
Rundfunkanstalten eine gebietsab-
hängige Exklusivität für einzelne Mit-
gliedstaaten einräumt und den Fern-
sehzuschauern untersagt, diese Sen-
dungen in den anderen Mitgliedstaa-
ten mittels einer Decoderkarte anzu-
sehen, verstößt gegen das Unionsrecht 
EuGH, Urt. v. 4. 10. 2011 – C-403/08 u. C-
429/08 – Football Association Premier 
League u. a. ./. QC Leisure u. a. sowie Ka-
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ren Murphy ./. Media Protection Services 
Ltd 
 
Das Zeigen von Fußballübertragungen, die 
geschützte Werke enthalten, in einer 
Gastwirtschaft erfordert die Zustimmung 
des Urhebers dieser Werke 
 
Die Football Association Premier League 
(FAPL) betreibt die Premier League, die 
führende Profifußball-Liga in England, und 
vermarktet die Rechte zur Fernsehaus-
strahlung der Spiele dieser Liga. Sie räumt 
den Rundfunkanstalten mittels eines offe-
nen Ausschreibungsverfahrens ein aus-
schließliches Recht für die Live-
Ausstrahlung der Spiele der Premier Lea-
gue nach Gebieten ein. Da ein Gebiet ge-
wöhnlich einem Mitgliedstaat entspricht, 
können die Fernsehzuschauer nur die Spie-
le sehen, die von den Rundfunkanstalten 
mit Sitz in dem Mitgliedstaat ausgestrahlt 
werden, in dem sie wohnen. 
Um eine solche gebietsabhängige Exklusi-
vität zu schützen und die Öffentlichkeit 
davon abzuhalten, Übertragungen außer-
halb des betreffenden Mitgliedstaats zu 
empfangen, verpflichtet sich jede Rund-
funkanstalt in ihrem Lizenzvertrag mit der 
FAPL, ihr Satellitensignal zu verschlüsseln 
und es im verschlüsselten Zustand über 
Satellit nur den Abonnenten des ihm zu-
gewiesenen Gebiets zu übermitteln. Daher 
untersagt der Lizenzvertrag den Rundfunk-
anstalten, die Decoderkarten Personen zur 
Verfügung zu stellen, die ihre Sendungen 
außerhalb des Mitgliedstaats sehen wollen, 
für den die Lizenz erteilt wurde. 
Die den vorliegenden Rechtssachen zu-
grunde liegenden Streitigkeiten betreffen 
Versuche, diese Exklusivität zu umgehen. 
Im Vereinigten Königreich sind nämlich 
einige Gastwirtschaften dazu übergegan-
gen, für den Zugang zu den Spielen der 
Premier League ausländische Decoderkar-
ten zu verwenden, die eine griechische 
Rundfunkanstalt in Griechenland ansässi-
gen Abonnenten zur Verfügung stellt. Sie 
kaufen die Karten und eine Decoderbox bei 
einem Händler zu Preisen, die günstiger 
sind als die von Sky, dem Inhaber der 
Rechte zur Weiterverbreitung im Vereinig-
ten Königreich. 
Da die FAPL der Auffassung ist, dass ein 
solches Vorgehen die Exklusivität und da-
mit den Wert der Fernsehausstrahlungs-
rechte untergrabe, versucht sie dem auf 
gerichtlichem Weg ein Ende zu setzen. Die 

erste Rechtssache (C-403/08) betrifft eine 
zivilrechtliche Klage der FAPL gegen die 
Gastwirtschaften, die unter Verwendung 
griechischer Decoderkarten Spiele der 
Premier League gezeigt haben, und gegen 
die Händler, die diesen Gastwirtschaften 
solche Decoderkarten geliefert haben. Die 
zweite Rechtssache (C-429/08) geht auf 
ein Strafverfahren gegen Frau Karen Mur-
phy zurück, die Inhaberin eines Pubs, in 
dem Spiele der Premier League unter Ver-
wendung einer griechischen Decoderkarte 
gezeigt wurden. In diesen beiden Rechts-
sachen hat der High Court (Vereinigtes 
Königreich) dem Gerichtshof mehrere Fra-
gen über die Auslegung des Unionsrechts 
zur Vorabentscheidung vorgelegt. 
Mit seinem Urteil vom heutigen Tag stellt 
der Gerichtshof fest, dass nationale 
Rechtsvorschriften, die die Einfuhr, den 
Verkauf und die Verwendung ausländischer 
Decoderkarten untersagen, gegen den 
freien Dienstleistungsverkehr verstoßen 
und weder im Hinblick auf das Ziel, die 
Rechte des geistigen Eigentums zu schüt-
zen, noch durch das Ziel, die Anwesenheit 
der Öffentlichkeit in den Fußballstadien zu 
fördern, gerechtfertigt werden können. 
Zur Möglichkeit der Rechtfertigung dieser 
Beschränkung im Hinblick auf das Ziel, die 
Rechte des geistigen Eigentums zu schüt-
zen, führt der Gerichtshof aus, dass die 
FAPL an den Spielen der Premier League 
kein Urheberrecht geltend machen kann, 
da diese Sportereignisse nicht als eigene 
geistige Schöpfungen eines Urhebers und 
damit nicht als „Werk“ im Sinne des Urhe-
berrechts der Union anzusehen sind. 
Doch selbst wenn das nationale Recht 
Sportereignissen einen vergleichbaren 
Schutz gewähren würde – was grundsätz-
lich mit dem Unionsrecht vereinbar wäre – 
ginge ein Verbot der Verwendung der aus-
ländischen Decoderkarten über das hinaus, 
was erforderlich ist, um eine angemessene 
Vergütung der betreffenden Rechtsinhaber 
zu gewährleisten. 
Der Gerichtshof führt insoweit zum einen 
aus, dass für die Berechnung einer solchen 
angemessenen Vergütung die tatsächliche 
und potenzielle Einschaltquote sowohl im 
Sendemitgliedstaat als auch in jedem an-
deren Mitgliedstaat, in dem die Sendungen 
empfangen werden, berücksichtigt werden 
kann, und daher eine Beschränkung des 
freien Dienstleistungsverkehrs innerhalb 
der Union nicht notwendig ist. Dass die 
Fernsehsender einen Aufschlag zahlen, um 
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sich eine absolute gebietsabhängige Exklu-
sivität zu sichern, geht zum anderen über 
das hinaus, was erforderlich ist, um den 
Rechtsinhabern eine angemessene Vergü-
tung zu sichern, denn eine solche Praxis 
kann zu künstlichen Preisunterschieden 
zwischen den abgeschotteten nationalen 
Märkten führen. Eine derartige Markt-
abschottung und ein solcher künstlicher 
Preisunterschied sind aber mit dem grund-
legenden Ziel des Vertrags – der Verwirkli-
chung des Binnenmarkts – nicht vereinbar. 
Aus analogen Gründen verstößt ein System 
exklusiver Lizenzen auch gegen das Wett-
bewerbsrecht der Union, wenn die Lizenz-
verträge es untersagen, ausländische De-
coderkarten Fernsehzuschauern zur Verfü-
gung zu stellen, die die Sendungen außer-
halb des Mitgliedstaats sehen wollen, für 
den die Lizenz erteilt wurde. 
Zwar schließt es das Wettbewerbsrecht der 
Union grundsätzlich nicht aus, dass ein 
Rechtsinhaber einem einzigen Lizenzneh-
mer das ausschließliche Recht überträgt, 
einen Schutzgegenstand in einem be-
stimmten Zeitraum von einem einzigen 
Sendemitgliedstaat oder von mehreren 
Sendemitgliedstaaten aus über Satellit 
auszustrahlen. Doch dürfen die Lizenzver-
träge den Rundfunkanstalten nicht jede 
grenzüberschreitende Erbringung von 
Diensten im Zusammenhang mit den be-
treffenden Sportereignissen untersagen, 
weil ein solcher Vertrag es erlauben würde, 
jeder Rundfunkanstalt eine absolute ge-
bietsabhängige Exklusivität einzuräumen, 
er damit jeglichen Wettbewerb zwischen 
verschiedenen Rundfunkanstalten im Be-
reich dieser Dienste ausschalten und so die 
nationalen Märkte nach den nationalen 
Grenzen abschotten würde. 
Schließlich stellt der Gerichtshof im Zu-
sammenhang mit den Vorlagefragen zur 
Auslegung der Urheberrechtsrichtlinie1 
vorab fest, dass nur die Auftaktvideose-
quenz, die Hymne der Premier League, die 
zuvor aufgezeichneten Filme über die Hö-
hepunkte aktueller Begegnungen der Pre-
mier League und einige Grafiken als „Wer-
ke“ angesehen werden können und damit 
urheberrechtlich geschützt sind. Die Fuß-
ballspiele selbst sind hingegen keine Wer-
                                           
1 Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 22. Mai 2001 zur 
Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urhe-
berrechts und der verwandten Schutzrechte in 
der Informationsgesellschaft (ABl. L 167, S. 
10). 

ke, die einen solchen Schutz genießen 
würden. 
Aufgrund dessen hat der Gerichtshof ent-
schieden, dass die in einer Gastwirtschaft 
stattfindende Übertragung von Sendungen, 
die diese geschützten Werke – wie die Auf-
taktvideosequenz oder die Hymne der 
Premier League – enthalten, eine „öffentli-
che Wiedergabe“ im Sinne der Urheber-
rechtsrichtlinie darstellt, für die die Zu-
stimmung des Urhebers der Werke erfor-
derlich ist. Wenn nämlich eine Gastwirt-
schaft diese Werke an die anwesenden 
Gäste verbreitet, werden die Werke an ein 
zusätzliches Publikum übertragen, das von 
den Urhebern nicht berücksichtigt worden 
ist, als sie der Sendung ihrer Werke durch 
den Rundfunk zugestimmt haben. 

Pressemitteilung 102/11 
 
Anheuser-Busch und Budějovický 
Budvar können beide weiterhin die 
Marke Budweiser im Vereinigten Kö-
nigreich benutzen 
EuGH, Urt. v. 22. 9. 2011 – C-482/09 – 
Budějovický Budvar, národní pod-
nik/Anheuser-Busch Inc. 
 
Die Verbraucher im Vereinigten Königreich 
nehmen den Unterschied zwischen den 
Bieren von Budvar und denen von Anheu-
ser-Busch deutlich wahr 
 
Die Markenrichtlinie1 bestimmt, dass eine 
Marke von der Eintragung ausgeschlossen 
ist oder der Ungültigerklärung unterliegt, 
wenn sie mit einer älteren Marke identisch 
ist und die von den beiden Marken erfass-
ten Waren oder Dienstleistungen ebenfalls 
identisch sind. Hat jedoch der Inhaber ei-
ner älteren Marke die Benutzung einer jün-
geren eingetragenen Marke während eines 
Zeitraums von fünf aufeinanderfolgenden 
Jahren in Kenntnis dieser Benutzung ge-
duldet, so kann er grundsätzlich weder die 
Ungültigerklärung der jüngeren Marke ver-
langen noch sich ihrer Benutzung widerset-
zen. 
Sowohl die tschechische Brauerei Budvar 
als auch die amerikanische Brauerei An-
heuser-Busch vertreiben seit ihrem Eintritt 
in den Markt des Vereinigten Königreichs in 
den Jahren 1973 bzw. 1974 ihre Biere un-
                                           
1 Richtlinie 89/104/EWG des Rates vom 21. 
Dezember 1988 zur Angleichung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über die Marken 
(ABl. 1989, L 40, S. 1). 
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ter dem Zeichen „Budweiser“ oder unter 
Bezeichnungen, die dieses Zeichen enthal-
ten. 
Am 11. Dezember 1979 meldete Anheuser-
Busch beim Markenamt des Vereinigten 
Königreichs das Wort „Budweiser“ als Mar-
ke für „Bier, Ale und Porter“ an. Während 
die Anmeldung von Anheuser-Busch noch 
geprüft wurde, beantragte auch Budvar am 
28. Juni 1989 die Eintragung des Worts 
„Budweiser“ als Marke. 
Im Februar 2000 entschieden die Gerichte 
des Vereinigten Königreichs, dass Budvar 
und Anheuser-Busch jeweils das Wort 
„Budweiser“ als Marke eintragen lassen 
konnten. Das britische Recht ließ nämlich 
ausdrücklich die gleichzeitige Eintragung 
identischer oder zum Verwechseln ähnli-
cher Marken im Fall redlicher gleichzeitiger 
Benutzung („honest concurrent use“) zu. 
Im Anschluss an diese Entscheidung wur-
den am 19. Mai 2000 beide Unternehmen 
jeweils als Inhaber der Wortmarke Budwei-
ser für die Waren „Bier, Ale und Porter“ im 
Markenregister des Vereinigten Königreichs 
eingetragen. 
Am 18. Mai 2005, also vier Jahre und 364 
Tage nach Eintragung der Marke Budweiser 
zugunsten von Budvar und Anheuser-
Busch, beantragte Anheuser-Busch beim 
Markenamt des Vereinigten Königreichs die 
Ungültigerklärung der zugunsten von 
Budvar eingetragenen Marke. In diesem 
Antrag machte das amerikanische Unter-
nehmen geltend, dass seine Marke älter sei 
als die Marke von Budvar, weil sie ihre 
Anmeldung für das Wort „Budweiser“ frü-
her (11. Dezember 1979) eingereicht ha-
be, als die tschechische Brauerei die ihre 
(28. Juni 1989). 
Der Court of Appeal (Rechtsmittelgericht, 
Vereinigtes Königreich), bei dem in der 
Rechtssache Rechtsmittel eingelegt worden 
ist, möchte vom Gerichtshof wissen, ob 
dem Antrag von Anheuser-Busch auf Un-
gültigerklärung stattzugeben ist, obwohl 
beide Unternehmen das Wort „Budweiser“ 
während mehr als 30 Jahren gutgläubig im 
Vereinigten Königreich benutzt haben. 
In seinem Urteil vom heutigen Tag präzi-
siert der Gerichtshof zunächst seine Recht-
sprechung bezüglich der Regeln, die für die 
Frist von fünf Jahren gelten, nach deren 
Ablauf der Inhaber der älteren Marke sein 
Recht verliert, sich der Benutzung der jün-
geren Marke zu widersetzen (so genannte 
Frist für die „Verwirkung durch Duldung“). 
Hierzu stellt er fest, dass diese Frist gemäß 

dem Wortlaut der Richtlinie erst nach der 
Eintragung der jüngeren Marke in dem 
betreffenden Mitgliedstaat zu laufen be-
ginnt. So kann die bloße Benutzung der 
jüngeren Marke, ohne dass diese eingetra-
gen worden ist, diese Frist nicht in Gang 
setzen. 
Dagegen stellt die Eintragung der älteren 
Marke keine notwendige Voraussetzung für 
das Ingangsetzen dieser Frist dar. Nach 
der Richtlinie kann nämlich eine Marke als 
ältere Marke angesehen werden, ohne ein-
getragen worden zu sein, wie in den Fällen 
der „Anmeldungen von Marken … vorbe-
haltlich ihrer Eintragung“ und der „noto-
risch bekannten“ Marken. 
Der Gerichtshof stellt ferner klar, dass 
nicht davon ausgegangen werden kann, 
dass der Inhaber einer älteren Marke eine 
langdauernde und redliche Benutzung ei-
ner identischen jüngeren Marke durch ei-
nen Dritten geduldet hat, wenn er keine 
Möglichkeit hatte, sich dieser Benutzung zu 
widersetzen. Daher ist der Zeitraum, wäh-
rend dessen der Inhaber der älteren Marke 
nicht in der Lage gewesen ist, sich der Be-
nutzung der jüngeren Marke zu widerset-
zen, bei der Berechnung des Ablaufs der 
Verwirkungsfrist nicht zu berücksichtigen. 
Sodann stellt der Gerichtshof fest, dass 
eine eingetragene jüngere Marke nur dann 
für ungültig erklärt werden kann, wenn sie 
die Hauptfunktion der älteren Marke, d. h. 
die Gewährleistung der Herkunft der mit 
ihr gekennzeichneten Waren gegenüber 
den Verbrauchern, beeinträchtigt oder be-
einträchtigen kann. 
In dieser Hinsicht hebt der Gerichtshof 
hervor, dass Anheuser-Busch und Budvar 
jeweils ihre Biere im Vereinigten Königreich 
unter dem Zeichen „Budweiser“ oder unter 
einer Marke, die dieses Zeichen beinhaltet, 
vor der Eintragung dieser Marken fast 30 
Jahre lang benutzt haben und dass es bei-
den Unternehmen gestattet wurde, ihre 
Marken Budweiser gemeinsam und gleich-
zeitig in diesem Land eintragen zu lassen. 
Der Gerichtshof weist ferner darauf hin, 
dass Anheuser-Busch den Begriff „Budwei-
ser“ zwar vor Budvar im Vereinigten König-
reich als Marke angemeldet hat, beide Un-
ternehmen jedoch ihre Marken Budweiser 
von Anfang an gutgläubig benutzt haben. 
Außerdem stellt der Gerichtshof fest, dass 
dem vorlegenden Gericht zufolge die Ver-
braucher im Vereinigten Königreich, auch 
wenn die Bezeichnungen identisch sind, 
den Unterschied zwischen den Bieren von 
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Budvar und denen von Anheuser-Busch 
deutlich wahrnehmen, weil sich diese Biere 
seit jeher im Geschmack, im Preis und in 
der Aufmachung unterscheiden. Zudem 
ergibt sich aus der Koexistenz der beiden 
Marken auf dem Markt im Vereinigten Kö-
nigreich, dass die Biere von Anheuser-
Busch und von Budvar, auch wenn die 
Marken identisch sind, deutlich als von 
verschiedenen Unternehmen hergestellt 
wahrgenommen werden können. 
Somit stellt der Gerichtshof fest, dass die 
seit langem bestehende gleichzeitige redli-
che Benutzung der beiden betroffenen 
identischen Marken die Hauptfunktion der 
älteren Marke von Anheuser-Busch nicht 
beeinträchtigt oder beeinträchtigen kann. 
Folglich ist die im Vereinigten Königreich 
zugunsten von Budvar eingetragene jünge-
re Marke „Budweiser“ nicht für ungültig zu 
erklären. 

Pressemitteilung 98/11 
 
Der Gerichtshof präzisiert den Umfang 
des Markenschutzes in der Europäi-
schen Union 
EuGH, Urt. v. 22. 9. 2011 – C-323/09 – 
Interflora Inc. u. a. ./. Marks & Spencer plc 
u.a. 
 
Im vorliegenden Fall hat das nationale Ge-
richt u. a. zu prüfen, ob Marks & Spencer 
durch Benutzung von der Marke ihres Mit-
bewerbers Interflora entsprechenden 
Schlüsselwörtern im Rahmen des Google-
Referenzierungsdienstes eine der „Funktio-
nen“ dieser Marke beeinträchtigt oder die-
se in unlauterer Weise ausgenutzt (Tritt-
brettfahren) hat 
 
Das amerikanische Unternehmen Interflora 
Inc. betreibt ein weltweites Blumenliefer-
netz. Interflora British Unit ist Lizenzneh-
merin von Interflora Inc. Das Netz von 
Interflora besteht aus Floristen, bei denen 
persönlich, telefonisch oder über das In-
ternet Bestellungen aufgegeben werden 
können, die dann von dem Mitglied des 
Netzes, das dem Lieferort der Blumen am 
nächsten ist, ausgeführt werden. 
INTERFLORA ist eine nationale Marke im 
Vereinigten Königreich und auch eine Ge-
meinschaftsmarke. Diese Marken haben im 
Vereinigten Königreich und in anderen Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union einen 
hohen Bekanntheitsgrad. 
Marks & Spencer (M & S), eine Gesellschaft 
englischen Rechts, gehört zu den wichtigs-

ten Einzelhandelsunternehmen im Verei-
nigten Königreich. Ihre Tätigkeiten umfas-
sen auch den Verkauf und die Lieferung 
von Blumen. Diese Geschäftstätigkeit er-
folgt somit im Wettbewerb mit derjenigen 
von Interflora. 
Im Zusammenhang mit dem „AdWords“-
Referenzierungsdienst von Google wählte 
M & S das Wort „Interflora“ und Varianten 
dieses Wortes wie „Interflora Flowers“, 
„Interflora Delivery“, „Interflora.com“ und 
„Interflora co uk“ als Schlüsselwörter. 
Folglich erschien, wenn Internetnutzer das 
Wort „Interflora“ oder eine jener Varianten 
als Suchbegriff in die Suchmaschine 
Google eingaben, eine Anzeige von M & S. 
Der High Court of Justice (England & Wa-
les), Chancery Division (Vereinigtes König-
reich), bei dem Interflora gegen M & S we-
gen Verletzung ihrer Markenrechte Klage 
erhob, legt dem Gerichtshof Fragen zu 
mehreren Aspekten der Benutzung von mit 
einer Marke identischen Schlüsselwörtern 
ohne Zustimmung des Markeninhabers im 
Rahmen eines Internetreferenzierungs-
dienstes vor1. 
Der Gerichtshof weist zunächst darauf hin, 
dass in dem Fall, in dem ein Dritter ein mit 
der Marke identisches Zeichen für Waren 
oder Dienstleistungen benutzt, die mit 
denjenigen identisch sind, für die die Mar-
ke eingetragen ist, der Markeninhaber eine 
solche Benutzung nur verbieten darf, wenn 
sie eine der „Funktionen“ der Marke beein-
trächtigen kann. Ihre Hauptfunktion ist die 
Gewährleistung der Herkunft der von der 
Marke erfassten Ware oder Dienstleistung 
gegenüber den Verbrauchern (her-
kunftshinweisende Funktion); die anderen 
Funktionen sind insbesondere die Werbe- 
und die Investitionsfunktion. Der Gerichts-
hof hebt hierzu hervor, dass die her-
kunftshinweisende Funktion der Marke 

                                           
1 Erste Richtlinie 89/104/EWG des Rates vom 
21. Dezember 1988 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Marken (ABl. 1989, L 40, S. 1), aufgehoben 
durch die Richtlinie 2008/95/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 22. Okto-
ber 2008 zur Angleichung der Rechtsvorschrif-
ten der Mitgliedstaaten über die Marken (ABl. L 
299, S. 25). 
Verordnung (EG) Nr. 40/94 des Rates vom 20. 
Dezember 1993 über die Gemeinschaftsmarke 
(ABl. 1994, L 11, S. 1), aufgehoben durch die 
Verordnung (EG) Nr. 207/2009 des Rates vom 
26. Februar 2009 über die Gemeinschaftsmarke 
(ABl. L 78, S. 1). 
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nicht deren einzige Funktion ist, die ge-
genüber Beeinträchtigungen durch Dritte 
schutzwürdig ist. Eine Marke stellt nämlich 
häufig – neben einem Hinweis auf die Her-
kunft der Waren oder Dienstleistungen – 
ein Instrument der Geschäftsstrategie dar, 
das u. a. zu Werbezwecken oder zum Er-
werb eines Rufs eingesetzt wird, um den 
Verbraucher zu binden. 
Unter Bezugnahme auf sein Urteil Google2 
stellt der Gerichtshof fest, dass die her-
kunftshinweisende Funktion einer Marke 
beeinträchtigt ist, wenn aus der anhand 
eines der Marke entsprechenden Schlüs-
selworts erscheinenden Anzeige für einen 
normal informierten und angemessen auf-
merksamen Internetnutzer nicht oder nur 
schwer zu erkennen ist, ob die in der An-
zeige beworbenen Waren oder Dienstleis-
tungen von dem Inhaber der Marke oder 
einem mit ihm wirtschaftlich verbundenen 
Unternehmen oder vielmehr von einem 
Dritten stammen. Dagegen beeinträchtigt 
die Benutzung eines mit einer fremden 
Marke identischen Zeichens im Rahmen 
eines Internetreferenzierungsdienstes wie 
„AdWords“ nicht die Werbefunktion der 
Marke. 
Weiter prüft der Gerichtshof zum ersten 
Mal den Schutz der Investitionsfunktion 
der Marke. Diese Funktion der Marke ist 
beeinträchtigt, wenn ein Mitbewerber ein 
mit der Marke identisches Zeichen für 
identische Waren oder Dienstleistungen 
benutzt und diese Benutzung es dem Mar-
keninhaber wesentlich erschwert, seine 
Marke zum Erwerb oder zur Wahrung eines 
Rufs einzusetzen, der geeignet ist, Ver-
braucher anzuziehen und zu binden. In 
einer Situation, in der die Marke bereits 
einen Ruf genießt, wird die Investitions-
funktion beeinträchtigt, wenn eine solche 
Benutzung Auswirkungen auf diesen Ruf 
hat und damit dessen Wahrung gefährdet. 
Dagegen darf der Markeninhaber einen 
Mitbewerber nicht an einer solchen Benut-
zung hindern können, wenn diese lediglich 
zur Folge hat, dass der Markeninhaber sei-
ne Anstrengungen zum Erwerb oder zur 
Wahrung eines Rufs, der geeignet ist, Ver-
braucher anzuziehen und zu binden, an-
passen muss. Ebenso wenig kann der Mar-
keninhaber mit Erfolg den Umstand anfüh-

                                           
2 Urteil vom 23. März 2010, Google France und 
Google Inc. u. a./Louis Vuitton Malletier u. a. 
(C-236/08 bis C-238/08), vgl. Pressemitteilung 
Nr. 32/10. 

ren, dass diese Benutzung einige Verbrau-
cher veranlassen werde, sich von Waren 
oder Dienstleistungen der genannten Mar-
ke abzuwenden. 
Im vorliegenden Fall ist es Sache des nati-
onalen Gerichts, zu prüfen, ob die Benut-
zung des mit der Marke INTERFLORA iden-
tischen Zeichens durch M & S die Möglich-
keit von Interflora gefährdet, einen Ruf zu 
wahren, der geeignet ist, Verbraucher an-
zuziehen und zu binden. 
Zu den zusätzlichen Fragen betreffend den 
verstärkten Schutz bekannter Marken und 
insbesondere zur Tragweite der Begriffe 
„Verwässerung“ (Beeinträchtigung der Un-
terscheidungskraft der bekannten Marke) 
und „Trittbrettfahren“ (Unlautere Ausnut-
zung der Unterscheidungskraft oder der 
Wertschätzung der Marke) stellt der Ge-
richtshof u. a. fest, dass es als Trittbrett-
fahren zu beurteilen sein kann, wenn ohne 
„rechtfertigenden Grund“ im Rahmen eines 
Referenzierungsdienstes Zeichen ausge-
wählt werden, die mit einer fremden be-
kannten Marke identisch oder ihr ähnlich 
sind. Dies kann insbesondere für Fälle an-
zunehmen sein, in denen Werbende im 
Internet mittels Auswahl von Schlüsselwör-
tern, die bekannten Marken entsprechen, 
Waren zum Verkauf anbieten, die Nachah-
mungen von Waren des Inhabers dieser 
Marken sind. 
Wenn dagegen im Internet anhand eines 
Schlüsselworts, das einer bekannten Marke 
entspricht, eine Werbung gezeigt wird, mit 
der – ohne eine bloße Nachahmung von 
Waren oder Dienstleistungen des Inhabers 
dieser Marke anzubieten, ohne diese zu 
verwässern oder ihre Wertschätzung zu 
beeinträchtigen (Verunglimpfung) und oh-
ne im Übrigen die Funktionen dieser Marke 
zu beeinträchtigen – eine Alternative zu 
den Waren oder Dienstleistungen des In-
habers der bekannten Marke vorgeschla-
gen wird, fällt eine solche Benutzung 
grundsätzlich unter einen gesunden und 
lauteren Wettbewerb im Bereich der fragli-
chen Waren oder Dienstleistungen. 

Pressemitteilung 97/11 
 
Das sowjetische Staatswappen kann 
nicht als Gemeinschaftsmarke einge-
tragen werden 
EuG, Urt. v. 20. 9. 2011 – T-232/10 – 
Couture Tech ./. HABM 
 
Es ist von der Eintragung als Gemein-
schaftsmarke auch dann auszuschließen, 
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wenn es nur in einem einzigen Mitglied-
staat gegen die öffentliche Ordnung oder 
gegen die guten Sitten verstößt 
 
Die Gemeinschaftsmarkenverordnung1 be-
stimmt, dass die Eintragung einer Marke 
bei Vorliegen bestimmter, in dieser Ver-
ordnung ausdrücklich vorgesehener Eintra-
gungshindernisse abzulehnen ist. Dies be-
trifft u. a. den Fall, dass die Marke gegen 
die öffentliche Ordnung oder gegen die 
guten Sitten verstößt, und zwar selbst 
dann, wenn diese Eintragungshindernisse 
nur in einem Teil der Union bestehen. 
Im Jahr 2006 meldete die Couture Tech 
Ltd, eine Gesellschaft, die mit den interna-
tionalen Tätigkeiten eines russischen Mo-
deschöpfers verbunden ist, beim Gemein-
schaftsmarkenamt (HABM) das nachfol-
gend wiedergegebene Bildzeichen als Ge-
meinschaftsmarke an: 

 
Das HABM wies diese Anmeldung zurück, 
weil die Marke aus einer exakten Darstel-
lung des Wappens der ehemaligen Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
(UdSSR) bestehe. Gestützt auf Rechtsvor-
schriften und die Verwaltungspraxis in be-
stimmten Mitgliedstaaten – nämlich Un-
garn, Lettland und die Tschechische Re-
publik –, befand das HABM, dass die dar-
gestellten Symbole von einem wesentli-
chen Teil der betroffenen Verkehrskreise in 
dem Teil der Europäischen Union, der sow-
jetischer Herrschaft unterstanden habe, als 
gegen die öffentliche Ordnung und die gu-
ten Sitten verstoßend angesehen würden. 
Die Couture Tech Ltd erhob beim Gericht 
eine Klage auf Aufhebung dieser Entschei-
dung. 
In seinem Urteil vom heutigen Tage stellt 
das Gericht zunächst klar, dass eine Marke 
                                           
1 Verordnung (EG) Nr. 40/94 des Rates vom 20. 
Dezember 1993 über die Gemeinschaftsmarke 
(ABl. 1994, L 11, S. 1). 

von der Eintragung auszuschließen ist, 
wenn sie in einem Teil der Union gegen die 
öffentliche Ordnung oder gegen die guten 
Sitten verstößt, wobei dieser Teil gegebe-
nenfalls ein einziger Mitgliedstaat sein 
kann. 
Sodann stellt das Gericht fest, dass bei der 
Auslegung der Begriffe „öffentliche Ord-
nung“ und „gute Sitten“ nicht nur die allen 
Mitgliedstaaten gemeinsamen Umstände, 
sondern auch die besonderen Umstände in 
den einzelnen Mitgliedstaaten zu berück-
sichtigen sind, die einen Einfluss auf die 
Wahrnehmung der maßgeblichen Ver-
kehrskreise im Gebiet dieser Staaten ha-
ben können. Da die Gemeinschaftsrege-
lung für Marken ein autonomes System ist, 
dessen Anwendung von jedem nationalen 
System unabhängig ist, werden die 
Rechtsvorschriften und die Verwaltungs-
praxis bestimmter Mitgliedstaaten im vor-
liegenden Fall nicht wegen ihrer normati-
ven Geltung, sondern als tatsächliche An-
haltspunkte berücksichtigt, die es erlau-
ben, die Wahrnehmung von mit der ehe-
maligen UdSSR verbundenen Symbolen 
durch die maßgeblichen Verkehrskreise in 
den betreffenden Mitgliedstaaten zu beur-
teilen. 
Schließlich befindet das Gericht, dass die 
Beschwerdekammer mit der auf die Prü-
fung von Gesichtspunkten der Situation in 
Ungarn gestützten Feststellung, dass die 
angemeldete Marke nach der Wahrneh-
mung der maßgeblichen Verkehrskreise 
gegen die öffentliche Ordnung oder gegen 
die guten Sitten verstoße, keinen Beurtei-
lungsfehler begangen hat. Nach den unga-
rischen Rechtsvorschriften gelten nämlich 
Hammer und Sichel und der fünfzackige 
rote Stern als „Symbole des Despotismus“, 
deren Benutzung gegen die öffentliche 
Ordnung verstößt. 
Das Gericht gelangt so zu dem Ergebnis, 
dass es, da eine Marke bereits dann von 
der Eintragung auszuschließen ist, wenn 
sie auch nur in einem Teil der Union – und 
gegebenenfalls nur in einem einzigen Mit-
gliedstaat – gegen die öffentliche Ordnung 
oder gegen die guten Sitten verstößt, nicht 
erforderlich ist, weitere Gesichtspunkte zu 
prüfen, die sich auf die Verkehrsanschau-
ung in Lettland und der Tschechischen Re-
publik beziehen. 
Demgemäß hat das Gericht die Klage der 
Couture Tech Ltd abgewiesen. 

Pressemitteilung 95/11 
 



GB 4/2011 305 

 

Eine Marke, die die geografische An-
gabe „Cognac“ enthält, kann nicht für 
eine Spirituose eingetragen werden, 
die nicht unter diese Angabe fällt 
EuGH, Urt. v. 14. 7. 2011 – C-4/10 u. C-
27/10 – Bureau national interprofessionnel 
du Cognac ./. Gust. Ranin Oy 
 
Die gewerbliche Verwendung einer solchen 
Marke würde die geschützte Angabe beein-
trächtigen 
 
Nach der Verordnung zum Schutz geografi-
scher Angaben für Spirituosen1 können der 
Name eines Landes, einer Region oder ei-
nes Orts, aus dem eine Spirituose stammt, 
als geografische Angabe eingetragen wer-
den, wenn die Qualität, der Ruf oder ande-
re Merkmale der Spirituose im Wesentli-
chen ihrem geografischen Ursprung zuge-
ordnet werden können. Eine solche Eintra-
gung erfolgt auf Antrag des Herkunfts-
staats der Spirituose. Dem Antrag ist eine 
technische Unterlage beizufügen, in der die 
Spezifikationen angegeben sind, denen die 
Spirituose entsprechen muss, um mit der 
geschützten geografischen Angabe be-
zeichnet werden zu können. 
Zudem verbietet die Verordnung die Ein-
tragung von Marken, die eine geschützte 
geografische Angabe beeinträchtigen kön-
nen, und bestimmt, dass eine derartige 
Marke, die bereits eingetragen ist, grund-
sätzlich gelöscht werden muss. 
In der Verordnung wird der Begriff „Cog-
nac“ als geografische Angabe angeführt, 
mit der Branntweine aus Frankreich be-
zeichnet werden. 
Die Gust. Ranin Oy, eine finnische Gesell-
schaft, meldete in Finnland zwei Bildmar-
ken für Spirituosen an, die die Gestalt ei-
nes Flaschenetiketts aufwiesen und Be-
schreibungen der Spirituosen enthielten, in 
denen die Bezeichnung „Cognac“ und de-
ren finnische Übersetzung „konjakki“ ent-
halten waren. Die finnischen Behörden be-
willigten die Eintragung, das Bureau natio-
nal interprofessionnel du Cognac, eine 
französische Körperschaft, die die Erzeuger 
von Cognac vertritt, focht die Rechtmäßig-
                                           
1 Verordnung (EG) Nr. 110/2008 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 15. Janu-
ar 2008 zur Begriffsbestimmung, Bezeichnung, 
Aufmachung und Etikettierung von Spirituosen 
sowie zum Schutz geografischer Angaben für 
Spirituosen und zur Aufhebung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1576/89 des Rates (ABl. L 39, S. 16, 
und Berichtigung ABl. 2009, L 228, S. 47). 

keit dieser Eintragung jedoch vor den finni-
schen Gerichten an. 
Das Korkein hallinto-oikeus (Oberstes Ver-
waltungsgericht, Finnland) hat den Ge-
richtshof gefragt, ob die Verordnung die 
Eintragung nationaler Marken, die den Be-
griff „Cognac“ enthalten, für Erzeugnisse 
erlaubt, die die Anforderungen für eine 
Verwendung der geografischen Angabe 
„Cognac“ im Hinblick auf das Herstellungs-
verfahren und den Alkoholgehalt nicht er-
füllen. 
In seinem Urteil vom heutigen Tag stellt 
der Gerichtshof zunächst fest, dass die 
Verordnung auf den vorliegenden Fall an-
wendbar ist, auch wenn die angefochtenen 
Marken am 31. Januar 2003 – d. h. vor 
dem Inkrafttreten der Verordnung – einge-
tragen wurden. In diesem Zusammenhang 
weist er darauf hin, dass die rückwirkende 
Anwendung der Verordnung weder den 
Grundsatz der Rechtssicherheit noch den 
des Vertrauensschutzes beeinträchtigt. Die 
Verpflichtung der Mitgliedstaaten, zu ver-
hindern, dass geografische Angaben, mit 
denen Spirituosen gekennzeichnet werden, 
für alkoholische Getränke verwendet wer-
den, die ihren Ursprung nicht an dem mit 
der betreffenden geografischen Angabe 
bezeichneten Ort haben, besteht im Uni-
onsrecht nämlich bereits seit dem 1. Janu-
ar 1996. 
Sodann weist der Gerichtshof darauf hin, 
dass den beiden am 31. Januar 2003 ein-
getragenen finnischen Marken die in der 
Verordnung vorgesehene Ausnahme, wo-
nach eine vor dem Zeitpunkt des Schutzes 
der geografischen Angabe im Ursprungs-
land (oder vor dem 1. Januar 1996) erwor-
bene Marke verwendet werden darf, selbst 
wenn diese Verwendung die betroffene 
geografische Angabe beeinträchtigt, nicht 
zugute kommen kann. Insoweit ist der Be-
griff „Cognac“ unabhängig vom Schutz, 
den er nach französischem Recht genießt, 
seit dem 15. Juni 1989 nach dem Unions-
recht als geografische Angabe geschützt. 
Die Verwendung einer Marke, die den Be-
griff „Cognac“ enthält, für Erzeugnisse, die 
nicht unter diese Bezeichnung fallen, ist als 
direkte gewerbliche Verwendung der ge-
schützten Angabe anzusehen. Eine solche 
Verwendung ist nach der Verordnung je-
doch verboten, soweit sie vergleichbare 
Erzeugnisse betrifft. Dies kann nach An-
sicht des Gerichtshofs bei Spirituosen der 
Fall sein. 
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Zudem hat der Umstand, dass die beiden 
finnischen Marken einen Teil der Bezeich-
nung „Cognac“ einschließen, nach Auffas-
sung der Gerichtshofs zur Folge, dass der 
Verbraucher beim Lesen der Markennamen 
auf den Flaschen der Spirituosen, die nicht 
unter die geschützte Angabe fallen, veran-
lasst wird, gedanklich einen Bezug zu der 
Ware herzustellen, die diese Angabe trägt. 
Eine derartige Anspielung ist nach der Ver-
ordnung ebenfalls verboten. 
Daher müssen die finnischen Behörden die 
Eintragung der angefochtenen Marken lö-
schen. 

Pressemitteilung 74/11 
 
II. BGH 
zusammengestellt von Stephan Kunze 
 
BGH: Kartellteilnehmer haften auch 
mittelbar Geschädigten auf Schadens-
ersatz 
Urt. v. 28. 6. 2011 – KZR 75/10 
 
Schadensersatz wegen Kartellrechtsverstö-
ßen können nicht nur unmittelbare Kunden 
der Kartellteilnehmer verlangen, sondern 
auch ihnen in der Absatzkette folgende 
Abnehmer. Der Kartellant kann aber gegen 
den Anspruch einwenden, der Anspruch-
steller habe die kartellbedingte Preiserhö-
hung an seine eigenen Kunden weiterge-
geben. Das hat der Kartellsenat des Bun-
desgerichtshofs gestern entschieden. 
In dem der Entscheidung zugrunde liegen-
den Fall hat die Klägerin die Beklagte aus 
abgetretenem Recht eines Druckereiunter-
nehmens auf Schadensersatz wegen Kar-
tellabsprachen in Anspruch genommen. Die 
Beklagte war von Januar 1992 bis Septem-
ber 1995 an einem Preiskartell der Herstel-
ler von Selbstdurchschreibepapier (SD-
Papier) beteiligt. Das steht aufgrund einer 
von ihr erfolglos angegriffenen Entschei-
dung der EU-Kommission (vgl. EuG, Urt. v. 
26.4.2007 – T 109/02; EuGH, Urt. v. 
3.9.2009 – C-322/07 P), die der Beklagten 
deshalb eine Geldbuße in Höhe von ca. 33 
Mio. € auferlegt hat, fest. Das Druckerei-
unternehmen hat in diesem Zeitraum zu 
kartellbedingt überhöhten Preisen SD-
Papier von Großhändlern bezogen, die ih-
rerseits von am Kartell beteiligten Herstel-
lern beliefert wurden. Das Berufungsge-
richt hat der Klage teilweise stattgeben. 
Der Bundesgerichtshof hat das angefoch-
tene Urteil aufgehoben und die Sache an 

das Oberlandesgericht zurückverwiesen, da 
noch weitere Feststellungen getroffen wer-
den müssen. 
Mit seiner Entscheidung, dass auch in der 
Absatzkette folgenden indirekten Abneh-
mern ein Schadensersatzanspruch wegen 
kartellbedingter Preiserhöhungen zustehen 
kann, trägt der Bundesgerichtshof dem 
Umstand Rechnung, dass die nachteiligen 
Folgen eines Preiskartells sich nicht not-
wendigerweise bei den unmittelbaren Ab-
nehmern der Kartellanten realisieren, son-
dern – weil diese die Preiserhöhungen wei-
tergeben können – oft auf nachfolgende 
Marktstufen verlagert werden. Nach dem 
Sinn und Zweck des Kartell- und Scha-
densersatzrechts ist es aber geboten, dass 
auch diejenigen Marktteilnehmer ihren 
Schaden ersetzt erhalten, auf deren Kosten 
ein kartellrechtlich verbotenes Verhalten 
letztlich praktiziert wird. Dies ist auch die 
Auffassung des Gerichtshofs der europäi-
schen Union, der bereits ausgesprochen 
hat, dass jedermann berechtigt ist, Ersatz 
des ihm entstandenen Schadens zu verlan-
gen, der ursächlich auf ein nach Unions-
recht verbotenes Kartell zurückzuführen 
ist. 
Wie der Bundesgerichtshof weiter ent-
schieden hat, ist der Kartellteilnehmer aber 
grundsätzlich berechtigt, dem Schadenser-
satz verlangenden Abnehmer entgegenzu-
halten, dass dieser die von ihm gezahlten 
kartellbedingt überhöhten Preise an seine 
eigenen Kunden weitergegeben und des-
wegen letztlich keinen Schaden mehr hat 
(„passing-on defence“). Durch diese Vor-
teilsausgleichung wird eine unverhältnis-
mäßige mehrfache Inanspruchnahme des 
Kartellanten für einen nur einmal entstan-
denen Schaden ebenso vermieden wie eine 
ungerechtfertigte Bereicherung direkter 
Abnehmer, soweit sie tatsächlich wirt-
schaftlich keinen Schaden erlitten haben. 
Beteiligte des Kartells haften auch für den 
Schaden, der Abnehmern dadurch ent-
steht, dass sie über den Großhandel von 
anderen Kartellteilnehmern bezogen ha-
ben. 
Grundlage des Schadensersatzanspruchs 
im Streitfall ist § 823 Abs. 2 BGB i. V. mit 
Art. 81 EG (heute Art. 101 AEUV). Auf § 33 
GWB konnte die Klage nicht gestützt wer-
den, da diese Norm im Zeitraum der maß-
geblichen Warenlieferungen noch nicht 
galt. Der Bundesgerichtshof hat jedoch 
klargestellt, dass sich nach geltendem 
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Recht keine grundsätzlich abweichende 
Beurteilung ergibt. 

Pressemitteilung 118/11  
 
BGH legt dem Europäischen Gerichtshof 
Fragen zur Vergütungspflicht von Druckern 
und PCs vor 
Beschl. v. 21. 7. 2011 - I ZR 162/10 - Dru-
cker und Plotter II 
 
Der u.a. für das Urheberrecht zuständige I. 
Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat dem 
Gerichtshof der Europäischen Union heute 
Fragen zur urheberrechtlichen Vergütungs-
pflicht von Druckern und PCs zur Vor-
abentscheidung vorgelegt. 
Der Urheber eines Werkes hatte nach dem 
bis Ende 2007 geltenden und in den zu 
entscheidenden Fällen noch anzuwenden-
den Recht einen Vergütungsanspruch ge-
gen den Hersteller, den Importeur und den 
Händler von Geräten, wenn diese Geräte 
dazu bestimmt sind, ein derartiges Werk 
„durch Ablichtung eines Werkstücks oder in 
einem Verfahren vergleichbarer Wirkung“ 
zu vervielfältigen (§ 54a Abs. 1 Satz 1 
UrhG aF). Dieser Vergütungsanspruch soll 
dem Urheber einen Ausgleich dafür ver-
schaffen, dass Vervielfältigungen seines 
Werkes zum eigenen Gebrauch unter be-
stimmten Voraussetzungen auch ohne sei-
ne Zustimmung zulässig sind. 
Die Klägerin ist die VG Wort. Sie nimmt die 
urheberrechtlichen Befugnisse von Wortau-
toren und Verlegern wahr. Die Beklagten 
vertreiben in Deutschland Drucker und 
PCs, die sie selbst herstellen oder importie-
ren. Die Klägerin nimmt die unterschiedli-
chen Beklagten in vier verschiedenen Ver-
fahren auf Zahlung einer Vergütung für 
diese Geräte in Anspruch. Das OLG Stutt-
gart und das OLG München haben den dort 
erhobenen Klagen weitgehend stattgege-
ben. Der BGH hat diese Urteile aufgehoben 
und die Klage abgewiesen. Das OLG Düs-
seldorf hat in zwei weiteren Verfahren die 
dort erhobenen Klagen abgewiesen. Der 
BGH hat die Revision gegen diese Urteile 
zurückgewiesen. Das Bundesverfassungs-
gericht hat sämtliche Entscheidungen des 
Bundesgerichtshofs aufgehoben und die 
Sachen an den BGH zurückverwiesen. Der 
Bundesgerichtshof hat die Verfahren nun-
mehr ausgesetzt und dem Gerichtshof der 
Europäischen Union einige Fragen zur Aus-
legung der Richtlinie 2001/29/EG zur Har-
monisierung bestimmter Aspekte des Ur-
heberrechts und der verwandten Schutz-

rechte in der Informationsgesellschaft zur 
Vorabentscheidung vorgelegt. 
Nach Ansicht des BGH stellt sich zunächst 
im Blick darauf, dass nach § 54a Abs. 1 
Satz 1 UrhG aF eine Vergütungspflicht nur 
für Geräte besteht, die dazu bestimmt 
sind, ein Werk „durch Ablichtung eines 
Werkstücks oder in einem Verfahren ver-
gleichbarer Wirkung“ zu vervielfältigen, die 
Frage, ob es sich bei Vervielfältigungen 
mittels Druckern und PCs um derartige 
Vervielfältigungen „mittels beliebiger foto-
mechanischer Verfahren oder anderer Ver-
fahren mit ähnlicher Wirkung“ im Sinne 
von Art. 5 Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie 
handelt. Bei der Beantwortung dieser Fra-
ge dürfte es - so der BGH - darauf an-
kommen, innerhalb welcher Geräteketten 
Drucker und PCs zur Vornahme von Ver-
vielfältigungen verwendet werden. Mit ei-
ner aus Scanner, PC und Drucker beste-
henden Gerätekette können Vervielfälti-
gungen wie mit einem herkömmlichen Fo-
tokopiergerät hergestellt werden. Bei einer 
nur aus PC und Drucker bestehenden 
Funktionseinheit ist dies nicht der Fall, weil 
damit nur digitale Vorlagen vervielfältigt 
werden können. 
Für den Fall, dass diese Frage zu bejahen 
ist, hat der BGH dem EuGH die Frage vor-
gelegt, ob die Anforderungen der Richtlinie 
an einen gerechten Ausgleich für Ausnah-
men oder Beschränkungen in Bezug auf 
das Vervielfältigungsrecht (Art. 5 Abs. 2 
und 3 der Richtlinie) unter Berücksichti-
gung des Grundrechts auf Gleichbehand-
lung (Art. 20 der EU-Grundrechtecharta) 
auch dann erfüllt sein können, wenn nicht 
die Hersteller, Importeure und Händler der 
Drucker oder der PCs, sondern die Herstel-
ler, Importeure und Händler eines anderen 
Geräts oder mehrerer anderer Geräte einer 
zur Vornahme entsprechender Vervielfälti-
gungen geeigneten Gerätekette den ge-
rechten Ausgleich der Rechtsinhaber zu 
finanzieren haben. Der BGH hat bislang die 
Auffassung vertreten, es sei grundsätzlich 
nur dasjenige Gerät einer solchen Funkti-
onseinheit nach § 54a Abs. 1 UrhG vergü-
tungspflichtig, das am deutlichsten dazu 
bestimmt ist, zusammen mit den anderen 
Geräten wie ein Vervielfältigungsgerät ein-
gesetzt zu werden; in der aus Scanner, PC 
und Drucker bestehenden Funktionseinheit 
sei dies der Scanner. 
Soweit Drucker und PCs dem Grunde nach 
zu den vergütungspflichtigen Vervielfälti-
gungsgeräten gehören sollten, stellen sich 
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nach Auffassung des BGH im Zusammen-
hang mit der Bemessung der Höhe der 
Vergütung weitere Fragen zur Auslegung 
der Richtlinie. Insbesondere stellt sich die 
Frage - so der BGH - ob die Mitgliedstaaten 
auch dann für Einschränkungen des Ver-
vielfältigungsrechts einen im Sinne der 
Richtlinie gerechten Ausgleich zugunsten 
der Rechtsinhaber vorsehen müssen oder 
dürfen, wenn die Rechtsinhaber einer Ver-
vielfältigung ihrer Werke ausdrücklich oder 
konkludent zugestimmt haben. 
Nach der seit dem 1. Januar 2008 gelten-
den Regelung, die in den in Rede stehen-
den Fällen noch nicht anzuwenden ist, be-
steht ein Vergütungsanspruch hinsichtlich 
sämtlicher Gerätetypen, die zur Vornahme 
von bestimmten Vervielfältigungen zum 
eigenen Gebrauch benutzt werden (§ 54 
Abs. 1 UrhG). Der Vergütungsanspruch 
hängt danach nicht mehr davon ab, dass 
die Geräte dazu bestimmt sind, ein Werk 
„durch Ablichtung eines Werkstücks oder in 
einem Verfahren vergleichbarer Wirkung“ 
zu vervielfältigen. 

Pressemitteilung 134/11 
 
BGH: zum Schutz der Bezeichnung 
„Bayerisches Bier“  
Urt. v. 22. 9. 2011 - I ZR 69/04 - Bayeri-
sches Bier II 
 
Der Streit zwischen der bayerischen Brau-
wirtschaft und der niederländischen Braue-
rei BAVARIA über die Marke „BAVARIA 
HOLLAND BEER“ ist noch nicht endgültig 
entschieden. Der I. Zivilsenat des Bundes-
gerichtshofs hat gestern das zugunsten des 
Bayerischen Brauerbundes ergangene Ur-
teil aufgehoben und die Sache an das  
Oberlandesgericht zurückverwiesen. 
Der Kläger, der Bayerische Brauerbund 
e.V., ist der Dachverband der bayerischen 
Brauwirtschaft. Auf seinen Antrag ist die 
Bezeichnung „Bayerisches Bier“ am 20. 
Januar 1994 von der Bundesregierung zur 
Eintragung in das von der Europäischen 
Kommission geführte Verzeichnis der ge-
schützten Ursprungsbezeichnungen und 
geographischen Angaben angemeldet wor-
den. Mit der Verordnung (EG) Nr. 1347/01 
des Rates vom 28. Juni 2001 ist die Ein-
tragung der geographischen Angabe er-
folgt. Die beklagte niederländische Braue-
rei ist Inhaberin der international re-
gistrierten Marke Nr. 645 349 mit den 
Wortbestandteilen „BAVARIA HOLLAND 
BEER“. Diese Marke genießt in Deutschland 

mit dem Zeitrang vom 28. April 1995 unter 
anderem für die Ware „Bier“ Schutz. Der 
Bayerische Brauerbund sieht darin, dass 
die Beklagte den Schutz dieser internatio-
nalen Marke auf Deutschland hat erstre-
cken lassen, eine Verletzung der geschütz-
ten geographischen Angabe „Bayerisches 
Bier“. Er verlangt von der Beklagten, dass 
sie auf den Schutz ihrer Marke in Deutsch-
land verzichtet. 
Die Klage hatte beim Landgericht München 
I und beim Oberlandesgericht München 
Erfolg. Mit der Revision erstrebt die Be-
klagte die Abweisung der Klage. Nach einer 
ersten Verhandlung Ende 2007 hat der 
BGH dem Gerichtshof der Europäischen 
Union (EuGH) mehrere Fragen zur Ausle-
gung des Unionsrechts vorgelegt (Beschl. 
v. 14. Februar 2008 I ZR 69/04, GRUR 
2008, 669 - Bayerisches Bier I; vgl. Pres-
semitteilung des BGH Nr. 30/2008). 
Die geographische Angabe „Bayerisches 
Bier“ war nach einem in der einschlägigen 
EU-Verordnung vorgesehenen vereinfach-
ten Verfahren eingetragen worden, wobei 
ungeklärt war, mit welchem Zeitrang eine 
auf diese Weise eingetragene Angabe 
Schutz genießt. Nachdem der EuGH diese 
Frage mit Urt. v. 22. Dezember 2010 (C-
120/08, GRUR 2011, 189) in der Weise 
beantwortet hat, dass es nicht auf die - im 
Jahre 1994 erfolgte - Anmeldung durch die 
Bundesregierung, sondern auf die - hier 
erst 2001 erfolgte - Veröffentlichung der 
Eintragung im europäischen Recht an-
kommt, hat der BGH nunmehr das Beru-
fungsurteil aufgehoben und die Sache zur 
neuen Verhandlung und Entscheidung an 
das Berufungsgericht zurückverwiesen. 
Das Berufungsgericht, das für den Schutz 
der geographischen Angabe „Bayerisches 
Bier“ ausschließlich die europäische Ver-
ordnung herangezogen hatte, wird nun-
mehr prüfen müssen, ob der mit der Klage 
geltenden gemachte Anspruch aus den 
Bestimmungen des deutschen Markenge-
setzes zum Schutz geographischer Her-
kunftsangaben (§§ 126, 127 MarkenG) 
hergeleitet werden kann. Dieser Schutz 
nach nationalem Recht tritt zwar grund-
sätzlich hinter den Schutz aus dem europä-
ischen Recht zurück, besteht aber bis zur 
Eintragung der Angabe „Bayerisches Bier“ 
in dem bei der Europäischen Kommission 
geführten Register fort. In Betracht kommt 
vorliegend, dass die Marke der Beklagten 
den Ruf der Bezeichnung „Bayerisches 
Bier“ in unlauterer Weise ausnutzt (§ 127 
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Abs. 3 MarkenG). Ob dies der Fall ist, muss 
nunmehr das OLG München entscheiden. 

Pressemitteilung 144/11 
 
BGH entscheidet im Streit zwischen 
Druckerhersteller und Anbieter von 
Druckerpatronen 
Urt. v. 28. 9. 2011 - I ZR 48/10 – Teddy-
bär 
Dürfen Bildmotive, die der Originalherstel-
ler für die Zuordnung seiner Patronen zu 
seinen Druckern verwendet, auch für 
fremde Druckerpatronen verwendet wer-
den? 
Die Klägerin, die EPSON Deutschland 
GmbH, produziert und vertreibt Drucker 
und hierzu passende Farbpatronen, auf 
denen sie seit Mitte 2002 neben der Arti-
kelnummer und der Bezeichnung der Dru-
cker, für die sie geeignet sind, Bildmotive 
wie Teddybären, Badeentchen oder Son-
nenschirme anbringt, die ebenfalls die Zu-
ordnung der jeweiligen Patrone zum pas-
senden Drucker erlauben. Die Bildmotive 
sind in der Farbe der in der Patrone jeweils 
enthaltenen Tinte gehalten. Bei Patronen 
mit verschiedenen Farben findet sich das 
Bildmotiv für jede Farbe einmal auf der 
Verpackung. 
Die Beklagten gehören zum Pelikan-
Konzern, der ebenfalls u.a. Tintenerzeug-
nisse herstellt. Das Sortiment der Beklag-
ten umfasst auch für Drucker anderer Her-
steller geeignete Patronen, darunter solche 
für EPSON-Drucker. Die Verpackungen 
ihrer Patronen zeigen ähnliche Bildmotive 
wie die Motive, die EPSON verwendet. 
Nach Ansicht der Klägerin ist diese Über-
nahme der Bildmotive insbesondere wegen 
unzulässiger Rufausnutzung unlauter. Das 
Landgericht hat ihrer Klage auf Unterlas-
sung, Auskunft und Feststellung der Scha-
densersatzpflicht stattgegeben. Die Beru-
fung der Beklagten hatte nur in geringem 
Umfang Erfolg. Der Bundesgerichtshof hat 
nunmehr die Urteile der Vorinstanzen auf-
gehoben und die Klage abgewiesen. 
Das Berufungsgericht hatte eine unlautere 
Rufbeeinträchtigung mit der Begründung 
bejaht, die Verwendung der drei Bildmotive 
durch die Beklagte schwäche zwangsläufig 
deren Zuordnung zum Unternehmen der 
Klägerin und sei unlauter, weil sie über das 
Maß hinausgehe, das mit vergleichender 
Werbung notwendigerweise verbunden sei. 
Nach der hier heranzuziehenden Bestim-
mung (§ 6 Abs. 2 Nr. 4 Fall 2 UWG, Art. 5 
Buchst. d der Richtlinie über irreführende 

und vergleichende Werbung) ist jedoch 
eine vergleichende Werbung nur dann un-
zulässig, wenn sie das fremde Zeichen 
herabsetzt oder verunglimpft. Eine Beein-
trächtigung der Unterscheidungskraft, die 
das Berufungsgericht als ausreichend an-
gesehen hat, steht der Beeinträchtigung 
des Rufs nicht gleich. 
In Betracht zu ziehen war daneben eine 
Rufausnutzung, die ebenfalls zur Unzuläs-
sigkeit der vergleichenden Werbung führen 
kann, vom Berufungsgericht aber nicht im 
Einzelnen geprüft worden war. Im Streitfall 
kommt jedoch - so der Bundesgerichtshof - 
ein Verbot wegen Rufausnutzung nicht in 
Betracht. Im Rahmen einer vergleichenden 
Werbung ist eine Rufausnutzung häufig 
unvermeidbar. Ob der Werbende, der im 
Rahmen der vergleichenden Werbung auf 
ein fremdes Produkt Bezug nimmt, auf eine 
schonendere Form der Bezugnahme ver-
wiesen werden kann, ist eine Frage, die 
nur aufgrund einer Abwägung der Interes-
sen des Werbenden, des betroffenen Zei-
cheninhabers und der Verbraucher beant-
wortet werden kann. Da sich aber die Be-
sitzer von EPSON-Druckern auch nach dem 
Vortrag der Klägerin vor allem an den 
Bildmotiven orientieren, muss es den Be-
klagten auch im Interesse der Verbraucher 
erlaubt sein, zur Kennzeichnung der ver-
schiedenen Drucker nicht nur auf die Be-
stellnummern, sondern - in abgewandelter 
Form - auch auf die Bildmotive zu verwei-
sen. 

Pressemitteilung 146/11 
 
BGH: Verbot des Angebots privater 
Sportwetten und anderer Glücksspiele 
im Internet wirksam 
Urt. v. 28. 9. 2011 – I ZR 92/09 – Sport-
wetten im Internet II 
Das Verbot des Veranstaltens und Vermit-
telns öffentlicher Glücksspiele im Internet 
nach § 4 Abs. 4 des Glücksspielstaatsver-
trags vom 1. Januar 2008 (GlüStV) ist 
wirksam. Es verstößt insbesondere nicht 
gegen das Recht der Europäischen Union. 
Das hat der u.a. für das Wettbewerbsrecht 
zuständige I. Zivilsenat des Bundesge-
richtshofs heute entschieden. 
In den fünf Fällen, in denen jetzt Urteile 
verkündet wurden, haben in- und ausländi-
sche Wettunternehmen auch nach dem 1. 
Januar 2008, also nach dem Inkrafttreten 
des Glückspielstaatsvertrags, ihr Wettan-
gebot im Internet unter ihren jeweiligen 
Domainnamen präsentiert und beworben. 
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Deutsche Spieler konnten dieses Angebot 
nutzen. Die Wettunternehmen wurden von 
verschiedenen staatlichen Lottogesellschaf-
ten auf Unterlassung, Auskunft und Fest-
stellung der Schadensersatzpflicht in An-
spruch genommen. Die Klagen waren vor 
den Instanzgerichten überwiegend erfolg-
reich. Nur die Landgerichte Wiesbaden und 
München I sowie das Oberlandesgericht 
München hatten sie abgewiesen. 
Der Bundesgerichtshof, der erstmals über 
die Rechtslage nach Inkrafttreten des 
Glücksspielstaatsvertrags zu entscheiden 
hatte, hat die Klagen der Lottogesellschaf-
ten für begründet erachtet. Soweit den 
Beklagten von Behörden der DDR im Jahr 
1990 vor der Wiedervereinigung Genehmi-
gungen zum Veranstalten oder Vermitteln 
von Glücksspielen erteilt worden sind, folgt 
daraus keine Berechtigung, diese Tätigkeit 
entgegen § 4 Abs. 4 GlüStV nach dem 1. 
Januar 2008 im Internet auszuüben. Nach 
der Rechtsprechung des Gerichtshofs der 
Europäischen Union können sich die Be-
klagten auch nicht auf eine durch einen 
anderen Mitgliedstaat – etwa Gibraltar  
oder Malta - erteilte Erlaubnis berufen, um 
in Deutschland Glücksspiele im Internet 
anzubieten. 
Das Verbot von Glücksspielen im Internet 
gem. § 4 Abs. 4 GlüStV stellt zwar eine 
Beschränkung des freien Dienstleistungs-
verkehrs in der Europäischen Union dar. 
Die mit dem Glücksspielstaatsvertrag ver-
folgten Ziele wie Suchtbekämpfung, Ju-
gendschutz und Betrugsvorbeugung kön-
nen aber Beschränkungen der Spieltätig-
keit rechtfertigen. Wegen der größeren 
Gefahren des Internets, insbesondere Ano-
nymität, fehlende soziale Kontrolle und 
jederzeitige Verfügbarkeit, darf dieser Ver-
triebsweg stärker als herkömmliche Ab-
satzwege eingeschränkt werden. 
Das Verbot des § 4 Abs. 4 GlüStV erfüllt 
auch die vom Gerichtshof der Europäischen 
Union entwickelte Anforderung der Kohä-
renz. Danach müssen Maßnahmen, mit 
denen ein Mitgliedstaat die Spieltätigkeit 
beschränkt, dazu beitragen, die Gelegen-
heiten zum Spiel zu verringern und die 
Tätigkeiten in diesem Bereich in kohären-
ter und systematischer Weise zu begren-
zen. Da es sich bei § 4 Abs. 4 GlüStV um 
eine eigenständige Regelung handelt, 
kommt es insoweit nicht darauf an, ob der 
Glücksspielstaatsvertrag insgesamt das 
Kohärenzkriterium erfüllt. Es ist deshalb 
hier unerheblich, welche Regeln in 

Deutschland für Automatenspiele oder her-
kömmliche Spielbanken gelten, die eine 
persönliche Anwesenheit der Spieler vo-
raussetzen. Das Angebot von Pferdewetten 
im Internet ist verboten. Allerdings wird es 
bislang von den Bundesländern geduldet. 
Das führt aber im Hinblick auf die ver-
gleichsweise geringe Bedeutung der Pfer-
dewetten nicht zur Ungeeignetheit des In-
ternetverbots zur Gefahrenabwehr. 
Der Bundesgerichtshof hat § 5 Abs. 3 
GlüStV, der die Werbung für öffentliches 
Glücksspiel u.a. im Internet verbietet, 
ebenfalls als wirksam angesehen. 
Die Beurteilung des Bundesgerichtshofs 
deckt sich mit der des Bundesverwaltungs-
gerichts, das am 1. Juni 2011 ebenfalls 
eine Entscheidung über die Zulässigkeit 
privater Sportwetten verkündet hat (8 C 
5.10, juris). 

Pressemitteilung 150/11 
 
BGH entscheidet im Streit um „Land-
gut Borsig“ 
Urt. v. 28. 9. 2011 - I ZR 188/09 - Land-
gut Borsig 
Mit dem Erwerb eines Gebäudes oder 
Grundstücks kann das Recht verbunden 
sein, dieses Anwesen mit dem Namen ei-
nes früheren Eigentümers zu bezeichnen. 
Das hat der I. Zivilsenat des Bundesge-
richtshofs entschieden. 
Der in München lebende Kläger ist Nach-
fahre der Berliner Industriellenfamilie v. 
Borsig. Albert Borsig hatte 1866 das Gut 
Groß Behnitz westlich von Berlin erworben. 
Der Grundbesitz wurde 1947 von der sow-
jetischen Besatzungsmacht enteignet. Der 
Beklagte zu 1 erwarb im Jahre 2000 von 
der Treuhandgesellschaft einen Teil der 
Liegenschaft. Er ist Geschäftsführer der 
Landgut Borsig Kontor GmbH, die dort un-
ter der Bezeichnung „Landgut Borsig Groß 
Behnitz“ kulturelle und sonstige Freizeit-
veranstaltungen veranstaltet; außerdem 
verkauft sie dort typische Produkte aus der 
Region. Der Beklagte zu 1 ließ für sich den 
Domainnamen „landgut-borsig.de“ regist-
rieren. Der Kläger wendet sich mit der Kla-
ge dagegen, dass die Beklagten seinen 
Namen auf die beschriebene Weise ver-
wenden. 
Die Klage war vor dem Landgericht Berlin 
und dem Kammergericht weitgehend er-
folgreich. Der Bundesgerichtshof hat das 
Berufungsurteil auf die Revision der Be-
klagten aufgehoben. 
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Allerdings kann der Gebrauch der Bezeich-
nung „Landgut Borsig“ beim Publikum den 
unzutreffenden Eindruck erwecken, der 
Kläger habe als unmittelbarer Nachfahre 
des früheren Eigentümers Ernst v. Borsig 
dem Gebrauch seines Namens zugestimmt. 
Die Beklagten können sich auch nicht mit 
Erfolg auf eine Gestattung der Namens-
verwendung durch die heutige Borsig 
GmbH berufen. Nach dem Vortrag der Be-
klagten kann aber nicht ausgeschlossen 
werden, dass sich der Name „Landgut Bor-
sig“ für das Gut Groß Behnitz derart ver-
selbständigt hatte, dass die Zustimmung 
der Träger des Namens „Borsig“ nicht 
mehr erforderlich war. Voraussetzung hier-
für ist, dass die Bezeichnung „Landgut Bor-
sig“ zu dem Zeitpunkt, zu dem die Beklag-
ten die Benutzung der Bezeichnung „Land-
gut Borsig“ aufgenommen haben, im all-
gemeinen Sprachgebrauch der näheren 
Umgebung üblich war. Hätte sich der Name 
„Landgut Borsig“ auf diese Weise verselb-
ständigt, könnten sich die Beklagten auf 
dieses Namensrecht stützen. Ihr berechtig-
tes Interesse, ihre dort betriebenen wirt-
schaftlichen Aktivitäten mit diesem Namen 
zu bezeichnen, wäre in diesem Fall nicht zu 
leugnen. 
Da das Berufungsgericht noch keine Fest-
stellungen dazu getroffen hat, ob sich die 
Bezeichnung „Landgut Borsig“ im allge-
meinen Sprachgebrauch gehalten hat, hat 
der BGH die Sache an das Kammergericht 
zurückverwiesen. Das Kammergericht wird 
nun die von den Beklagten zu diesem 
Punkt angebotenen Beweise erheben müs-
sen. 

Pressemitteilung 151/11 
 
BGH: Microsoft gewinnt Rechtsstreit 
über Windows-Software mit Echtheits-
zertifikaten 
Urt. v. 6. 10. 2011 - I ZR 6/10 – Echtheits-
zertifikat 
 
Die Klägerin ist die Microsoft Corporation. 
Sie ist Inhaberin der Wortmarke „MICRO-
SOFT“, unter der sie die Betriebssystem-
Software „Windows“ vertreibt. Bei der sog. 
OEM-Version wird die Software durch den 
Computerhersteller auf der Festplatte der 
Computer vorinstalliert. Die Käufer der 
Computer erhalten zusätzlich eine Siche-
rungs-CD mit der Software (sog. Recovery-
CD). Bei diesem Vertriebsweg sind die 
Echtheitszertifikate, die die Klägerin ihren 
Produkten beifügt, an dem Computer 

selbst angebracht. Die Beklagte handelt 
mit Softwareprodukten. Sie erwarb von 
Unternehmen, die mit gebrauchten Com-
putern handeln, Recovery-CDs mit der 
Software „Windows 2000“ sowie Echtheits-
zertifikate, die von den Computern abge-
löst worden waren. Die Beklagte brachte 
diese Echtheitszertifikate an den Recovery-
CDs an und verkaufte diese weiter. Dabei 
wurden Datenträger veräußert, die mit 
Echtheitszertifikaten versehen waren, die 
ursprünglich nicht aus demselben Paket 
(Computer mit Sicherungs-CD) stammten. 
Die Klägerin sieht darin eine Verletzung 
ihrer Markenrechte. 
Das Landgericht hat die Beklagte zur Un-
terlassung verurteilt und festgestellt, dass 
sie der Klägerin eine angemessene Lizenz-
gebühr zahlen muss. Die dagegen gerich-
tete Berufung der Beklagten ist ohne Erfolg 
geblieben. Mit ihrer Revision erstrebt die 
Beklagte die Abweisung der Klage. 
Der für das Markenrecht zuständige I. Zi-
vilsenat des Bundesgerichtshofs hat die 
Revision der Beklagten zurückgewiesen. 
Dem Unterlassungsanspruch der Klägerin 
steht nicht der Erschöpfungsgrundsatz ge-
mäß § 24 Markengesetz* entgegen. Zwar 
sind die von der Beklagten vertriebenen 
Datenträger und die Computer, an denen 
die von der Beklagten verwendeten 
Echtheitszertifikate angebracht waren, mit 
Zustimmung der Klägerin im Europäischen 
Wirtschaftsraum in den Verkehr gelangt. 
Die Klägerin kann sich aber aus berechtig-
ten Gründen dem Vertrieb der mit den 
Echtheitszertifikaten versehenen Siche-
rungs-CDs widersetzen. Der Verbraucher 
wird einem mit dem Echtheitszertifikat 
versehenen Datenträger die Aussage ent-
nehmen, dass dieser von der Klägerin 
selbst oder mit ihrer Zustimmung als echt 
gekennzeichnet wurde. Er wird die Verbin-
dung des Datenträgers mit dem Zertifikat 
der Klägerin als Markeninhaberin zuschrei-
ben und erwarten, dass diese durch die 
Verbindung die Gewähr dafür übernommen 
hat, dass die so gekennzeichnete Ware 
unter ihrer Kontrolle hergestellt wurde und 
sie für die Echtheit einsteht, was jedoch 
nicht der Fall ist. 

Pressemitteilung 157/11 
 
BGH zum Gebrauchtwagenangebot in 
einer falschen Suchrubrik einer Inter-
nethandelsplattform 
Urt. v. 6. 10. 2011  I ZR 42/10 
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Der unter anderem für das Wettbewerbs-
recht zuständige I. Zivilsenat des Bundes-
gerichtshofs hat entschieden, dass das 
Anbieten eines gebrauchten Pkw in einer 
unzutreffenden Rubrik zum Kilometerstand 
auf einer Internethandelsplattform nicht 
wegen Irreführung der am Kauf eines Ge-
brauchtfahrzeugs interessierten Verbrau-
cher wettbewerbswidrig ist. 
Die Parteien handeln mit gebrauchten 
Kraftfahrzeugen, die sie unter anderem 
über eine Internethandelsplattform zum 
Kauf anbieten. Dabei kann der Verkäufer 
verschiedene Merkmale, beispielsweise den 
Kilometerstand, zu dem von ihm angebo-
tenen Fahrzeug eingeben. Ein Kaufinteres-
sent kann ebenfalls Kriterien zu dem von 
ihm gesuchten Fahrzeug auswählen. Zum 
Kilometerstand kann er „beliebig“ oder 
beispielsweise 5.000 km, 100.000 km oder 
125.000 km eingeben. 
Die Beklagte inserierte auf einer Internet-
handelsplattform in der Rubrik „bis 5.000 
km“ ein Fahrzeug mit folgender fettge-
druckter Überschrift: „BMW 320 d Tou.* 
Gesamt-KM 112.970** ATM- 1.260 KM**“. 
Die Klägerin hat in dem Angebot des Fahr-
zeugs in einer unzutreffenden Kilometer-
standsrubrik eine wettbewerbsrechtlich 
relevante Irreführung des Verkehrs erblickt 
und die Beklagte daher auf Unterlassung in 
Anspruch genommen. 
Das Landgericht hat der Klage stattgege-
ben. Die dagegen gerichtete Berufung der 
Beklagten hat das Oberlandesgericht zu-
rückgewiesen. Die Beklagte nehme durch 
die unzutreffende Kilometerangabe in der 
Suchrubrik „bis 5.000 km“ eine irreführen-
de Handlung vor und verschaffe sich 
dadurch trotz der Richtigstellung des Kilo-
meterstandes im eigentlichen Verkaufsan-
gebot gerade auch gegenüber Mitbewer-
bern einen relevanten Vorteil. 
Der Bundesgerichtshof hat die Klage auf 
die Revision der Beklagten abgewiesen. 
Zwar liegt in dem Angebot des Fahrzeugs 
in der unrichtigen Rubrik über die Laufleis-
tung eine unwahre Angabe. Im konkreten 
Fall war die unzutreffende Einordnung aber 
nicht geeignet, das Publikum irrezuführen. 
Die richtige Laufleistung des Fahrzeugs 
ergab sich ohne weiteres bereits aus der 
Überschrift des Angebots, so dass eine 
Täuschung von Verbrauchern ausgeschlos-
sen war. Die Frage, ob eine Einstellung in 
eine falsche Rubrik unter anderen Ge-
sichtspunkten, etwa einer unzumutbaren 
Belästigung der Internetnutzer, wettbe-

werbsrechtlich unlauter ist, war nicht Ge-
genstand des Rechtsstreits. 

Pressemitteilung 158/11 
 
III. INSTANZGERICHTE 
zusammengestellt von Carsten Johne 
 
LG Hamburg: Online-Tickets für Take 
That Tour 2011 - Landgericht Ham-
burg stoppt gewerblichen Zweitmarkt 
auf Online-Ticketportal 
Urt. v. 9. 3. 2011 – 315 O 489/10 
 
Das Landgericht Hamburg hat mit Urteil 
vom 09.03.2011 einem Online-Ticketportal 
verboten, den gewerblichen Weiterverkauf 
personalisierter Online-Tickets für die 
„Take That“ Tour 2011 in Deutschland zu 
ermöglichen. 
Die Antragstellerin ist eine Konzertagentur 
und veranstaltet die im Rahmen  der „Take 
That“ Tournee 2011 in Deutschland statt-
findenden drei Konzerte der Band in Ham-
burg, Düsseldorf und München. Für die 
Konzerte in Hamburg und Düsseldorf wer-
den ausschließlich sog. Online-Tickets zu 
Preisen von bis zu 100,-- Euro verkauft. 
Bei diesen Tickets handelt es sich um per-
sonalisierte Tickets, das heißt, der Name 
des Käufers ist auf der Eintrittskarte ver-
merkt und nur die auf dem Ticket genann-
te Person ist auch eintrittsberechtigt. Beim 
Online-Erwerb des Tickets muss der Käufer 
akzeptieren, dass ein gewerblicher Weiter-
verkauf der Karte ohne Zustimmung der 
Veranstalterin unzulässig ist. 
Die Antragsgegnerin betreibt ein Online-
Ticketportal. Registrierte Nutzer können in 
diesem Portal Eintrittskarten für Musik- 
und Sportveranstaltungen an- und verkau-
fen. Die Antragsgegnerin kauft und ver-
kauft nicht selbst, sondern vermittelt ge-
gen eine Gebühr lediglich die Geschäfte 
ihrer Nutzer. 
Nach Beginn des Vorverkaufs wurden auf 
der Plattform der Antragsgegnerin zahlrei-
che personalisierte „Take That“-Online-
Tickets von gewerblichen Ticketgroßhänd-
lern angeboten, die damit gegen das ver-
tragliche Verbot des Weiterverkaufs ver-
stießen. Kunden, die diese Tickets zu deut-
lich höheren als den von der Antragstelle-
rin geforderten Originalpreisen erwarben, 
waren anschließend wegen der auf den 
Karten vermerkten Namen verunsichert. 
Ihnen teilte die Antragsgegnerin mit, die 
Personalisierung führe nach ihrer Erfah-
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rung nicht zu Problemen, da die Namen bei 
derartigen Events nicht überprüft würden. 
Die Gültigkeit der Tickets werde zu 100% 
garantiert. 
Das Verhalten der Antragsgegnerin ver-
stößt nach der Auffassung des Gerichts 
gegen das Wettbewerbsrecht. Die Antrags-
gegnerin habe es trotz Kenntnis der wett-
bewerbswidrigen Verkaufsangebote der 
Tickethändler unterlassen, hiergegen vor-
zugehen, obwohl sie dazu verpflichtet ge-
wesen sei. So hätte die Antragsgegnerin 
die ihr bereits bekannten wettbewerbswid-
rigen Angebote sperren und zudem Kon-
trollmaßnahmen einführen müssen. Ihren 
Kunden hätte sie deutlich machen müssen, 
dass die Tickets bei einem Verstoß gegen 
das Weiterveräußerungsverbot gerade 
nicht gültig sind. 
Nicht gefolgt ist die Kammer der Argumen-
tation der Antragsgegnerin, das Verbot des 
gewerblichen Zweitmarkts sei unwirksam, 
weil es die Ersterwerber unangemessen 
benachteilige. Hierzu heißt es in der Ur-
teilsbegründung, die berechtigten Belange 
der Antragstellerin, den Weiterverkauf zu 
beschränken, überwögen das Interesse der 
Kartenerwerber an einem  freien gewerbli-
chen Tickethandel. Die Antragstellerin habe 
ein berechtigtes Interesse daran, den ge-
werblichen Weiterverkauf der Tickets zu 
begrenzen, um überhöhte Preise zu ver-
meiden. In die Preisbildung fänden nicht 
allein Gewinnerzielungsinteressen Eingang, 
sondern auch das Interesse des Künstlers, 
vielen Fans seine Musik zu vertretbaren 
Preisen näherzubringen. Es bestehe damit 
auch ein berechtigtes Interesse, dass die 
vergleichsweise günstigen Online-Tickets 
nicht in großem Umfang von Zweithändlern 
aufgekauft und zu deutlich höheren Preisen 
weiterverkauft werden. 
Bei dem Verfahren vor der Wettbewerbs-
kammer handelte es sich um ein Eilverfah-
ren. Das Aktenzeichen lautet 315 O 
489/10. Die Kammer hatte bereits am 
20.12.2010 ohne vorherige mündliche Ver-
handlung eine einstweilige Verfügung ge-
gen die Antragsgegnerin erlassen. Auf den 
Widerspruch der Antragsgegnerin kam es 
am 09.03.2011 zur mündlichen Verhand-
lung und zur Entscheidung vom selben 
Tag. Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. 
Für ein eventuelles Berufungsverfahren 
wäre das Hanseatische Oberlandesgericht 
zuständig. 

Pressemitteilung vom 14.06.2011 [Link] 
 

OLG Düsseldorf: Verzinsung einer 
Geldbuße verfassungswidrig 
 
Der 1. Kartellsenat des Oberlandesgerichts 
Düsseldorf hält die im Gesetz vorgesehene 
Verzinsung einer Kartell-Geldbuße für ver-
fassungswidrig und hat die Frage daher 
dem Bundesverfassungsgericht zur Ent-
scheidung vorgelegt.  
Das Bundeskartellamt hatte im Jahr 2005 
gegen 16 Versicherungsunternehmen so-
wie deren Vorstände und einige leitende 
Mitarbeiter wegen unzulässiger Kartellab-
sprachen Bußgelder in Höhe von ca. 150 
Millionen Euro verhängt. Gegen die hier 
betroffene Versicherung war ein Bußgeld in 
Höhe von 6 Millionen Euro verhängt wor-
den. Die Versicherungsunternehmen hat-
ten zwischen Juli 1999 und März 2003 
wettbewerbsbeschränkende Absprachen 
für die Versicherungssparten der industriel-
len Sachversicherungen und Transportver-
sicherungen getroffen (vgl. die Pressemit-
teilung des Oberlandesgerichts Nr. 10/09 
vom 05.03.2009). 
Nachdem das Unternehmen zunächst Ein-
spruch gegen die Bescheide des Bundes-
kartellamtes eingelegt und das Bußgeld-
verfahren vor dem 1. Kartellsenat des 
Oberlandesgerichts begonnen hatte, hat 
der Versicherer im Jahr 2009 dann seinen 
Einspruch zurückgenommen. 
Das Bundeskartellamt forderte nach Zah-
lung der festgesetzten Geldbuße von dem 
Versicherer mit Beschluss vom 11.03.2011 
für die Zeit von April 2005 bis Juli 2009 
Zinsen in Höhe von 1,7 Millionen Euro. Die 
Behörde hat sich hierbei auf § 81 Absatz 6 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen gestützt, der vorsieht, dass 
in einem Kartell-Bußgeldbescheid festge-
setzte Geldbußen gegen juristische Perso-
nen und Personenvereinigungen zwei Wo-
chen nach Zustellung des Bußgeldbeschei-
des zu verzinsen sind. Mit dieser Zinsrege-
lung soll vermieden werden, dass Einsprü-
che nur deshalb eingelegt werden, um die 
Zahlung einer Geldbuße zu verzögern und 
sich so einen ungerechtfertigten Zinsvorteil 
zu verschaffen. 
Der 1. Kartellsenat hält die Zinsbestim-
mung für verfassungswidrig und sieht ei-
nen Verstoß gegen den allgemeinen 
Gleichheitsgrundsatz (Artikel 3 Absatz 1 
Grundgesetz). 
So greife die Zinspflicht nur für Bußgelder 
in Kartell-Bußgeldverfahren. Geldbußen 
aus anderen Rechtsbereichen, wie etwa 

http://justiz.hamburg.de/presseerklaerungen/2936200/pressemeldung-2011-06-16.html
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dem Straßenverkehrs-, Umwelt- oder Da-
tenschutzrecht, würden nicht verzinst. Fer-
ner gelte die Zinspflicht nur für juristische 
Personen. Einzelkaufleute sowie handelnde 
Personen (z. B. Vorstände und Geschäfts-
führer) müssten keine Zinsen auf verhäng-
te Bußgelder zahlen. Darüber hinaus sei 
eine Verzinsung nur dann vorgesehen, 
wenn die Kartell-Geldbuße in einem Buß-
geldbescheid festgesetzt werde. Werde ein 
Unternehmen durch ein gerichtliches Urteil 
zu einer Geldbuße verurteilt, entfalle die 
Zinspflicht. So werde auch der Gesetzes-
zweck verfehlt, weil die geltende Regelung 
einen Bußgeldschuldner geradezu auffor-
dere, Einspruch einzulegen, um sich dann 
durch ein gerichtliches Urteil – zinsfrei -   
zu einer Geldbuße verurteilen zu lassen.  
Vor dem Oberlandesgericht sind parallel 
gelagerte Verfahren anhängig, in denen 
das Bundeskartellamt gegen weitere 14 
Industrieversicherer Zinsen in Höhe von 
insgesamt mehr als 25 Millionen Euro fest-
gesetzt hat. Diese Verfahren sind bis zur 
Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts zunächst ausgesetzt worden. 

Pressemitteilung vom 07.06.2011 [Link] 
 
OLG Brandenburg: Werbung für das 
Glücksspielprodukt „L-Dorado“ bleibt 
verboten 
Urt. v. 3. 5. 2011, 6 U 41/10 
 
Für das Glücksspielprodukt „L-Dorado“ darf 
weiterhin keine Werbung gemacht werden. 
Das hat das Brandenburgische Oberlan-
desgericht entschieden. 
Die brandenburgische Lottogesellschaft 
vertrieb sowohl in ihren Annahmestellen 
als auch über das Internet ein Produkt na-
mens „L-Dorado“. Im Internet konnten 
Spielscheine ausgefüllt, Bankdaten einge-
geben und die Daten online übermittelt 
werden. Die Lottogesellschaft übersandte 
dann mit der Post einen Bestellschein, den 
der Kunde mit einem freien Rückantwor-
tumschlag unterschrieben zurücksenden 
konnte. Bei „L-Dorado“ handelt es sich um 
eine Kombination von Voraussage-
Lotterien „Lotto 6 aus 49“ und Losnum-
mern der Lotterie „Spiel 77“, einem Indivi-
dualtipp und einem Treueprogramm. 
Ein Verband, in dem verschiedene Unter-
nehmen des deutschen Glücksspielwesens, 
u. a. Lottovermittler, Buchmacher, Wettun-
ternehmen und Klassenlotterieeinnehmer 
zusammengeschlossen sind, verlangte von 
der Land Brandenburg Lotto GmbH die 

Unterlassung der Werbung für dieses Pro-
dukt. 
Das Landgericht Potsdam hat mit Urteil 
vom 11.3.2010 der Klage stattgegeben 
und die Werbung untersagt. Dagegen hat 
die Lottogesellschaft Berufung eingelegt. 
Dieses Rechtsmittel hat der für Wettbe-
werbssachen zustände 6. Zivilsenat des 
Brandenburgischen Oberlandesgerichts mit 
Urteil vom 3.5.2011 zurückgewiesen. 
Zur Begründung hat das Oberlandesgericht 
ausgeführt, der klagende Verband handele 
nicht rechtsmissbräuchlich, wenn er nur 
gegen staatliche Lottogesellschaften und 
nicht gegen seine eigenen Mitglieder vor-
gehe. Den Lottogesellschaften stehe es 
offen, ihrerseits nicht gesetzestreu han-
delnde Mitglieder des klagenden Verbandes 
auf Unterlassung in Anspruch zu nehmen. 
Gegen die Annahme des Rechtsmiss-
brauchs spreche auch, dass der Verband 
bei der Bekämpfung der Glücks- und Wett-
spielsucht und bei der Durchsetzung des 
Jugendschutzes übergeordnete Allgemein-
interessen wahrnehme. Aufgrund des 
staatlichen Glücksspielmonopols bestehe 
zumindest die Gefahr eines Kontrolldefizits, 
so dass auch unter diesem Gesichtspunkt 
dem Kläger der Vorwurf des Rechtsmiss-
brauchs nicht gemacht werden könne. 
Da die Lottogesellschaft in mehrerer Hin-
sicht gegen die restriktiven Werberegeln 
des seit dem 1.1.2008 geltenden Glücks-
spielstaatsvertrages verstoße, müsse die in 
Streit stehende Werbung untersagt wer-
den. Zutreffend habe das Landgericht 
schon die Produktbezeichnung „L-Dorado“ 
als Werbemaßnahme verboten. Der Hin-
weis, dass nur eine Teilnahme ab 18 Jah-
ren möglich sei, sei nicht ausreichend ge-
stalterisch in Erscheinung getreten. Die 
Verbindung des Spiels „L-Dorado“ mit ei-
nem Treueprogramm verstoße ebenfalls 
gegen den Glücksspielstaatsvertrag. 
Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. Die 
Land Brandenburg Lotto GmbH hat Revisi-
on zum Bundesgerichtshof in Karlsruhe 
eingelegt. 

Pressemitteilung vom 20.06.2011 [Link] 
 
LG Berlin: Keine Werbung für Atom-
kraftwerke mit Fotos von Windkraft-
anlagen 
Urt. v. 5. 5. 2011 – 91 O 35/11  
 
Die Werbung für die Umwelteigenschaften 
von Atomkraftwerken mit Fotos von Wind-
kraftanlagen stellt eine irreführende ge-

http://www.olg-duesseldorf.nrw.de/presse/05presseAktuell/2011-06-07_pm_kartell_geldbu__e/index.php
http://www.olg.brandenburg.de/media_fast/1411/PM%20Werbung%20f%C3%BCr%20Gl%C3%BCcksspielprodukt%20L-Dorado%20bleibt%20verboten.pdf
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schäftliche Handlung im Sinne des Wett-
bewerbsrechts dar. Das hat das Landge-
richt Berlin mit Urteil vom 5. Mai 2011 ent-
schieden und eine am 7. Dezember 2010 
erlassene einstweilige Verfügung im We-
sentlichen bestätigt, mit der einem Verein 
und anderen Personen untersagt worden 
ist, eine Werbeanzeige mit einem entspre-
chenden Bild zu verbreiten oder öffentlich 
zur Schau zu stellen. Auf dem Bild ist das 
Kernkraftwerk Unterweser zu sehen, davor 
vier Windkraftanlagen eines von der An-
tragstellerin hergestellten Modells; über-
schrieben ist beides mit „Klimaschützer 
unter sich. Kernkraftwerk Unterweser und 
Windenergie: CO2-Ausstoß = Null“. 
Dies stelle, so das Landgericht, eine unzu-
lässige Vereinnahmung der guten Eigen-
schaften von Windenergie zu Gunsten von 
Kernkraftwerken dar, die durch die verfas-
sungsrechtlich garantierte Meinungsfreiheit 
nicht gerechtfertigt sei. 
Gegen die Entscheidung haben die An-
tragsgegner Berufung zum Kammergericht 
eingelegt. 

Pressemitteilung vom 18.07.2011 [Link] 
 
OLG Schleswig: Der slowakische Titel 
„doktor filozofie“ darf nicht als „Dr.“- 
Titel geführt werden 
Urt. v.  26. 5. 2011 – 6 U 6/10 
 
Ein Steuerberater darf nicht neben seiner 
Berufsbezeichnung „Steuerberater“ den 
slowakischen Titel „doktor filozofie“ in der 
abgekürzten Form“Dr. führen. In einer 
wettbewerbsrechtlichen Streitigkeit zwi-
schen der Steuerberaterkammer und ei-
nem Steuerberater hat dies der 6. Zivilse-
nat des Schleswig-Holsteinischen Oberlan-
desgerichts in einem vor kurzem veröffent-
lichten Urteil entschieden. 
Zum Sachverhalt: Der beklagte Steuerbe-
rater ist Mitglied der Schleswig-
Holsteinischen Steuerberaterkammer. Er 
erwarb im Jahr 2004 an der Universität in 
Bratislava/Slowakei den akademischen 
Grad „doktor filozofie“ mit der zugelasse-
nen Abkürzung „PhDr.. Er nutzte anschlie-
ßend den Titel „Dr. auf eigenen Briefbögen 
und in dem Briefkopf der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft, für die er tätig ist. Die 
Steuerberaterkammer sah hierin eine irre-
führende Werbung und verlangte von dem 
Steuerberater, den Titel nur in der verlie-
henen Form unter zusätzlicher Angabe der 
slowakischen Hochschule zu führen. Sie 
begründete das Vorliegen einer irreführen-

den Werbung unter anderem damit, dass 
es sich bei dem „doktor filozofie“ um einen 
so genannten“kleinen Doktorgrad“ hande-
le, der anders als in Deutschland kein ab-
geschlossenes Hochschulstudium voraus-
setze. Als der Steuerberater sich weigerte, 
die Titelführung zu ändern, zog die Steuer-
beraterkammer vor Gericht und verlangte 
Unterlassung der Titelführung in allen Bun-
desländern mit Ausnahme von Bayern und 
Berlin. In Bayern und Berlin sehen die Lan-
desgesetze im Rahmen einer Übergangsre-
gelung vor, dass der Steuerberater seinen 
Titel ohne Herkunftszusatz in der deut-
schen Form „Dr. führen darf, weil er seinen 
Titel vor September 2007 erworben hatte. 
In der Entscheidung hat das Schleswig-
Holsteinische Oberlandesgericht dem Steu-
erberater untersagt, zu Wettbewerbszwe-
cken neben seiner Berufsbezeichnung 
„Steuerberater“ den slowakischen Titel 
„doktor filozofie“ in der abgekürzten Form 
„Dr. zu führen. Das Oberlandesgericht sah 
in dem Verhalten des Steuerberaters einen 
Wettbewerbsverstoß. Potentielle Kunden 
sollen aus der Berufsbezeichnung und ge-
gebenenfalls den zusätzlichen akademi-
schen Graden ersehen können, dass eine 
bestimmte Qualifikation des Steuerberaters 
gegeben ist. Führt der Steuerberater den 
„Dr.- Titel ohne Befugnis, so liegt eine un-
lautere geschäftliche Handlung vor. Welche 
ausländischen akademischen Titel in 
Deutschland geführt werden dürfen, be-
stimmen die Hochschulgesetze der einzel-
nen Bundesländer. Diese sehen (mit Aus-
nahme von Bayern und Berlin für Altfälle) 
vor, dass der slowakische Titel „doktor fi-
lozofie“ nur in der Originalform oder in der 
Originalabkürzung „PhDr. geführt werden 
darf. Denn der slowakische Abschluss steht 
lediglich einem Aufbaustudiengang gleich, 
beinhaltet nicht aber eine eigenständige 
wissenschaftliche Forschungsleistung wie 
bei einer wissenschaftlichen Promotion 
(sogenannte 3. Stufe der Bologna-
Klassifikation). 

Pressemitteilung vom 08.08.2011 [Link] 
 
OLG Hamm: Keine Verwechslungsge-
fahr zwischen der „Warendorfer Pfer-
deäppel“ und „Warendorfer Pferdele-
ckerli“ 
Urt. v. 24.05.2011 – I-4 U 216/10 
 
Der 4. Zivilsenat des Oberlandesgerichts 
Hamm hat mit Urteil vom 24.05.2011 ent-
schieden, dass keine Verwechslungsgefahr 

http://www.berlin.de/sen/justiz/gerichte/kg/presse/archiv/20110718.1740.351591.html
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zwischen der eingetragenen Wort-
/Bildmarke „Warendorfer Pferdeäppel“ und 
dem von Konkurrenten benutzten Zeichen 
„Warendorfer Pferdeleckerli“ besteht und 
hat damit die erstinstanzliche Entscheidung 
des Landgerichts Bielefeld (U. v. 
09.11.2010, 10 O 54/10) bestätigt. 
Die Parteien sind Konkurrenten auf dem 
Süßwarenmarkt. Der Beklagte vertreibt in 
seinem Geschäftslokal und über das Inter-
net Pralinen unter der Bezeichnung „Wa-
rendorfer Pferdeäppel“. Er ist seit 2003 
Inhaber der für Waren der Klasse 30 ein-
getragenen Wort-/Bildmarke „Warendorfer 
Pferdeäppel“. Seit 2009 vertreibt der Klä-
ger gemeinsam mit einem Hotelier in ei-
nem Betrieb und über das Internet eine 
Schokoladen-Trüffel-Spezialität, die mit 
„Warendorfer Pferdeleckerli“ bezeichnet ist. 
Der Beklagte sah darin eine Verletzung 
seiner Marke und machte mit seiner Wi-
derklage u. a. Unterlassungsansprüche 
gegen seine Konkurrenten geltend.    
Ohne Erfolg. Die für einen Unterlassungs-
anspruch erforderliche Verwechslungsge-
fahr zwischen der Marke „Warendorfer 
Pferdeäppel“ und der benutzen Zeichen 
„Warendorfer Pferdeleckerli“ besteht nach 
den Ausführungen des Senats nicht. Der 
örtliche aber auch überörtliche Verbrau-
chermarkt orientiere sich nicht an der Her-
kunftsbezeichnung „Warendorf“. Die Wort-
bestandteile unterschieden sich nach 
Klang, Schriftbild und insbesondere Wort-
sinn ganz erheblich. „Pferdeleckerli“ seien 
als leckere ergänzende Zugabe zum (ge-
nussreichen) Essen oder Fressen be-
stimmt, wenn auch im eigentlichen Wort-
sinn durch Pferde. „Pferdeäppel“ als Ex-
kremente seien lästige Folge auch guter 
Ernährung der Pferde. Pralinen verfremdet 
als „Pferdeäppel“ zu beschreiben sei origi-
nell und werde vom Verbraucher in Erinne-
rung gehalten. Dies gelte nicht in gleicher 
Weise für die Bezeichnung von Pralinen als 
„Pferdeleckerli“. Nicht nur „Pferdeäppel“ 
und „Pferdeleckerli“ würden von Verbrau-
chern auseinandergehalten, sondern auch 
„Warendorfer Pferdeäppel“ und „Warendor-
fer Pferdeleckerli“. 
 

Pressemitteilung vom 10.06.2011 [Link] 
 
LG Hamburg: Buchpreisbindung – LG 
Hamburg verbietet „Fördermodell“ 
einer Online-Versandbuchhandlung 
Urt. v. 8. 6. 2011 

Mit Urteil vom 08.06.2011 hat das Landge-
richt Hamburg einer Online-
Versandbuchhandlung verboten, auf dem 
Wege eines sog. „Fördermodells“ Bücher 
unterhalb des durch die Buchpreisbindung 
vorgegebenen Preises an ihre Kunden zu 
verkaufen. 
Die Antragsgegnerin betreibt im Internet 
eine Versandbuchhandlung, in der sie u.a. 
Bücher aus allen Bereichen der Wissen-
schaften anbietet. Für den Verkauf von 
Fachbüchern entwickelte die Antragsgeg-
nerin ein „Fördermodell“: Sie wandte sich 
an diverse Wirtschaftsunternehmen und 
warb Beiträge für einen sog. „Fördertopf“ 
ein. Unternehmen, die Beiträge in den 
„Fördertopf“ eingezahlt hatten, wurden auf 
der Homepage der Antragsgegnerin als 
„Partnerunternehmen“ ausgewiesen. Wenn 
nun ein Kunde ein Fachbuch kaufte, stellte 
die Antragsgegnerin ihm zunächst auf sei-
nem Kundenkonto den Ladenpreis in Rech-
nung, belastete sodann den „Fördertopf“ 
mit 10% des Ladenpreises und schrieb 
diesen Betrag anschließend wieder dem 
Kundenkonto gut. Im Ergebnis musste der 
Kunde damit nur 90% des nach der Buch-
preisbindung festgesetzten Ladenpreises 
bezahlen. Auf der Rechnung wurde er auf 
das fördernde Unternehmen hingewiesen. 
Nach der Entscheidung der zuständigen 
Wettbewerbskammer verstößt das von der 
Antragsgegnerin entwickelte „Fördermo-
dell“ gegen das Gesetz über die Preisbin-
dung für Bücher, weil der von den Verla-
gen festgesetzte Buchpreis unterschritten 
werde. Bei einer wirtschaftlichen Gesamt-
betrachtung des „Fördermodells“ erhalte 
die Antragsgegnerin nicht den gesamten 
Buchpreis. Tatsächlich zahlten die Partner-
unternehmen nämlich nicht allein in den 
„Fördertopf“, um zu fördern. Sie zahlten 
vielmehr auch, um als Gegenleistung von 
der Antragsgegnerin auf ihrer Homepage 
sowie ihren Kundenrechnungen genannt zu 
werden und auf diese Weise für das eigene 
Unternehmen werben zu können. Damit 
entfalle ein Teil des zehnprozentigen För-
derbetrags nicht auf das verkaufte Buch, 
sondern auf die von der Antragsgegnerin 
eingeräumten Werbemöglichkeiten. Im 
Ergebnis erhalte die Antragsgegnerin des-
halb für das verkaufte Buch einen Preis, 
der unter 100% des Ladenpreises liege. 
Der Antragsteller handelt für mehrere Ver-
lage, von denen er beauftragt worden ist, 
ihre Buchpreisbindung zu betreuen. Bei 
dem Verfahren vor der Wettbewerbskam-

http://www.olg-hamm.nrw.de/presse/01_aktuelle_mitteilungen/2011_pressearchiv/18_Pferdeaepfel/index.php
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mer handelte es sich um ein Eilverfahren. 
Das Aktenzeichen lautet 315 O 182/11. Die 
Kammer hatte bereits am 18.04.2011 ohne 
vorherige mündliche Verhandlung eine 
einstweilige Verfügung gegen die Antrags-
gegnerin erlassen. Auf den Widerspruch 
der Antragsgegnerin kam es am 
08.06.2011 zur mündlichen Verhandlung 
und zur Entscheidung vom selben Tag. Das 
Urteil ist noch nicht rechtskräftig. Für ein 
eventuelles Berufungsverfahren wäre das 
Hanseatische Oberlandesgericht zuständig. 

Pressemitteilung vom 16.06.2011 [Link] 
 
LG Berlin: Bezeichnung eines Medien-
preises als „OSGAR“ untersagt 
Urt. v. 2. 8. 2011 – 16 O 168/10 
 
Die Axel-Springer-AG darf unter der Be-
zeichnung „OSGAR“ oder „Bild-OSGAR“ 
nicht mehr Auszeichnungen, Preise, Prä-
mien, Prädikate oder Trophäen ausloben 
oder verleihen. Das hat das Landgericht 
Berlin auf Klage der Academy of Motion 
Pictures Arts and Sciences mit Sitz in Be-
verly Hills entschieden. Diese vergibt seit 
1929 für herausragende Leistungen im 
Filmbereich die Trophäe „Oscar“ und hatte 
sich durch die jährliche Verleihung eines 
Preises unter dem Namen „OSGAR“ in 
Leipzig durch die Axel-Springer-AG in ihren 
Markenrechten verletzt gesehen. Dem ist 
das Landgericht gefolgt. Wegen der Ähn-
lichkeit beider Bezeichnungen bestehe 
Verwechslungsgefahr. 
Die Axel-Springer-AG hatte sich unter an-
derem erfolglos darauf berufen, ihr Preis 
sei nach dem sächsischen Schausteller und 
Marktschreier Oskar Seifert (1861 – 1932) 
benannt, von dem sich auch die bekannte 
Redewendung „frech wie Oskar“ ableite. 

Pressemitteilung vom 09.08.2011 [Link] 
 
LG Berlin: Bürgerbewegung „Pro 
Deutschland“ darf nicht mit dem Na-
men Sarrazin Wahlwerbung betreiben 
Beschl. v. 11. 8. 2011 – 27 O 468/11 
 
Die 27. Zivilkammer des Landgerichts Ber-
lin hat heute der Bürgerbewegung „Pro 
Deutschland“ per einstweiliger Verfügung 
untersagt, Wahlwerbung mit dem Namen 
Thilo Sarrazins zu betreiben. Die Bürger-
bewegung hat im Wahlkampf den Slogan 
„Wählen gehen für Thilos Thesen“ verwen-
det. Diesen hat sie neben einer Abbildung 

wiedergegeben, die eine durchgestrichene 
Moschee zeigt. 
Das hat das Landgericht auf Antrag Sarra-
zins nun verboten. Zur Begründung hat es 
sich auf die Antragsschrift bezogen, in der 
eine Verletzung des Rechts am eigenen 
Namen beanstandet wird. 

Pressemitteilung vom 11.08.2011 [Link] 
 
LG Hamburg: Keine unzulässige Ver-
einnahmung für Werbezwecke - Land-
gericht Hamburg weist Klage eines 
Stylisten gegen Mobilfunkanbieter ab 
Urt. v.  11. 8. 2011 – 324 O 134/11 
 
Das Landgericht Hamburg hat heute die 
Klage eines bekannten Stylisten abgewie-
sen, der einem Mobilfunkunternehmen ge-
richtlich verbieten lassen wollte, seine Per-
son für Werbezwecke zu vereinnahmen. 
Der Kläger arbeitet als Stylist in der Kos-
metikbranche und begleitete mehrere Staf-
feln des Fernsehformats „Germany’s next 
Topmodel“ als „Hair & Makeup Artist“. 
Die Beklagte betreibt ein Mobilfunkunter-
nehmen. Sie führte 2010 eine Werbekam-
pagne durch, deren zentrales Element die 
Kunstfigur „Andy“ war, die von einem 
Schauspieler verkörpert wurde. Die Werbe-
filme der Beklagten waren überwiegend so 
strukturiert, dass  „Andy“ zunächst in ei-
nem bestimmten „Style“ auftrat, z.B. als 
„Rapper“, „Hippie“, „Emo“ oder „Funken-
mariechen“. Im Verlauf des Spots legte er 
Teile seiner Verkleidung ab und teilte dem 
Zuschauer mit, er wolle seinen „Style“ 
wechseln. Auch dem Zuschauer schlug 
„Andy“ einen Wechsel vor, nämlich zum 
Mobilfunkangebot der Beklagten. 
Der Kläger meint, er sei von der Beklagten 
in unzulässiger Weise zu Werbezwecken 
vereinnahmt worden, da ihm die Kunstfigur 
„Andy“ zum Verwechseln ähnlich sehe.  
Nicht nur seine äußeren Merkmale, son-
dern auch Stimme, Artikulation, Gestik und 
Körperbewegung würden durch „Andy“ 
kopiert. Selbst seine Eltern hätten „Andy“ 
nicht von ihrem Sohn unterscheiden kön-
nen. Mit seiner Klage wollte der Kläger 
zum einen erreichen, dass der Beklagten 
verboten wird, ihre Produkte auf die darge-
stellte Weise zu bewerben. Außerdem ging 
es ihm darum, von der Beklagten Lizenz-
zahlungen dafür zu erhalten, dass sie seine 
Bekanntheit für Werbezwecke genutzt ha-
be. 
Die Pressekammer des Landgerichts hat 
die Klage mit der Begründung abgewiesen, 

http://justiz.hamburg.de/presseerklaerungen/2936660/pressemeldung-2011-06-16-02.html
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die Beklagte habe nicht den Eindruck er-
weckt, bei dem Darsteller in der Werbung 
handele es sich um den Kläger. Die Be-
klagte habe sich lediglich eines „Typus“, 
nämlich desjenigen eines gutaussehenden 
jungen Mannes mit dunklen Locken und 
„Dreitagebart“ bedient, der aber nicht al-
lein vom Kläger verkörpert werde und an 
dem dieser keine Rechte innehabe. Zwar 
bestehe zwischen dem Kläger und der 
Kunstfigur „Andy“ eine deutliche Ähnlich-
keit. Diese sei aber nicht derart prägnant 
ausgeprägt, dass von einem echten Dop-
pelgänger die Rede sein könne. Auch wenn 
das Thema „(Um-)Stylen“ zur Kernkompe-
tenz des Klägers gehöre, führe dies nicht 
dazu, dass der Zuschauer denken müsse, 
der Kläger trete in der Werbung der Be-
klagten auf. In den Werbespots werde 
„Andy“ nicht als Stylist vorgestellt. Viel-
mehr gehe es bei seinen „Styles“ eher um 
Verkleidungen, denen ein humoristisches 
Element innewohne, von dem der Kläger 
nicht vorgetragen habe, dass dies mit ihm 
assoziiert werde. Es sei ausgeschlossen, 
dass ein Zuschauer die Werbung in der 
Weise verstehe, dass der Kläger, dessen 
Name in der Werbung an keiner Stelle auf-
tauche, das Produkt der Beklagten emp-
fehle. Aus diesem  Grund könne der Kläger 
auch keine Lizenzzahlungen verlangen. 
Das Aktenzeichen des Verfahrens lautet 
324 O 134/11. Das Urteil ist noch nicht 
rechtskräftig. Sollte gegen die Entschei-
dung Berufung eingelegt werden, wäre 
hierfür das Hanseatische Oberlandesgericht 
zuständig. 

Pressemitteilung vom 11.08.2011 [Link] 
 
OLG Hamburg: Urheberrechtsschutz 
für Musik-Samples? Hanseatisches 
Oberlandesgericht entscheidet über 
Sabrina-Setlur-Titel „Nur mir“ 
Urt. v. 17. 8. 2011 – 5 U 48/05 
 
Das Hanseatische Oberlandesgericht hat 
am 17.08.2011 entschieden, dass der von 
Pelham/ Haas komponierte und von Sabri-
na Setlur gesungene Titel „Nur mir“ unter 
Verstoß gegen das Urheberrecht zustande 
gekommen ist, weil er unerlaubt sog. 
Samples der Musikgruppe „Kraftwerk“ ent-
hält. Die aus dem Jahr 1997 stammenden 
Aufnahmen des Titels dürfen nicht weiter 
verkauft werden. 
Die Kläger im Verfahren vor dem Urheber-
rechtssenat des Hanseatischen Oberlan-
desgerichts sind Mitglieder der Musikgrup-

pe „Kraftwerk“. 1977 erschien deren Ton-
träger „Kraftwerk – Trans Europa Express“, 
auf dem sich auch der Titel „Metall auf Me-
tall“ befindet. Die neben den Komponisten 
Pelham und Haas beklagte Pelham GmbH 
veröffentlichte 1997 zwei Tonträger mit 
dem Hip-Hop-Stück „Nur mir“, das von der 
am hiesigen Rechtsstreit nicht beteiligten 
Sabrina Setlur interpretiert wurde. Die Klä-
ger behaupten, die Beklagten hätten urhe-
berrechtswidrig eine etwa zwei Sekunden 
lange Rhythmussequenz aus dem Titel 
„Metall auf Metall“ elektronisch kopiert 
(„gesampelt“) und dem Titel „Nur mir“ in 
fortlaufender Wiederholung unterlegt.  
 
2004 verbot in erster Instanz das Landge-
richt Hamburg den Beklagten, die fragli-
chen Aufnahmen weiter in den Verkehr zu 
bringen. Außerdem stellte das Gericht fest, 
dass die Beklagten den Klägern zum Scha-
densersatz verpflichtet seien. Die gegen 
das Urteil eingelegte Berufung wies das 
Hanseatische Oberlandesgericht 2006 zu-
rück. Auf die Revision der Beklagten hob 
jedoch der Bundesgerichtshof 2008 das 
Berufungsurteil auf und verwies die Sache 
zurück an das Oberlandesgericht. Das 
Oberlandesgericht habe zwar zutreffend 
entschieden, dass die Beklagten mit dem 
Sampling in das Tonträgerherstellungs-
recht der Kläger eingegriffen hätten. Ein 
Eingriff in das Recht des Tonträgerherstel-
lers sei bereits dann gegeben, wenn einem 
Tonträger kleinste Tonpartikel entnommen 
würden. Das Oberlandesgericht müsse 
aber noch prüfen, ob die Beklagten sich 
auf das im Urhebergesetz geregelte Recht 
zur freien Benutzung berufen könnten. 
Danach dürfe ein selbständiges Werk, das 
in freier Benutzung des Werkes eines an-
deren geschaffen worden sei, ohne Zu-
stimmung des Urhebers des benutzten 
Werkes verwendet werden. Aus dem Sinn 
des Rechts zur freien Benutzung, nämlich 
die Fortentwicklung des Kulturschaffens zu 
ermöglichen, ergebe sich allerdings auch 
dessen Grenze: Eine freie Benutzung 
komme dann nicht in Betracht, wenn der-
jenige, der eine fremde Ton- oder Klang-
folge für eigene Zwecke übernehme, hie-
rauf nicht angewiesen sei, weil er selbst in 
der Lage wäre, die entnommene Sequenz 
herzustellen. 
Nach der Zurückverweisung hat das Ober-
landesgericht nunmehr im Urteil vom 
17.08.2011 erneut die Berufung gegen das 
landgerichtliche Urteil zurückgewiesen. Zur 
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Begründung führt der Senat an, die Be-
klagten könnten sich nicht auf das Recht 
zur freien Benutzung berufen, weil sie in 
der Lage gewesen wären, die gesampelte 
Sequenz selbst herzustellen. 
Bei der Prüfung, ob es den Beklagten mög-
lich gewesen wäre, die entnommene Ton-
folge selbst einzuspielen, hat der Senat 
darauf abgestellt, ob ein mit durchschnittli-
chen Fähigkeiten und technischen Möglich-
keiten ausgestatteter Musikproduzent im 
Zeitpunkt der Entnahme der fremden 
Tonaufnahme in der Lage gewesen wäre, 
eine gleichwertige Sequenz zu produzieren. 
Dabei sei für die Beurteilung der Gleich-
wertigkeit der Eindruck des konkret ange-
sprochenen Abnehmer- bzw. Hörerkreises 
ausschlaggebend. 
Dass die Beklagten nach diesem Maßstab 
in der Lage gewesen wären, die Sequenz 
aus dem Titel „Metall auf Metall“ selbst 
einzuspielen, hat der Senat insbesondere 
aufgrund der Angaben zweier sachverstän-
diger Zeugen entschieden. Diesen war es 
unter Verwendung bereits 1997 erhältli-
cher Synthesizer und freier Samples bzw. 
selbst aufgenommener Hammerschläge auf 
Metallschubkarren und Zinkregale gelun-
gen, den kopierten Rhythmusfolgen 
gleichwertige Sequenzen herzustellen. 
Das Aktenzeichen des Verfahrens lautet 5 
U 48/05. Der Senat hat die Revision zum 
Bundesgerichtshof zugelassen, da es wei-
ter höchstrichterlicher Klärung bedürfe, 
welche Maßstäbe für die Möglichkeit der 
Eigenherstellung von Tonaufnahmen gel-
ten, bevor auf fremde Tonaufnahmen ohne 
Einwilligung des Rechteinhabers zurückge-
griffen werden könne.  

Pressemitteilung vom 19.08.2011 [Link] 
 
LG Hamburg: Negative Bewertungen 
im Reisebuchungsportal - Landgericht 
Hamburg entscheidet über Unterlas-
sungsanspruch einer Hotelbetreiberin 
Az. 327 O 607/10 
 
Wer im Internet ein Reisebuchungsportal 
betreibt, in dem auch fremde Hotelbewer-
tungen publiziert werden, haftet für die 
Richtigkeit der in den Bewertungen be-
haupteten Tatsachen. Das hat am 1. Sep-
tember das Landgericht Hamburg ent-
schieden. 
Es stritten die Inhaberin eines Hotels und 
die Betreiberin eines Online-Reiseportals 
miteinander. Die Klägerin wollte erreichen, 
dass es der Beklagten gerichtlich verboten 

wird, in dem Bewertungsbereich ihres Por-
tals bestimmte geschäftsschädigende Be-
hauptungen Dritter über das Hotel der Klä-
gerin zu verbreiten. 
Die Beklagte vermittelt in ihrem Reisepor-
tal Reisen und Hotelübernachtungen. Zu-
gleich bietet sie Internetnutzern die Mög-
lichkeit, in dem Bewertungsbereich des 
Portals detaillierte Kommentare über Ho-
tels und Reisen abzugeben und die Kom-
mentare anderer Nutzer anzusehen. Auch 
über das Hotel der Klägerin befanden sich 
Bewertungen im Portal der Beklagten. In 
diesen Bewertungen beschwerten sich 
mehrere Nutzer über zahlreiche Mängel 
ihrer Unterkunft. 
Die Klägerin argumentierte vor der zustän-
digen Wettbewerbskammer, die in dem 
Portal publizierten Kommentare enthielten 
unwahre Tatsachenbehauptungen. Mit ihrer 
Verbreitung verstoße die Beklagte als Mit-
wettbewerberin gegen das Wettbewerbs-
recht. Die Beklagte hielt dagegen, ein Ver-
stoß gegen das Wettbewerbsrecht komme 
nicht in Betracht, da sie als Betreiberin des 
Meinungsportals gar nicht Mitwettbewerbe-
rin der Klägerin sei. Vielmehr betreibe sie 
das Meinungsportal unabhängig von dem 
Online-Reisebüro. Die Publikation der Nut-
zerbewertungen diene allein kommunikati-
ven Zwecken, und die in den Bewertungen 
enthaltenen Äußerungen mache sie sich 
auch nicht zu Eigen. 
Das Gericht hat der Klage überwiegend 
stattgegeben und es der Beklagten verbo-
ten, mehrere der von der Klägerin ange-
griffenen Nutzerkommentare zu verbreiten. 
Die Beklagte betreibe das Bewertungspor-
tal als Teil ihres gewerblichen Online-
Reisebüros. Buchungsgeschäft und Bewer-
tungsportal seien derart engmaschig ver-
bunden, dass eine klare Trennung in zwei 
verschiedene Geschäftsbereiche nicht mög-
lich sei. Im Vordergrund stehe für die Be-
klagte bei dem Meinungsportal nicht das 
uneigennützige Motiv, die Öffentlichkeit zu 
informieren, sondern die Attraktivität ihres 
gewerblichen Online-Angebots zu steigern. 
Daran sei nichts verwerflich, jedoch wür-
den andere Maßstäbe gelten als für die 
Betreiber rein informativer und nicht ge-
werblichen Zwecken dienender Bewer-
tungs- und Meinungsäußerungsportale. 
Wer als Mitbewerber einen anderen Mitbe-
werber herabsetze, werde strenger beur-
teilt, als derjenige, der nicht gewerblich 
tätig sei. Wer als Mitwettbewerber herab-
setzende Tatsachen über einen anderen 

http://justiz.hamburg.de/presseerklaerungen/3026788/pressemeldung-2011-08-19.html
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Wettbewerber verbreite, müsse diese auch 
beweisen können. Dies sei der Beklagten 
nur zum Teil gelungen. 
Das Aktenzeichen des Verfahrens lautet 
327 O 607/10. Das Urteil ist noch nicht 
rechtskräftig. Sollte gegen die Entschei-
dung Berufung eingelegt werden, wäre 
hierfür das Hanseatische Oberlandesgericht 
zuständig. 

Pressemitteilung vom 05.09.2011 [Link] 
 
LG Berlin: Fotoagentur darf Bilder von 
den Werken der Künstler Christo und 
Jeanne-Claude nicht verbreiten 
Urt. v. 27. 9. 2011 – 16 O 484/10 
 
Der Künstler Christo hat vor dem Landge-
richt Berlin ein Teilurteil erwirkt, durch das 
einer Fotoagentur untersagt worden ist, 
Fotos von Kunstwerken zu verbreiten, die 
er und seine verstorbene Frau Jeanne-
Claude realisiert haben. Zur Begründung 
hat das Landgericht ausgeführt, Christo 
stehe ein entsprechender urheberrechtli-
cher Unterlassungsanspruch zu. Ein Recht 
der Fotoagentur zur Berichterstattung über 
die Kunstaktionen bestehe ergebe sich we-
der aus dem Urheberrecht noch aus dem 
Grundrecht der Pressefreiheit. 
Die 16. Zivilkammer kündigte an, über 
einen zugleich erhobenen Schadensersatz-
anspruch erst nach Bezifferung des ent-
sprechenden Klageantrages zu entschei-
den. 

Pressemitteilung vom 27.09.2011 [Link] 
 
LG Hannover: Ausländischer Glücks-
spielanbieter darf in Deutschland nicht 
im Internet werben 
Az.: 25 O 98/10 
 
Die 5. Kammer für Handelssachen des 
Landgerichts Hannover hat es einem in 
London ansässigen Anbieter von Internet-
glücksspielen untersagt, auf Internetsei-
ten, die in Deutschland abgerufen werden 
können, für Glücksspiele zu werben. Die 
Richter gaben damit einer Klage der Toto-
Lotto Niedersachsen GmbH statt. 
Die Werbung des beklagten Anbieters auf 
deutschen Internetseiten verstoße gegen 
das generelle Verbot von Werbung für 
Glücksspiele im Internet aus dem Glücks-
spielstaatsvertrag (GlüStV), befanden die 
Richter. Die Kammer zeigte sich dabei da-
von überzeugt, dass sich die Beklagte mit 
ihrem Internetauftritt zielgerichtet und 

gewollt zumindest auch an Spielteilnehmer 
aus Deutschland gerichtet habe. 
Das generelle Internetwerbeverbot aus 
dem GlüStV verstoße darüber hinaus auch 
unter Berücksichtigung der aktuellen 
Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofs zu staatlichen Monopolen bei 
Sportwetten nicht gegen EU-Recht. Auch 
im Falle der Europarechtswidrigkeit eines 
staatlichen Glücksspielmonopols sei das 
generelle Verbot der Internetwerbung für 
das Glücksspiel mit EU-Recht vereinbar, da 
der nationale Gesetzgeber den Vertriebs-
kanal Internet bei Glücksspielen gesondert 
regeln könne, so die Kammer. 

Pressemitteilung vom 27.09.2011 [Link] 
 
IV. BUNDESMINISTERIUMS FÜR JUSTIZ 
zusammengestellt von Carsten Johne 
 
Buttonlösung gegen Internetabzocke 
kommt – Mehr Verbraucherschutz 
durch neue EU- Richtlinie 
 
Zur Verbraucherrechterichtlinie und zur 
darin vorgesehenen Buttonlösung gegen 
Kostenfallen im Internet erklärt Bundesjus-
tizministerin Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger: 
Die Buttonlösung gegen Internetabzocke 
kommt. Das Europäische Parlament ist 
unserem Vorschlag gefolgt und hat sich 
heute für eine europäische Richtlinie aus-
gesprochen, die wirksamen Schutz vor 
Kostenfallen bietet. Mit dem klaren Signal 
aus Brüssel können wir die Buttonlösung 
jetzt in Deutschland umsetzen. Heute habe 
ich meinen Gesetzentwurf in die Schluss-
abstimmung gegeben, damit das Bundes-
kabinett schnell entscheiden kann und 
dann das parlamentarische Verfahren be-
ginnt. 
Die Buttonlösung schiebt Kostenfallen im 
Internet einen wirksamen Riegel vor. Das 
neue Gesetz stellt sicher, dass nur zahlen 
muss, wer die Kostenpflicht kennt. Inter-
netanbieter werden verpflichtet, über den 
genauen Preis zu informieren, unmittelbar 
bevor der Verbraucher seine Bestellung 
aufgibt. Verbraucher sind nur zur Zahlung 
verpflichtet, wenn der Bestellbutton un-
missverständlich und gut lesbar auf die 
Zahlungspflicht hinweist. Unseriösen Ge-
schäftsmodellen wird mit der Neuregelung 
der Boden entzogen. 
 
 

http://justiz.hamburg.de/presseerklaerungen/3054076/pressemeldung-2011-09-05.html
http://www.berlin.de/sen/justiz/gerichte/kg/presse/archiv/20110927.1530.360112.html
http://www.landgericht-hannover.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=25597&article_id=99204&_psmand=58
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Zum Hintergrund: 
Immer häufiger verschleiern unseriöse Ge-
schäftemacher die Kosten von Onlineange-
boten. Bestimmte Internetleistungen wer-
den beispielsweise als „gratis“ angeprie-
sen, als unverbindliche Gewinnspiele be-
zeichnet oder als Möglichkeit zum Herun-
terladen von Freeware getarnt. Erst wenn 
die Rechnung kommt, folgt das böse Erwa-
chen. Häufig zahlen die Internetnutzer aus 
Unkenntnis oder weil sie sich durch eine 
aggressive Verfolgung der vermeintlichen 
Zahlungsansprüche unter Druck gesetzt 
fühlen. 
Die Buttonlösung schafft Abhilfe. Bei kos-
tenpflichtigen Onlineangeboten müssen 
Unternehmer künftig den Preis anzeigen 
und zwar unmittelbar bevor der Verbrau-
cher bestellt. Ein Vertrag kommt nur zu-
stande, wenn die Schaltfläche für die Be-
stellung unmissverständlich und gut lesbar 
auf die Zahlungspflicht hinweist. Ist eine 
Schaltfläche ausnahmsweise nicht vorge-
sehen, muss der Unternehmer in anderer 
Weise dafür sorgen, dass der Verbraucher 
mit seiner Bestellung ausdrücklich bestä-
tigt, sich zu einer Zahlung zu verpflichten. 
Das Bundesjustizministerium hat sich in-
tensiv für die Aufnahme einer solchen But-
tonlösung in die europäische Verbraucher-
rechterichtlinie eingesetzt. Weil die Richtli-
nie den Grundansatz der sog. Vollharmoni-
sierung verfolgt, wäre eine innerstaatliche 
Buttonlösung ohne die europäische Richtli-
nie nicht möglich. Eine einheitliche europä-
ische Regelung wird zu einem hohen Wie-
dererkennungswert führen und schafft die 
Voraussetzungen dafür, dass Verbrauche-
rinnen und Verbraucher ihre Rechte besser 
und selbstbewusster wahrnehmen. Um 
unnötige Verzögerungen zu verhindern, 
hat das Bundesjustizministerium jetzt ei-
nen Gesetzentwurf vorgelegt, der diesen 
Teil der Richtlinie vorab umsetzt. 
Die Verbraucherrechterichtlinie wird dar-
über hinaus die Richtlinien über Haustür-
geschäfte und Fernabsatzgeschäfte insge-
samt überarbeiten. Ziel des Richtlinienvor-
schlags ist es, durch eine Angleichung des 
Rechts der Mitgliedstaaten zu einem ord-
nungsgemäßen Funktionieren des Binnen-
marktes und zu einem hohen Verbraucher-
schutzniveau beizutragen. Der Richtlinien-
vorschlag geht vom Grundsatz der Voll-
harmonisierung aus, ermöglicht den Mit-
gliedstaaten jedoch durch Öffnungsklau-
seln in verschiedenen Bereichen, ein höhe-
res Verbraucherschutzniveau vorzusehen. 

Über den wirksamen Schutz vor Kostenfal-
len im Internet hinaus sieht der Richtli-
nienvorschlag insbesondere folgende Rege-
lungen vor: 
Die Frist, innerhalb der Verbraucher im 
Fernabsatz oder an der Haustür geschlos-
sene Verträge ohne Angabe von Gründen 
widerrufen können, wird europaweit ein-
heitlich auf 14 Tage festgelegt (bisher nur 
Vorgabe einer Mindestfrist von 7 Tagen). 
Informiert der Unternehmer den Verbrau-
cher über das Widerrufsrecht nicht oder 
unzutreffend, verlängert sich die Wider-
rufsfrist auf 12 Monate. Da die korrekte 
Belehrung über das Widerrufsrecht insbe-
sondere für kleine und mittlere Unterneh-
men ohne eigene Rechtsabteilung schwie-
rig sein kann, enthält der Richtlinienvor-
schlag eine Muster-Widerrufsbelehrung. 
Die Informationen, die der Unternehmer 
dem Verbraucher vor Abschluss eines 
Fernabsatzvertrages oder Haustürgeschäf-
tes zu geben hat, werden europaweit ver-
einheitlicht. Die Informationen sind grund-
sätzlich in Papierform oder auf einem an-
deren dauerhaften Datenträger zu geben 
oder – bei Fernabsatzverträgen – in dieser 
Form nach Vertragsschluss zu bestätigen. 
Für Verträge, die bei einem bestellten Be-
such geschlossen werden und sofort 
durchgeführte Reparaturen oder War-
tungsarbeiten betreffen, gelten bis zu einer 
Schwelle von 200 Euro erleichterte Anfor-
derungen für die Gewährung der Informa-
tionen. 
Verwendet der Unternehmer im Internet 
Voreinstellungen, die vom Verbraucher 
abgelehnt werden müssen, um eine Ver-
einbarung über eine Zusatzleistung – im 
Falle einer Reise z.B. eine Reiserücktritts-
versicherung – zu vermeiden, ist der Ver-
braucher zur Vergütung der Zusatzleistung 
nicht verpflichtet. 
Der ursprüngliche Vorschlag der Kommis-
sion, weitere Verbraucherschutzrichtlinien 
in die neue Richtlinie einzubeziehen, konn-
te nicht verwirklicht werden. Die Positionen 
der Mitgliedstaaten zur inhaltlichen Ausge-
staltung und zum Harmonisierungsniveau 
dieser Bereiche lagen zu weit auseinander. 
Heute hat das Europäische Parlament den 
Richtlinienvorschlag beschlossen. Über die 
Richtlinie muss jetzt noch der europäische 
Ministerrat entscheiden. Billigt er den 
Standpunkt des Europäischen Parlaments, 
ist das Verfahren abgeschlossen und die 
Richtlinie damit erlassen. Die Mitgliedstaa-
ten haben danach zwei Jahre Zeit, um die 
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Richtlinie in ihr innerstaatliches Recht um-
zusetzen.  

Pressemitteilung vom 23.06.2011 [Link] 
 
Einigung im Ministerrat - EU-Patent 
nimmt nächste Hürde 
 
Der Parlamentarische Staatssekretär Dr. 
Max Stadler über die Reform des europäi-
schen Patentsystems 
 
Zu dem heutigen Beschluss des EU-
Ministerrats über eine so genannte „allge-
meine Ausrichtung“ zu den Verordnungen 
über das EU-Patent erklärt der Parlamenta-
rische Staatssekretär Dr. Max Stadler: 
Die Reform des europäischen Patentsys-
tems nimmt endlich konkrete Formen an. 
Nach vielen Jahren kontroverser Verhand-
lungen haben sich die EU-Mitgliedsstaaten 
heute erstmals auf einen ausformulierten 
Gesetzestext einigen können. 
Dies ist ein starkes Signal an die europäi-
sche Wirtschaft insgesamt – Deutschland 
als innovativste Wirtschaftskraft wird vom 
neuen EU-Patent aber ganz besonders pro-
fitieren.  
Das EU-Patent muss kostengünstig und 
damit für die Unternehmen attraktiv sein. 
Deshalb werden durch diese Vorschläge die 
Kosten für Übersetzungen substantiell ge-
senkt. Somit wird das EU-Patent kosten-
günstiger und im internationalen Vergleich 
wettbewerbsfähiger. Dies ist ein erhebli-
cher Fortschritt für den Innovationsstand-
ort Europa. 
Nachdem das EU-Patent nun konkrete 
Formen annimmt, muss auch das damit 
eng verbundene Projekt des europäischen 
Patentgerichts schnell vorankommen. Ohne 
eine funktionierende Patentgerichtsbarkeit 
kann es kein funktionsfähiges Patentsys-
tem auf EU-Ebene geben. 
 
Zum Hintergrund: 
Der EU-Ministerrat hat heute in Luxemburg 
eine so genannte „allgemeine Ausrichtung“ 
zu den Verordnungen über das EU-Patent 
und das zugehörige Übersetzungsregime 
beschlossen. Die neuen Regelungen sehen 
die Möglichkeit vor, für Patente, die das 
Europäische Patentamt in München erteilt, 
eine einheitliche Schutzwirkung für die 25 
Teilnehmerstaaten zu beantragen. Damit 
soll das Recht des Patentinhabers, Patent-
verletzungen zu verbieten, in allen teil-
nehmenden EU-Mitgliedstaaten unter glei-
chen Voraussetzungen gelten. Die EU-

Patente werden in den drei Verfahrens-
sprachen des Europäischen Patentamts 
erteilt (deutsch, englisch, französisch). Die 
derzeit erforderlichen kostenträchtigen 
Übersetzungen der Patentschriften in zahl-
reiche Amtssprachen entfallen weitgehend. 
Zugleich einigte sich der Rat über die Kri-
terien zur Festlegung der Höhe der Gebüh-
ren des EU-Patents und deren Verteilung 
auf die Mitgliedstaaten. 
Am EU-Patent nehmen 25 EU-
Mitgliedstaaten teil, die am 10. März 2011 
eine „verstärkte Zusammenarbeit“ be-
schlossen haben; Italien und Spanien be-
teiligen sich aus sprachpolitischen Gründen 
nicht. 
Zunächst muss das Europäische Parlament 
nun seine Stellungnahme zu dem Verord-
nungspaket abgeben. Außerdem wird im 
zweiten Halbjahr 2011 über die Schaffung 
einer einheitlichen europäischen Patentge-
richtsbarkeit weiterberaten. 
Deutschland ist das mit Abstand patent-
stärkste Land Europas. Das Deutsche Pa-
tent- und Markenamt (DPMA) ist mit nahe-
zu 2.700 Mitarbeitern das größte nationale 
Patent- und Markenamt in Europa und 
weltweit das fünftgrößte nationale Patent-
amt. Beim DPMA wurden 2010 etwa 
59.000 neue Patente angemeldet und 
32.000 Patentverfahren abgeschlossen. 
Beim Europäischen Patentamt (EPA) wur-
den im Jahre 2009 ca. 134.500 Patente 
angemeldet, davon ca. 68.000 aus Europa. 
Der deutsche Anteil dieser Patente beträgt 
ca. 25.000; das sind fast dreimal so viele 
Patente, wie Frankreich als zweitstärkstes 
Land angemeldet hat (etwa 9000). 

Pressemitteilung vom 27.06.2011 [Link] 
 
Abo- und Kostenfallen erfolgreich be-
kämpfen 
 
Zu dem heute vom Bundeskabinett be-
schlossenen Regierungsentwurf zur Be-
kämpfung von Abo- und Kostenfallen im 
Internet erklärt Bundesjustizministerin Sa-
bine Leutheusser-Schnarrenberger: 
Mehr als fünf Millionen Internetnutzer sind 
laut einer Umfrage bereits in Kostenfallen 
getappt. Internetabzocke wird künftig ein 
Riegel vorgeschoben, und die Verbraucher-
rechte werden gestärkt. In den vergange-
nen Jahren haben dubiose Geschäftsmo-
delle im Internet zugenommen, die Inter-
netnutzer in Kostenfallen lockten, obwohl 
die Angebote kostenfrei aussahen. Be-
schwerden zu scheinbaren Gratisangebo-

http://www.bmj.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2011/20110623_Buttonloesung_gegen_Internetabzocke_kommt.html?nn=1468684
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ten, bei denen dann doch eine Rechnung 
kam, rissen nicht ab. Viele Verbraucher 
fallen auf solche Angebote im Internet her-
ein – und sollen dann für etwas zahlen, 
was erst kostenlos erschien. 
Der neue Internetbutton schützt wirksam 
vor Kostenfallen im Internet. Rechnungen 
für scheinbare Gratisleistungen laufen 
künftig ins Leere. Verbraucher sind nur zur 
Zahlung verpflichtet, wenn sie bei der Be-
stellung ausdrücklich bestätigen, dass sie 
die Kostenpflicht kennen. Der Bestellbutton 
muss unmissverständlich und gut lesbar 
auf die Zahlungspflicht hinweisen. Der 
Schutz vor Kostenfallen gilt immer, wenn 
Waren oder Dienstleistungen online bestellt 
werden, ob mit Computer, Smartphone 
oder Tablet. Die Neuregelung stärkt das 
Vertrauen der Verbraucher in den Online-
Handel und liegt damit auch im Interesse 
der Wirtschaft.  
Die Buttonlösung muss europaweit gelten, 
weil Internetabzocke nicht an der Grenze 
Halt macht. In Brüssel habe ich mich er-
folgreich dafür eingesetzt, dass die Button-
lösung auch in eine neue europäische 
Richtlinie aufgenommen wird. 
 
Zum Hintergrund: 
Immer häufiger verschleiern unseriöse Ge-
schäftemacher die Kosten von Onlineange-
boten. Bestimmte Internetleistungen wer-
den beispielsweise als „gratis“ angeprie-
sen, als unverbindliche Gewinnspiele be-
zeichnet oder als Möglichkeit zum Herun-
terladen von Freeware getarnt. Erst wenn 
die Rechnung kommt, folgt das böse Erwa-
chen. Häufig zahlen die Internetnutzer aus 
Unkenntnis oder weil sie sich durch eine 
aggressive Verfolgung der vermeintlichen 
Zahlungsansprüche unter Druck gesetzt 
fühlen. 
Die Buttonlösung schafft Abhilfe. Bei kos-
tenpflichtigen Onlineangeboten müssen 
Unternehmer künftig Preis, Lieferkosten, 
Mindestlaufzeiten sowie wesentliche Merk-
male der Ware oder Dienstleistung unmit-
telbar vor der Bestellung klar und ver-
ständlich anzeigen. Ein Vertrag kommt nur 
zu Stande, wenn der Verbraucher mit sei-
ner Bestellung ausdrücklich bestätigt, dass 
er sich zu einer Zahlung verpflichtet. Die 
Schaltfläche für die Bestellung muss un-
missverständlich und gut lesbar auf die 
Zahlungspflicht hinweisen. Diese Neurege-
lung gilt für alle Bestellungen von Waren 
oder Dienstleistungen auf Online-
Plattformen im Internet – sei es über den 

heimischen Computer, das Smartphone 
oder einen Tablet-PC. 
Heute hat das Bundeskabinett den von der 
Bundesjustizministerin vorgeschlagenen 
Gesetzentwurf beschlossen. Dieser Regie-
rungsentwurf wird nun über den Bundesrat 
dem Deutschen Bundestag zur Beratung 
zugeleitet.  
Parallel zu dem deutschen Gesetzgebungs-
verfahren hat sich die Bundesjustizministe-
rin erfolgreich für die Aufnahme einer But-
tonlösung in die künftige europäische Ver-
braucherrechterichtlinie eingesetzt. Das 
Europäische Parlament hat die Richtlinie 
am 23. Juni 2011 in erster Lesung be-
schlossen. Die erforderliche Zustimmung 
des Rates im Herbst des Jahres gilt als 
sicher. Es wird jedoch einige Zeit in An-
spruch nehmen, bis die Mitgliedstaaten 
diese Richtlinie in ihr innerstaatliches Recht 
umgesetzt haben. Die Richtlinie räumt den 
Mitgliedstaaten dafür eine Frist von zwei 
Jahren ein. Da Kostenfallen ein drängendes 
Problem sind, hat die Bundesregierung 
bereits jetzt das Startsignal für eine vorzei-
tige innerstaatliche Regelung gegeben. 

Pressemitteilung vom 24.08.2011 [Link] 
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D. LITERATURAUSWERTUNG 
Zusammengestellt von Carsten Johne 
 
(Die Auflistung stellt einen Überblick über 
die in Zeitschriften erschienenen Publikati-
onen des letzten Quartals dar und erhebt 
nicht den Anspruch auf Vollständigkeit) 
 
ausgewertete Ausgaben: 160 
 
aufgeführte Literaturnachweise: 324 
 
I. PATENT- UND GEBRAUCHSMUSTERRECHT 
 
• Ackermann, Jan  
Die Zustellung an Dritte als fristauslösen-
des Ereignis - Die Einreichung von europäi-
schen Teilanmeldungen nach Regel 36 (1) 
EPÜ 
Mitt. 2011, 217 (Heft 5) 
 
• Arnold, Bernhard  
Anm. zu BGH, Urt. v. 10.05.2011 - X ZR 
16/09 – Dem Patentanspruch widerspre-
chende Beschreibung ist zu ignorieren  
(„Okklusionsvorrichtung“) 
GRUR-Prax 2011, 297 (Heft 13) 
 
• Bartenbach-Fock, Anja  
Anm. zu BGH, Entsch. v. 01.03.2011 - X 
ZR 72/08 – Zur Prüfung auf erfinderische 
Tätigkeit (Kosmetisches Sonnenschutzmit-
tel III) 
IP kompakt 2011, 7 (Heft 6) 
 
• Bartenbach-Fock, Anja  
Anm. zu BGH, Entsch. v. 12.04.2011 - X 
ZR 72/10 – Zur versäumten Inanspruch-
nahme bei „Alterfindungen“ (Initialidee) 
IP kompakt 2011, 9 (Heft 7) 
 
• Dombrowski, Jan  
Anm. zu BGH, Urt. v. 19.04.2011 - X ZR 
124/10 - Nichtigkeitsklage bei laufendem 
Einspruchsverfahren unzulässig („Mautbe-
rechnung“) 
GRUR-Prax 2011, 353 (Heft 15) 
 
• Engels, Rainer/Morawek, Wolfgang 
Aus der Rechtsprechung des BPatG im Jah-
re 2010 - Teil 2: Patentrecht und Ge-
brauchsmusterrecht 
GRUR 2011, 561 (Heft 7) 
 
• Fabry, Bernd  
Anm. zu BGH, Urt. v. 24.02.2011 - X ZR 
121/09 – Hohe Anforderungen an die 

Technizität bei computerimplementierten 
Erfindungen („Webseitenanzeige“) 
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Entwicklung des Internet- und Multimedia-
rechts im Jahr 2010: Haftung im Internet, 
MMR-Beilage Nr. 7/2011, 6 
 
• Zapfe, Kai 
Fortsetzung der BGH-Rechtsprechung Pa-
rallelverfahren I und II 
WRP 2011, 1122 (Heft 9) 
 
VII. AUSGEWERTETE ZEITSCHRIFTEN 
In Klammern werden die jeweils ausgewerteten Zeit-
schriften aufgezeigt 
 
AfP  Archiv für Presserecht (Heft 03/2011) 
BB  Betriebs-Berater (Heft 22 bis 34/2011) 
CIP Report (Ausgabe 01/2011) 
Common Market Law Review – Kluwer Law Inter-
national (-) 
Competition Law Review (-)  
Competition Policy Newsletter (-) 
CR  Computer und Recht (Heft 06 und 07/2011) 
CRi  Computer law review international (Heft 
03/2011) 
DB  Der Betrieb (Heft 21 bis 33/2011) 
Europarecht (-) 
European Competition Journal (-) 
European Business Law Review - Kluwer Law 
International (-) 
European Law Journal (-) 

EuZW  Europäische Zeitschrift für Wirtschaftsrecht 
(Heft 11 bis 16/2011) 
EWiR  Entscheidungen zum Wirtschaftsrecht – Kurz-
kommentare (Heft 10 bis 14/2011) 
EWS  Europäisches Wirtschafts- und Steuerrecht 
(Heft 05 bis 07/2011) 
GPR  Zeitschrift für Gemeinschaftsprivatrecht (Heft 
03/2011) 
GRUR  Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht 
(Heft 06 bis 08/2011) 
GRURInt  Gewerblicher Rechtsschutz und Urheber-
recht Internationaler Teil (Heft 06 und 07/2011) 
GRUR-Prax Gewerblicher Rechtsschutz und Urheber-
recht - Praxis im Immaterialgüter- und Wettbewerbs-
recht (Heft 10 bis 15/2011) 
GRUR-RR    Gewerblicher Rechtsschutz und Urheber-
recht Rechtsprechungs-Report (Heft 06 und 07/2011) 
GWR Gesellschafts- und Wirtschaftsrecht (Heft 10 
bis 14/2011) 
IIC  International Review of Industrial Property and 
Copyright Law (Heft 04/2011) 
IPkompakt (Ausgabe 06 und 07/2011) 
ITRB Der IT-Rechtsberater (Heft 06 bis 08/2011) 
JA Juristische Arbeitsblätter (Heft 06 bis 
08/2011) 
Jura Juristische Ausbildung (Heft 06 bis 08/2011) 
JuS Juristische Schulung (Heft 06 bis 08/2011) 
JZ  Juristenzeitung (Heft 11 bis 14/2011) 
K&R  Kommunikation und Recht (Heft 06 und 07-
08/2011) 
KUR (-) 
The Law Quarterly Review (-) 
LMK (Fachdienst Zivildienst) (-) 
MarkenR  Zeitschrift für deutsches, europäisches und 
internationales Markenrecht (Heft 05 und 06/2011) 
MDR   Monatsschrift für Deutsches Recht (Heft 11 
bis 15/2011) 
Medien und Recht (-) 
Mitt.  Mitteilungen der deutschen Patentanwälte (Heft 
05 bis 07-08/2011) 
MMR   Multimedia und Recht (Heft 06 bis 08/2011; 
Beilage zu Heft 07/2011) 
The Modern Law Review (-) 
NJOZ Neue Juristische Online Zeitschrift (-) 
NJW  Neue Juristische Wochenschrift (Heft 22 bis 
35/2011) 
N&R Netzwirtschaften und Recht (-) 
ÖBl Österreichische Blätter für gewerblichen 
Rechtsschutz und Urheberrecht (-) 
RdE Recht der Energiewirtschaft (Heft 06 und 
07/2011) 
RIW  Recht der internationalen Wirtschaft (Heft 06 
und 07/2010) 
sic!  Zeitschrift für Immaterialgüter-, Informations- 
und Wettbewerbsrecht (-) 
UFITA  Archiv für Urheber- und Medienrecht (-) 
WM  Wertpapiermitteilung (Heft 21 bis 34/2011) 
World Competition – Kluwer Law International   (-) 
WRP  Wettbewerb in Recht und Praxis (Heft 06 bis 
09/2011) 
WuB  Entscheidungssammlung zum Wirtschafts- und 
Bankrecht (Heft 06 und 07/2010) 
WuW  Wirtschaft und Wettbewerb (Heft 06 und 07-
08/2011) 
ZEuP Zeitschrift für Europäisches Privatrecht (Heft 
02/2011) 
ZEuS  Zeitschrift für Europarechtliche Studien (Heft 
01 und 02/2011) 
ZGE Zeitschrift für Geistiges Eigentum (-) 
ZHR  Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und 
Wirtschaftsrecht (-) 
ZIP  Zeitschrift für Wirtschaftsrecht (Heft 21 bis 
34/2011) 
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ZLR Zeitschrift für das gesamte Lebensmittelrecht (-) 
ZNER Zeitschrift für Neues Energierecht (Heft 02 
und 03/2011) 
ZUM  Zeitschrift für Urheber- und Medienrecht (Heft 
05 bis 07/2011) 
ZWeR  Zeitschrift für Wettbewerbsrecht (02/2011) 
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